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Kurzfassung

Das Verkehrssystem wurde in den letzten 
100 Jahren in all seinen Dimensionen vor-
wiegend auf die Bedürfnisse des motori-
sierten Individualverkehrs ausgelegt, was 
uns heute vor zahlreiche Herausforde-
rungen stellt. Die Stadt Wien hat die Rele-
vanz dieser Probleme erkannt und nimmt 
sich in ihren Strategien vor, weitreichende 
Maßnahmen zur Klimaneutralität und zur 
Klimawandelanpassung zu setzen. In der 
konkreten Gestaltung öffentlicher Räume 
wird diesem Umstand jedoch oft nicht 
genug Rechnung getragen.

Ziel dieser Arbeit ist es, das Entschei-
dungshandeln in planungspolitischen 
Prozessen in Wien verstehen zu können, 
verlangsamende Prozessfaktoren zu er-
fassen und daraus Handlungsemp-
fehlungen für die Transformation des 
Verkehrssystems in Städten ableiten zu 
können. Dabei werden sowohl formelle 
als auch informelle Planungspraxen be-
schrieben, um ein Verständnis für das 
Wiener Planungssystem zu erlangen, 
sowie Dynamiken politischer Entschei-
dungspraxis analysiert. Die Analyse der 
Planungpraxis erfolgt akteurszentriert und 
nimmt Bedacht auf „Hidden Agendas“ 
und „versteckte“ Akteur:innen.

Aufbauend auf einer theoretischen Aus-
einandersetzung mit der Multi-Level-Per-
spektive, Luhmanns Verwaltungstheorie, 
politischer Theorie und dem systemischen 
Machtbegriff werden Einflussfaktoren auf 

die Transformation des Verkehrssystems 
erläutert. Dabei werden sowohl die Her-
ausforderungen einer Transformation als 
auch mögliche Lösungspfade erläutert. 
Im Blick auf den Wiener Kontext werden 
die institutionellen Rahmenbedingun-
gen des Wiener Planungssystems in der 
Straßenplanung und deren Akteur:innen 
beschrieben sowie die Verkehrspolitik 
der letzten Jahrzehnte reflektiert, um im 
empirischen Teil auf die Handlungspraxis 
einerseits bei prototypischen Planungs-
projekten, andererseits in drei Fallstudien 
von konkreten Umgestaltungsprozessen 
öffentlicher Räume einzugehen. Die Um-
gestaltungsprozesse Praterstraße, Super-
grätzl Favoriten und Thaliastraße geben 
konkrete Hinweise auf projektbezogene 
Faktoren, welche die Planungsprozesse 
wesentlich beeinflussten, und werden in 
dieser Arbeit reflektiert und zueinander in 
Beziehung gesetzt. 

Die Ergebnisse dieser Arbeit sollen Ent-
scheidungsträger:innen, Planer:innen und 
Verwaltungspersonal in der verkehrspoli-
tischen Praxis unterstützen, die Transfor-
mation des Verkehrssystems bestmög-
lich voranzubringen. Dafür werden sechs 
Handlungsempfehlungen formuliert, die 
eine Unterstützung transformativer Be-
strebungen in Städten und Gemeinden 
liefern sollen und sich aus den Erfahrun-
gen des Wiener Planungssystems spei-
sen, das in den letzten Jahren eine deut-
liche Transformation durchmacht.



Abstract

Over the past 100 years, the transport 
system in all its dimensions has primarily 
been designed to meet the needs of mo-
torized private transport, which presents 
us with numerous challenges today. In its 
strategies, the City of Vienna has recog-
nized the relevance of these problems 
and is committed to implementing far-
reaching measures for climate neutrality 
and climate change adaptation. Howe-
ver, this fact is often not sufficiently taken 
into account in the concrete design of 
public spaces.

The aim of this study is to understand de-
cision-making in Viennese planning poli-
cy processes, to identify factors that slow 
down processes and to derive recom-
mendations for transformative action of 
the transportation system in cities. Both 
formal and informal planning practices 
are described in order to gain an unders-
tanding of the Viennese planning system 
and to analyze the dynamics of political 
decision-making practice. The analysis of 
planning practices is actor-centered and 
takes into account “hidden agendas” and 
“hidden” actors.

Based on a theoretical examination of 
the multi-level perspective, Luhmann‘s 
administrative theory, political theory 
and the systemic concept of power, fac-
tors influencing the transformation of the 
transport system are explained. Both the 
challenges of transformation and possib-

le solutions are examined. With an insight 
to the Viennese context, the institutional 
framework conditions of the Viennese 
planning system including its actors are 
described and the transport policy of re-
cent decades is reflected upon, thus ad-
dressing the empirical part in prototypi-
cal planning projects on the one hand as 
well as three case studies of concrete re-
design processes of public spaces on the 
one hand. Throughout this thesis, the re-
design processes of Praterstrasse, Super-
grätzl Favoriten and Thaliastrasse provide 
concrete indications of project-related 
factors that significantly influenced the 
planning processes. They are reflected 
upon and related to each other in this 
thesis. 

The results of this work are intended to 
support decision-makers, planners and 
administrative staff in transport policy 
practice in order to advance the transfor-
mation of the transport system in the best 
possible way. Based on the experience of 
the Viennese planning system, which has 
undergone a significant transformation 
in recent years, six recommendations for 
action are formulated, which in summary 
intend to support transformative efforts in 
cities and municipalities.
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1.1. Problemhintergrund 
und Forschungsinteresse
Im Pariser Klimaabkommen hat sich Ös-
terreich neben 183 anderen Staaten ver-
pflichtet, den globalen Temperaturan-
stieg im Vergleich zum vorindustriellen 
Niveau auf 1,5 °C zu begrenzen (Vereinte 
Nationen 2015). Dieses Ziel verfolgen zahl-
reiche Strategien auf EU- und national-
staatlicher Ebene. Während die Treib-
hausgasemissionen in Österreich in den 
meisten Sektoren seit 1995 gesunken sind, 
stiegen sie im Verkehrssektor stark an 
(siehe Abbildung 1) (Umweltbundesamt 
2021). Eine Dekarbonisierung des Ver-
kehrssystems ist jedoch ein wesentlicher 
Faktor zur Erreichung der Klimaziele. Eini-
ge Effekte des Klimawandels sind in den 
Städten bereits jetzt spürbar, die Anzahl 
der Hitzetage ist beispielsweise deutlich 
gestiegen (siehe Abbildung 2). Die stei-
gende Hitze verdeutlicht die ungerechte 
Verteilung des öffentlichen Raums, der 
in Städten besonders beansprucht wird, 

aber zu großen Teilen fahrenden oder 
parkenden Kraftfahrzeugen (Kfz) vorbe-
halten ist. Eine Umverteilung des öffentli-
chen Raums wird als essenziell betrach-
tet, um die Platzansprüche alternativer 
Verkehrsarten zu ermöglichen und eine 
sozial- und klimagerechte Mobilität zu er-
möglichen. (Umweltbundesamt 2024: 28)

Die Stadt Wien hat sich in mehreren Stra-
tegien – zum Beispiel in der Smart Klima 
City Strategie (Magistrat der Stadt Wien 
2022b: 54) – zum Ziel gesetzt, den öffent-
lichen Raum zugunsten des öffentlichen 
Verkehrs und der aktiven Mobilität um-
zuverteilen. Im öffentlichen Diskurs ist je-
doch häufig zu hören, dass diesen Zielen 
wenig Rechnung getragen wird (z.B. Leth 
2024b; Stummer 2021). Als Grund dafür 
werden in Gesprächen mit Planer:innen 
komplexe Verfahren und Zuständigkei-
ten in Entscheidung, Planung und Finan-
zierung, divergierende und nicht nach-
vollziehbare Interessen unterschiedlicher 
Beteiligter sowie unklare und intranspa-
rente Entscheidungsprozesse auf Politik- 

Abbildung 1: 
Veränderung der 

CO2-Emissionen in Österreich 
zwischen 1990 und 2021 nach 

Sektoren  
 

Quelle: Eigene Darstellung nach 
Umweltbundesamt (2021)
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und Verwaltungsebene genannt. Diese 
intransparenten Entscheidungsprozesse 
machen eine Nachvollziehbarkeit in der 
Entscheidungsfindung für Umgestaltun-
gen oder Nicht-Umgestaltungen des öf-
fentlichen Raumes sehr schwierig. Partizi-
pation ist bei größeren Umgestaltungen 
zwar bereits fester Bestandteil des Pla-
nungsprozesses, wird jedoch meist nur 
sporadisch durchgeführt und hat nicht 
zwingend Einfluss auf Entscheidungen, 
die im weiteren Verlauf des Prozesses ge-
troffen werden.

In dieser Arbeit sollen zwei große Elemente 
dieses komplexen Planungssystems auf-
gebrochen und zumindest in Teilen ent-
ziffert werden. Einerseits soll die Arbeit das 
Entscheidungshandeln planungspoliti-
scher Prozesse in Wien erklären – sowohl 
auf politischer Ebene, aber auch auf Ver-

waltungsebene. Dabei sollen sowohl for-
melle als auch informelle Planungspraxen 
beschrieben werden. Andererseits geht 
es um das bessere Verständnis von Dy-
namiken politischer Entscheidungspraxis, 
die mit dieser Arbeit erklärt werden sollen. 
Es wird untersucht, welche Akteur:innen 
in derartigen Prozessen wie relevant sind, 
wer Entscheidungen treffen kann und wie 
diese Entscheidungsfindung abläuft. Inte-
ressant sind dabei insbesondere „Hidden 
Agendas“ und „versteckte“ Akteur:innen.

Aufbauend auf dem Verständnis der Ent-
scheidungspraxis im konkreten Wiener 
Verkehrssystem ist das Ziel der Arbeit die 
Entwicklung von Handlungsempfehlun-
gen für eine Nachhaltigkeitstransforma-
tion des Verkehrssystems, die sich auf 
andere Städte übertragen lassen.

Abbildung 2: 
Entwicklung der Hitzetage in 
Wien zwischen 1955 und 2024; 
an einem Hitzetag beträgt 
die Tageshöchsttemperatur 
mindestens 30 Grad Celsius 
 
Quelle: Eigene Darstellung 
Datenquelle: MA 23 (2025)
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1.2. Forschungsfragen 
und Hypothesen
Aus dem Forschungsinteresse kristallisiert 
sich folgende Forschungsfrage heraus:

Welche strukturbedingten Rahmenbe-
dingungen beeinflussen Transformati-
onsprozesse im Verkehrssystem in Be-
zug auf den öffentlichen Raum in Wien?

Um diese Forschungsfrage zu konkreti-
sieren und das Feld im Zuge dieser For-
schungsarbeit besser eingrenzen zu kön-
nen, werden noch folgende Leitfragen 
gestellt:

Leitfrage 1: Wie laufen Entscheidungs-
prozesse in der Verkehrsplanung in Wien 
ab? Welche Akteur:innen haben spezifi-
sche Entscheidungsmacht? welche Be-
ziehungsgeflechte beeinflussen Entschei-
dungen in der Verkehrsplanung? 

Leitfrage 2: Welche institutionellen Rah-
menbedingungen behindern bezie-
hungsweise fördern Transformationspro-
zesse in der Verkehrsplanung? 

Leitfrage 3: Inwiefern kann die Anwen-
dung der Multi-Level-Perspektive auf Fall-
studien zum Verständnis transformativer 
Prozesse in konkreten abgegrenzten Räu-
men beitragen?

Zu Beginn der Arbeit werden drei Hypo-
thesen aufgestellt, die sich vorwiegend 
aus den Erfahrungen meiner aktivisti-
schen und verkehrsplanerischen Arbeit in 
Wien (siehe Kapitel 1.4) ergeben.

Hypothese 1: Bezirksvorsteher:innen ha-
ben realpolitisch deutlich mehr Entschei-
dungsmacht (bzw. Verhinderungsmacht) 
als ihnen laut Stadtverfassung zusteht.

Hypothese 2: Einzelpersonen in der Ver-
waltung und in der Bezirkspolitik können 
Transformationsprozesse wesentlich be-
einflussen und sie im schlimmsten Fall 
gänzlich zum Erliegen bringen.

Hypothese 3: Zwischen strategischer 
Ebene und Detailplanung fehlt eine kon-
krete Zielebene, an der sich die ausfüh-
renden Magistratsdienststellen orientie-
ren können.
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1.3. Aufbau der Arbeit

Die Arbeit ist in drei Teile gegliedert:

• Theoretischer Rahmen in Kapitel 2 und 3
• Empirische Ergebnisse aus der Ent-
scheidungspraxis und den Fallstudien in 
Kapitel 4
• Synthese und Handlungsempfehlungen 
in Kapitel 5 und 6

Theoretischer Rahmen
Anschließend an die Einleitung erfolgt in 
Kapitel 2 die theoretische Auseinander-
setzung mit dem Bedarf einer Transforma-
tion im Verkehrssystem und verschiede-
ner theoretischer Auseinandersetzungen 
aus der Transitionsforschung, der Ver-
waltungsforschung und der politischen 
Forschung. Die Theorie soll dabei helfen, 
die Erkenntnisse einzuordnen und in einen 
theoretischen Zusammenhang zu setzen, 
um sie später vergleichbar zu machen. 
Zunächst wird die Multi-Level-Perspektive 
nach Geels und Schot (2007) als zentra-
les theoretisches Gerüst erklärt und an-
hand des Verkehrssystems beschrieben.
Als zweite wesentliche Theorie zum Ver-
ständnis planungspolitischer Prozesse 
folgt die Verwaltungstheorie von Niklas 
Luhmann (2021), welche die Perspekti-
ve der Verwaltung erklärt. Zuletzt werden 
verschiedene Begriffsbestimmungen 
und Grundlagen zur Analyse politischer 
Prozesse vorgestellt, unter anderem das 
Advocacy Coalition Framework (Sabatier 
und Jenkins-Smith 1993) und der Faktor 
von Macht im System (Avelino und Rot-
mans 2009; Imbusch 2012; Luhmann 2013).

Kapitel 3 geht auf den Wiener Kontext 
ein und gibt einen historischen Überblick 
über die Wiener Verkehrspolitik, aktuel-
le verkehrspolitische Zielsetzungen auf 
unterschiedlichen Ebenen und die Ak-
teurslandschaft in der Wiener Verkehrs-
planung.

Empirischer Teil
In Kapitel 4 erfolgt die empirische Ausein-
andersetzung mit dem Wiener Verkehrs-
planungsumfeld. Zunächst wird erklärt, 
wie idealtypische planungspolitische Pro-
zesse ablaufen, welche Faktoren zur Initi-
ierung eines Projekts beitragen und wel-
che Aspekte zur Entscheidungsfindung 
herangezogen werden. Dabei werden 
sowohl formelle als auch informelle Ent-
scheidungspraxen analysiert.

Es folgt die Auseinandersetzung mit drei 
konkreten Planungsprozessen, deren Ziel 
die Umgestaltung eines abgegrenzten 
Straßenraumes war. In den Fallstudien 
werden spezifische Wirkungsmechanis-
men identifiziert, die Planungsprozes-
se wesentlich beeinflussen können. Die 
Untersuchung der Planungsprozesse der 
Umgestaltung der Praterstraße, der Ent-
wicklung des Supergrätzl Favoriten und 
der Umgestaltung der Thaliastraße soll 
einen Vergleich unterschiedlicher Rah-
menbedingungen und deren Einfluss auf 
die Entscheidungspraxis und Projektge-
nese ermöglichen. Die Fallstudien werden 
dabei stets in den Kontext der Multi-Le-
vel-Perspektive gesetzt und anhand die-
ser analysiert.
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Der Erkenntnisgewinn in diesem Kapi-
tel erfolgt anhand von Internetrecher-
che sowie zwölf leitfragengestützter Ex-
pert:inneninterviews, die zwischen Mai 
und Oktober 2024 durchgeführt wurden. 
Durch die Expert:inneninterviews konnte 
Zugang zu nicht öffentlichem Prozess-
wissen erlangt werden. Die Auswahl der 
Interviewpartner:innen erfolgte aus den 
Projektbeteiligten, durch persönliche Kon-
takte in Planungsbüros und Verwaltung 
und aus dem erwarteten Erkenntnisge-
halt ihrer Aussagen. Die ausgewählten 
Interviewpartner:innen sind der Stadt-
politik, der Bezirkspolitik, der Verwaltung 
sowie der (privaten) Planung zugehörig. 
Der Interviewleitfaden resultierte aus den 
Forschungsfragen sowie den Prozess-
spezifika der Fallstudien. Je nach Tätig-
keitsfeld der interviewten Person sowie 
lokalen Spezifika der Fallstudie wurde der 
Leitfaden entsprechend abgeändert oder 
ergänzt. Der Basisleitfaden findet sich im 
Anhang dieser Arbeit. 

Die Auswertung der Interviews erfolgt 
deduktiv mittels einer theoriegeleiteten 
Kategoriebildung in Anlehnung an May-
ring (2015). Aussagen aus den Interviews 
wurden dabei einem Kategoriesystem in 
Form von Codes zugeordnet, die auf Basis 
des theoretischen Hintergrunds und der 
Interviewleitfäden definiert wurden. Eine 
Übersicht über das Kategoriesystem be-
findet sich im Anhang dieser Arbeit.

Synthese und Handlungsempfehlungen
In Kapitel 5 werden die Erkenntnisse aus 
der theoretischen Ausarbeitung und der 
praktischen Auseinandersetzung mit dem 
Wiener Planungskontext zusammenge-
führt. Die Beantwortung der Forschungs-
fragen erfolgt anhand wesentlicher 
Erkenntnisse aus der Planungspraxis, ge-
stützt durch die theoretische Einordnung.

Zum Schluss folgen in Kapitel 6 praxis-
nahe Handlungsempfehlungen, die poli-
tischen Akteur:innen und Planer:innen in 
Städten und Gemeinden helfen sollen, die 
Nachhaltigkeitstransformation voranzu-
bringen und Hinweise geben, welche Fak-
toren zu einem Gelingen beitragen.
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1.4. Persönliches Vorwort

In Anbetracht meines aktivistischen En-
gagements und meiner derzeitigen Ar-
beit als Mobilitätsplaner ergibt sich ein 
wesentliches Interesse am Verständnis 
der Wiener Verkehrspolitik. Die gewonne-
nen Erkenntnisse dienen dabei auch dem 
persönlichen Verständnis vom Entschei-
dungshandeln im politischen System in 
Wien und darüber hinaus. In Anbetracht 
dieses Hintergrundes bin ich dabei selbst 
Teil des untersuchten Planungssystems 
und kann nicht gänzlich neutral auftreten. 
Annahmen im Zuge dieser Arbeit wer-
den stets durch eigene Erfahrungen be-
einflusst. Dennoch besteht der Anspruch, 
objektiv und wissenschaftlich zu arbeiten 
und Erkenntnissen sachlich zu begegnen. 
Besonders hervorzuheben ist dabei, dass 
Verkehrsplanung keine rein technische 
Disziplin ist. Vielmehr ist sie eine zutiefst 
soziale Materie. Sie lebt und wirkt von und 
mit Kommunikation und wird dabei stän-
dig von Menschen und deren Werten be-
einflusst. Diese Arbeit soll Politiker:innen, 
Planer:innen und allen, die an Verkehr und 
Mobilität interessiert sind, helfen, die kom-
plexen und oft schwierig nachvollziehba-
ren Entscheidungen im Mobilitätsbereich 
zu verstehen und die menschlichen Kom-
ponenten in einem institutionalisierten 
System nicht zu übersehen. Die meisten 
Widerstände in der Planung sind nicht 
auf Böswilligkeit zurückzuführen, sondern 
werden durch konservative Wertesys-
teme und die Handlungsspielräume im 
System verursacht.

Meine Tätigkeit bei Platz für Wien1 ab 2020 
hat mich in die verwobenen Strukturen 
der Wiener Verkehrspolitik eintauchen 
lassen. Durch Kontakte mit erfahrenen Ak-
tivist:innen, die die politische Szene schon 
länger beobachten, und den Austausch 
mit politischen Akteur:innen, nicht zuletzt 
durch die Termine mit verschiedenen Be-
zirksvorsteher:innen und Stadtpolitiker:in-
nen, an denen ich teilweise direkt beteiligt 
war und teilweise über andere erfahren 
habe, durfte ich Erfahrungen über das 
politischen System sammeln.

Ein weiterer Einflussfaktor meines gro-
ßen Interesses an der Wiener Verkehrs-
planung ist meine berufliche Tätigkeit im 
Mobilitätsplanungsbüro con.sens mobili-
tätsdesign, durch das ich bereits einige 
Erfahrungen in Projekten mit der Stadt 
Wien und Entscheidungsprozessen in 
der Verkehrsplanung gewinnen konnte. 
Das Projekt Praterstraße, welches in die-
ser Arbeit als Fallstudie dient und an dem 
con.sens mobilitätsdesign mitgewirkt hat, 
fand vor meinem Eintritt in das Unterneh-
men statt.

1 Platz für Wien bezeichnet sich selbst als 
„größte Verkehrsinitiative Wiens“ (siehe dazu in 
Kapitel 3.7).



Kapitel 2 setzt sich mit der Theorie einer 
Nachhaltigkeitstransformation im Ver-
kehrssystem auseinander. Zunächst wird 
die Multi-Level-Perspektive als zentrale 
Transformationstheorie vorgestellt und 
auf das Verkehrssystem übertragen. Es 
folgen eine Auseinandersetzung mit der 
Policy- und Verwaltungsforschung sowie 
ein kurzer Exkurs in die Planungstheorie. In 
Kapitel 2.4 werden die Theorien bezüglich 
ihrer Bedeutung für Transformationspro-
zesse in der Verkehrsplanung zusammen-
gefasst.



TRANSFORMATION IM  
VERKEHRSSYSTEM

2 
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2.1. Transformations-
theorie
Nachhaltigkeitsorientierte Forschung zu 
Innovation und Technologie hat seit den 
1990er Jahren deutlich an Bedeutung ge-
wonnen. Das relativ neue Forschungsfeld 
der Nachhaltigkeitstransition beschäftigt 
sich mit der Frage, wie nicht-nachhaltige 
sozio-technische Systeme zur Nachhal-
tigkeit transformiert werden können. Auf-
grund zahlreicher ökologischer und sozia-
ler, aber zunehmend auch ökonomischer 
Probleme in einigen Sektoren, hat das 
Thema an Relevanz zugenommen. Im Ver-
kehrssektor zeigt sich das beispielsweise 
durch Stau und hohen Platzverbrauch des 
Kfz-Verkehrs, lokale Luftverschmutzung, 
der Erschöpfung fossiler Brennstoffe, hohe 
CO2-Emmissionen und Verkehrsunfälle. 

Diese Herausforderungen werden verstärkt 
durch die vorangegangene Entwicklung 
und Abhängigkeiten (sogenannte path-
dependencies) sowie „Lock-In“-Effekten in 
den bestehenden Sektoren. Die etablierten 
Technologien sind in bestehende Verhal-
tensmuster, Wertschöpfungsketten sowie 
Regulations- und Institutionsstrukturen 
eingebettet. Veränderungen in den etab-
lierten Systemen finden daher nur schritt-
weise statt und nicht radikal. Diese schritt-
weisen Veränderungen reichen allerdings 
nicht aus, um den bestehenden Heraus-
forderungen in der Nachhaltigkeit zu be-
gegnen. Sowohl der Policy-Bereich als 
auch die Sozialwissenschaften beschäfti-
gen sich daher zunehmend mit der Frage, 
wie notwendige radikale Veränderungen 

des bestehenden Systems gefördert und 
gesteuert werden können. (Markard et al. 
2012: 955)

Markard et al. (2012) stellen vier etablierte 
Theorien der Transformationsforschung 
vor, die auf Grundlagen genereller netz-
werktheoretischer Theorien ab den 
1980er-Jahren beruhen. Für die vorliegen-
de Arbeit wird die Multi-Level-Perspektive 
(MLP) nach Geels und Schot (2007) als 
meistzitierte Theorie (Kerschbaum 2022: 
26) herangezogen, um mögliche Pfade 
und Herausforderungen der Transfor-
mation des Verkehrssystems in Wien be-
leuchten zu können.

Transformation und Transition
Die Begriffe Transformation und Transi-
tion werden in der Literatur teilweise als 
Synonym, teilweise abgegrenzt zueinan-
der betrachtet. In dieser Arbeit wird der 
Begriff Transformation verwendet, der in 
der Definition nach Wittmayer und Höl-
scher (UBA 2017: 46, zit. nach Kerschbaum 
2022: 26) „gesamtgesellschaftliche Ver-
änderungsprozesse und Transitionen als 
institutionell-politische Veränderungen 
innerhalb sozialer Systeme beinhalten“.

2.1.1. Multi-Level-Perspekti-
ve (MLP)

Die Multi-Level-Perspektive (MLP) stellt ein 
Konzept zum anschaulichen Verständ-
nis der komplexen Dynamik sozio-tech-
nischer Veränderungen dar und besteht 
aus drei Ebenen: der sozio-technischen 
Landschaft, dem sozio-technischen Re-
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gime und Nischeninnovationen (Abbil-
dung 3) (Geels 2002: 1258–1260).

Das sozio-technische Regime ist als 
Mesoebene der zentrale Bestandteil der 
Theorie und bildet „das Regelwerk […], ein-
gebettet in den zusammenhängenden 
Komplex aus Ingenieurpraktiken, Produk-
tionsprozessen, Produktcharakteristiken, 
Kompetenzen und Prozessen, Akteurs-
handeln und der Definition von Proble-
men.“ (Rip und Kemp 1998: 338, eigene 
Übersetzung) Bestehende Regimes sind 
das Ergebnis früherer struktureller Ver-
änderungen und bilden die Basis für zu-
künftige Veränderungen (Rip und Kemp 
1998: 338). Innovationen sind grundsätzlich 
nicht Bestandteil des sozio-technischen 
Regimes, können aber dennoch stattfin-
den und finden üblicherweise schrittwei-
se statt (Geels 2002). Grundsätzlich kann 
davon ausgegangen werden, dass das 
bestehende System immer stabil sein und 
nicht verändert werden möchte aufgrund 
von Verknüpfungen verschiedener, hete-
rogener Bestandteile im System. Diese Ele-

mente sind als Ergebnisse der Produktion 
und Reproduktion durch soziale Gruppen 
besonders stabil, da sie Teil der erlernten 
und gelebten Alltagsroutine sind. Manifes-
tiert werden sie im Regime durch Gesetze, 
Normen und Richtlinien, soziale und orga-
nisatorische Strukturen sowie Wertschöp-
fungsketten. (Geels 2002: 1259)

Die sozio-technische Landschaft stellt 
die externen Rahmenbedingungen eines 
Systems dar (Makro-Ebene), die durch 
tiefgreifende strukturelle Trends geprägt 
sind. Damit sind globale, auf lokaler Ebe-
ne wirkende Trends gemeint, die durch 
Entscheidungen auf lokaler Ebene sehr 
schwer oder gar nicht geändert werden 
können, beispielsweise gesellschaftliche 
Rahmenbedingungen, globale Krisen, Kli-
ma(wandel), Ölpreise und Wirtschaftsent-
wicklung. Die sozio-technische Landschaft 
bildet damit die Grundlage und externe 
Struktur für das Handeln von Akteur:innen 
im System. Veränderungen gehen übli-
cherweise sehr langsam vonstatten. (Ge-
els 2002: 1260; Geels und Schot 2007)

Sozio-technische
Landschaft

Sozio-Technisches
Regime

Nischen

Abbildung 3: 
Vernetzte Ebenen der Multi-
Level-Perspektive 
 
Quelle: Eigene Darstellung nach 
Geels (2002: 1261)
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Nischeninnovationen bilden die Mikro-
ebene, in der radikale Innovationen statt-
finden können. Nischen sind Theorien oder 
Praxen, die substanziell vom bestehenden 
vorherrschenden Regime abweichen. Sie 
sind geschützt vom “normalen” Markt und 
dienen als Inkubationsräume für radika-
le Neuerungen (Geels und Schot 2007: 
400). Viele Nischeninnovationen sind oft 
umständlich und teuer und scheitern 
häufig. Gleichzeitig geben Nischen Raum 
für Lernprozesse und zur Bildung sozialer 
Netzwerke, die Nischeninnovationen för-
dern. (Geels 2002: 1261)

Transformation wird definiert als Über-
gang von einem Regime in ein anderes 

(Geels 2011: 26). Die MLP geht davon aus, 
dass Transformationen immer aus der 
Interaktion zwischen den drei Ebenen 
heraus entstehen, wobei sich alle Ebe-
nen – wenn auch unterschiedlich stark – 
gegenseitig beeinflussen. In Abbildung 4 
sind diese Interaktionen dargestellt. Unter 
guten Bedingungen können Nischenin-
novationen den Sprung in das Regime 
schaffen und das Regime infolge ver-
ändern. Dabei unterstützen Nischen das 
Regime oder arbeiten ihm entgegen. 
Umgekehrt werden Nischen durch das 
existierende Regime und durch die ex-
ternen Rahmenbedingungen beeinflusst. 
Gleichzeitig ist das Regime eingebettet 
in die sozio-technische Landschaft und 

Entwicklungen
in der Landschaft

Sozio-technisches
Regime

Technologische
Nischen

Restabilisiertes 
Regime beeinflusst 
die Landschaft

Landschafts-Entwicklungen 
machen Druck auf das Regime

Landschaft beeinflusst
die Entstehung 

von Nischen

soziotechnisches Regime
ist „dynamisch stabil“ 

Windows of Opportunity:
Nischenentwicklung setzt sich durch
und führt zu Anpassungen im Regime

Elemente verbinden sich und steigen auf,
sind aber noch nicht dominant

Neuheiten entstehen auf verschiedenen Ebenen
und werden durch verschiedene Akteur:innen gestärkt

Zeit

Abbildung 4: 
Darstellung der Multi-Level-

Perspektive (MLP) für die 
Transformation von sozio-techni-

schen Systemen 
 

Quelle: Eigene Darstellung nach 
Geels und Schot (2007: 130)
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kann in weiterer Folge zu (langsamen) 
Änderungen in ebendieser Landschaft 
führen. Die sozio-technische Landschaft 
ist der stabilste Faktor. Krisen und starke 
Änderungen in dieser Landschaft können 
zu Umbrüchen im sozio-technischen Re-
gime führen. (Geels 2002)

Die Stabilität eines sozio-technischen 
Regimes fußt auf institutionellen Struktu-
ren, die die technischen Artefakte, Regeln 
und Akteur:innen miteinander verbinden. 
Das Handeln der einzelnen Akteur:innen 
wird durch die vorgegebenen Strukturen 
stark beeinflusst. Diese lassen ein Wirken 
außerhalb dieser Strukturen prinzipiell 
nicht zu, weshalb man von einem „Lock-
In“ spricht. (Geels 2002: 1259–1262, 2011: 27)

Die MLP orientiert sich in Konzeption und 
Verständnis an Giddens Strukturtheorie. 
Giddens (1979, zit. nach Vogel 2015: 41) be-
schreibt zwei Bestandteile: Structure als 
„Regeln und Ressourcen […], auf die die 
Akteure bei ihren Handlungen zurückgrei-
fen“ und Agency, das „im Wesentlichen 
die sozialen Praktiken von Akteuren [bein-

haltet], die immer in Strukturen eingebet-
tet sind, aber unterschiedliche Fähigkei-
ten haben, diese zu nutzen“ (Vogel 2015: 
41, eigene Übersetzung). Er beschreibt 
die Haupteigenschaften von Strukturen 
als transformativ und rekonstruierend. 
Akteur:innen (und deren Handeln) und 
Strukturen sind in einem kontinuierlichen 
sozialen Austausch miteinander und ha-
ben Einfluss aufeinander (siehe Abbil-
dung 5).

Die Anwendung der Multi-Level-
Perspektive in der Praxis
Geels (2002: 1259) hält fest, dass die Mul-
ti-Level-Perspektive ein analytisches und 
heuristisches Konzept zum einfachen 
Verständnis transformativer Prozesse 
darstellt. Sie muss auch an den jeweiligen 
Kontext angepasst und skaliert werden. In  
Abbildung 6 ist die Struktur der Multi-Le-
vel-Perspektive angepasst an den Wiener 
Kontext dargestellt. In Die sozio-techni-
sche Landschaft besteht aus der Stadt 
mit ihren gebauten Strukturen, Governan-

Zeit und Raum

Structure Action

Structure Action

Soziale Praxis Abbildung 5: 
Darstellung der Wechselwir-
kungen in Giddens Struktura-
tionstheorie 
 
Quelle: Eigene Darstellung nach 
Rose (1999), zit. nach Vogel 
(2015: 41)

Abbildung 6: 
Darstellung der Multi-Level-
Perspektive, angepasst an den 
Wiener Kontext  
 
Quelle: Eigene Darstellung, 
adaptiert nach Doyon (2015: 4)
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ce-Strukturen, der Wirtschaft und den kul-
turellen Rahmenbedingungen. Das sozio-
technische Regime bezieht sich auf die 
Planungsebene, der Policies und Gesetze, 
Strategien, Regeln und Routinen sowie 
die gelebte Praxis zugrunde liegen. (nach 
Doyon 2015)

Destabilisierung des Regimes
Jene Mechanismen, die zu einer Desta-
bilisierung des Regimes führen, wurden 
in der Literatur bislang nicht ausführlich 
behandelt (Vincent und Scholl 2019: 1). 
Abseits der Nischenentwicklung ist die 
Destabilisierung des Regimes Grund-
voraussetzung zur Transformation in ein 
neues Regime. Die Destabilisierung des 

bestehenden Regimes ruft jedoch meist 
großen Widerstand etablierter Akteur:in-
nen hervor (Geels 2014). Göpel (2016: 
40–51) skizziert den wichtigsten Faktor am 
Weg zur Nachhaltigkeitstransformation 
als „Great Mindshift“. Er fügt der Multi-Le-
vel-Perspektive zwei weitere Ebenen hinzu 
(Abbildung 7): die „Mini“-Ebene unterhalb 
der Nische, die sich auf die Individuen be-
zieht, und eine Metaebene oberhalb der 
sozio-technischen Landschaft. Schlüssel 
ist ein Wandel der Weltanschauung auf 
der persönlichen (untersten) Ebene, der 
zu einem Paradigmenwechsel in Weltan-
schauung und Visionen auf der Metaebe-
ne führt und so zu einer Destabilisierung 
des Regimes führt.

Meta / Narrative

Meso / Regime

Wissenschaft Policy Markt-
dynamik

Soziale
Praxen

Technologie

Makro / Landschaft

Mini / Ich & Du

Micro / Nische
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Abbildung 7: 
Individuen und die Metaebene 

im Kontext der MLP 
 

Quelle: Eigene Darstellung nach 
Göpel (2016: 47)
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Vincent und Scholl (2019) beschäftigten 
sich mit den akteurszentrierten Dynami-
ken der Destabilisierung sozio-ökonomi-
scher Regimes. Dabei betrachten sie das 
Zusammenspiel zwischen Nischen und 
Regimes und verorten deren Akteur:innen. 
Sie halten fest, dass Regimes und Nischen 
koexistieren können und sich wechsel-
seitig positiv oder negativ beeinflussen. 
Dieser Einfluss kann auch durch Akteur:in-
nen geschehen, die nichts gemeinsam 
haben und nicht miteinander in Berüh-
rung kommen oder gar mehreren Ebenen 
oder derselben Ebene angehören. Daher 
fokussieren sie sich auf die Art der unter-
schiedlichen Akteur:innen. Sie unterschei-
den zwischen zentralen Akteur:innen (core 
actors) und anderen, am Rand stehenden, 
sich anpassenden Akteur:innen (aligned 

actors), sowohl im Regime als auch in den 
Nischen. Erstere sind dem System, das sie 
repräsentieren, verpflichtet, unterstützen 
dessen Stabilität durch ständige Repro-
duktion seiner Elemente und beeinflussen 
andere, ihren Regeln zu folgen. Zweite-
re zeigen kein klares Bekenntnis zu einem 
bestimmten System und unterstützen Be-
standteile sowohl des Regimes als auch 
der Nische(n). Transformationen finden 
dann statt, wenn Nischenakteur:innen den 
Regimedruck überwinden und sich die Ni-
sche zum neuen dominanten Regime ent-
wickelt. Destabilisierung des Regimes ist 
ein essenzieller begleitender Prozess die-
ses Übergangs. (Vincent und Scholl 2019: 
5) Diese Regimedestabilisierung wird in 
fünf Phasen beschrieben, welche in Tabel-
le 1  und Abbildung 8 dargestellt sind.

Tabelle 1:  
fünf Phasen der Regimedestabi-
lisierung nach Vincent und Scholl 
(2019: 5)

1. Systemblindheit und 
Verleugnung

Etablierte Akteur:innen haben starke Verpflichtungen 
im Regime und leugnen Probleme des bestehenden 
Systems.

2. Zunehmende, schritt-
weise Reaktion auf 
Probleme

Die Akteur:innen des Regimes erkennen Leistungspro-
bleme aufgrund des erhöhten externen Drucks, sind 
dem Regime jedoch weiterhin stark verpflichtet und 
reagieren mit schrittweisen Innovationsversuchen.

3. Zunehmende Zweifel und 
Diversifizierung

Die etablierten Akteur:innen zweifeln zumindest einige 
Elemente des bestehenden Regimes an und suchen 
nach alternativen Lösungen außerhalb des Regimes.

4. Verfall und Destabilisie-
rung

Die Probleme werden zu groß und führen zu Krisen, 
die dazu führen, dass die etablierten Akteur:innen ihr 
Bekenntnis zum System verlieren. Es entsteht eine 
Neuorientierung mit radikalen Innovationen.

5. Auflösung Die Neuorientierung schlägt fehl, das alte Regime löst 
sich auf.
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In  Abbildung 9 sind die Hebelpunkte für 
Interventionen in Systemen nach Mea-
dows (1999, zit. nach Haselsteiner et al. 
2021: 99) dargestellt. Es zeigen sich unter-
schiedliche Hebelwirkungen von Verän-
derungen im System. Verändert sich ein 
übergeordnetes Systemziel, so verändern 
sich die Subsysteme, um dem neuen Ziel 
gerecht zu werden. Werden hingegen 
nur einzelne Teile des Systems verändert, 
reicht das nicht aus für einen umfassen-
den Systemwandel, stattdessen zeigt sich 
Widerstand im Policy-System.

2.1.2. Die Multi-Level-Pers-
pektive im Verkehrssystem

Die Multi-Level-Perspektive ist ein ana-
lytisches und heuristisches Konzept zum 
einfachen Verständnis transformativer 
Prozesse und muss an den Kontext des 
untersuchten Fachgebiets angepasst und 
skaliert werden. Während die Anwendung 
der MLP anhand des Energiesystems bis-
her am häufigsten vorgenommen wurde, 
gab es auch einige Ansätze der Beschrei-
bung von Transformationsprozessen im 
Verkehrssystem (Haselsteiner et al. 2021: 
78). Marletto (2011), Zijlstra und Avelino 
(2013) und Frey und Laa (2021) beschrei-
ben die starke Verfestigung als „Car Re-
gime“, in dem das Auto die zentrale Rolle 

Regime

Phase 1

Nischenakteur:innen

Nische Regime Nische Regime Nische Regime Nische

Phase 2 Phase 3 Phase 4

Kern- und dem Regime verbundene Akteur:innen

Auflösung 
des alten
Regimes

neues
Regime

Phase 5

System

Systemziele
Systemstruktur

Systemregeln
Informationsflüsse

Konstanten,
Parameter,
Nummern

Systemparadigmen
Abbildung 8: 

Verschiedene Phasen der 
Regime-Destabilisierung und des 

Regime-Wechsels 
 

Quelle: Eigene Darstellung nach 
Vincent und Scholl (2019: 6)

Abbildung 9: 
Hebelpunkte für Interventionen in 

Systemen 
 

Quelle: Eigene Darstellung 
nach Meadows (1999, zit. nach 

Haselsteiner et al. 2021: 99)
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in allen Aspekten des sozio-ökonomischen 
und sozio-technischen Systems spielt und 
die Strukturen darauf ausgerichtet wer-
den. Auch Österreich kann in diesem „Car 
Regime“ verortet werden, auch wenn die 
Ausprägungen regional unterschiedlich 
stark sein können. Abbildung 10 beschreibt 
die Multi-Level-Perspektive im Kontext die-
ses vorherrschenden „Car Regimes“.

Mattioli et. al (2020) beschreiben die Sys-
temwiderstände, die hinter der fehlen-
den Nachhaltigkeitstransformation dieses 
“Car Regimes” stehen und sie bisher ver-
unmöglichen. Sie sprechen von der poli-
tischen Ökonomie der Autoabhängigkeit 
(political economy of car dependence). 

Die Etablierung des Pkw als dominieren-
des Verkehrsmittel ging stark einher mit 
der Industrialisierung und der Etablierung 
der Fließbandproduktion in einem kapita-
listischen Wirtschaftssystem. Die Kraftfahr-
zeugproduktion wurde seit der Erfindung 
des Automobils stetig gesteigert und stellt 
einen der weltweit größten Wirtschafts-
sektoren dar. Die weltweite Pkw-Produk-
tion hat sich in den letzten 60 Jahren etwa 
versechsfacht, der Motorisierungsgrad ist 
gestiegen von 20 Kfz pro 1.000 Menschen 
(1950) auf 143 Kfz pro 1.000 Menschen 
(2015). Die Etablierung des Pkw als mas-
sentaugliches Alltagsverkehrsmittel hat 
ein komplexes System geschaffen, das 
aus sich selbst verstärkenden Elementen 

Abbildung 10: 
Multi-Level-Perspektive im 
Kontext des Verkehrssystems 
 
Quelle: Eigene Darstellung nach 
Frey und Laa (2021: 4) und Geels 
(2002: 1261)
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besteht und eine immer größere Abhän-
gigkeit von Autos schafft. Dieses System 
der Abhängigkeit vom Auto wurde durch 
die Automobilindustrie mithilfe intensiver 
Lobby- und Medienarbeit verstärkt. Mattioli 
et al. (2020: 3–12) beschreiben fünf Fakto-
ren der Autoabhängigkeit im System: (1) 
die Automobilindustrie, (2) Bereitstellung 
von Kfz-Infrastruktur, (3) eine autoabhän-
gige Siedlungsentwicklung und Flächen-
nutzung, (4) die Vernachlässigung von öf-
fentlichem Verkehr und (5) den kulturellen 
Status des Autos („car culture“).

Die intensiven Verflechtungen des „car-
regimes“ und die tiefsitzenden Lock-In-Ef-
fekte schaffen eine Gesellschaft, in der es 
Nischeninnovationen auf große System-
widerstände stoßen, um Platz im Regime 
zu finden.

2.2. Policy making und 
Verwaltung
2.2.1. Handeln in öffentlichen 
Institutionen

Um das Handeln öffentlicher Institutionen 
zu verstehen, ist es hilfreich, auf die Spezi-
fika dieses sozialen Systems im Zuge der 
Systemtheorie einzugehen und den Be-
griff der Institution zu definieren. Zunächst 
wird in diesem Kapitel eine kurze Einord-
nung des System- und Institutionsbegriffs 
vorgenommen, um nachfolgend konkre-
ter auf die Spezifika des Verwaltungssys-
tems einzugehen.

Luhmann (2021: 44–51) beschreibt ein 
System als Zusammenschluss Einzelner, 
welches der Verstetigung und stabilen 
Selbsterhaltung in einer sich stets verän-
dernden Umwelt dient. Dabei ist das Sys-
tem stets mit der Umwelt im Austausch, 
beeinflusst sie und wird von ihr beein-
flusst. Es kann dabei nur erhalten werden, 
wenn es seine Leistungen, die es emp-
fängt und aussendet, selektiv auswählt. 
Um handeln zu können, muss das System 
in gewissen Gesichtspunkten unabhän-
gig von seiner Umwelt agieren können. 
Das gibt ihm die Möglichkeit, strategisch 
zu agieren. Der Aktenbestand einer Ver-
waltung und seine internen Regeln befä-
higen ein Verwaltungssystem beispiels-
weise zu einem langfristig konsistenten 
Verhalten gegenüber seiner Umwelt. To-
leranzschwellen sind dabei relevant, da 
sie eine gezielte Behandlung besonders 
schwerwiegender Umwelteinflüsse ab 
einer gewissen Toleranzgrenze zulassen. 
In einem Verwaltungssystem kann das 
beispielsweise die Einbeziehung vorge-
setzter oder anderer zuständiger Stellen 
sein, wenn das Problem zu komplex ist, 
um durch die Einzelperson oder eine Ab-
teilung allein gelöst zu werden. Gleichzei-
tig werden einfache Entscheidungen von 
höheren Positionen ferngehalten, was die 
generelle Produktivität steigert. Mit einer 
solchen Organisation kann sich das Sys-
tem im Umfeld sich stetig ändernder Um-
welteinflüsse auf die Lösung bestimmter 
Probleme konzentrieren.

Für Institutionen gibt es sehr unter-
schiedliche Definitionen (Sabatier 2007: 
23). Im Kontext dieser Arbeit, die das (Wie-
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ner) Verwaltungssystem zum Thema hat, 
wird die öffentliche Verwaltungsinstitution 
als abgeschlossene Einheit gesehen, die 
durch Gesetze definiert ist und spezifische 
Aufgaben erfüllt. Sie ist scharf abgegrenzt 
von anderen Institutionen und agiert nach 
außen einheitlich. Durch diese Spezifik 
grenzt sie sich auch von anderen, offenen 
Systemen ab, etwa der Gesellschaft.

Luhmann (2021) geht in seiner Verwal-
tungstheorie davon aus, dass (öffentli-
che) Verwaltungen Handlungssysteme 
besonderer Art sind, da sie sich von an-
deren Systemen durch ihre Art des Han-
delns unterscheiden, indem sie verbind-
liche Entscheidungen treffen (Luhmann 
2021: 57). Die Struktur der Verwaltung ist 
in Abbildung 11 dargestellt. Die System-
leistung der Verwaltung, also das Spezi-
fikum dieses Systems ist es, „Information 
zu Entscheidungen zu verarbeiten“ (Luh-
mann 2021: 58). Da diese Entscheidun-
gen nicht nur für die Mitglieder der Ver-
waltung bindend sind, sondern auch für 
Außenstehende, benötigen sie politische 
Vorbereitung und Legitimation. Damit ist 
die Verwaltung allein nur handlungsfähig, 
wenn sie Teil eines politischen Systems 
ist, das aus der Verwaltung und der Politik 
besteht. Die Politik befasst sich mit der Le-
gitimierung des Entscheidungshandelns 
der Verwaltung.

Die Leistung des Systems ist es, den Aus-
tausch mit der Umwelt zu bewerkstelligen 
und gleichzeitig die Grenzen zu dieser 
Umwelt zu bewahren, also die eigenen 
Strukturen möglichst invariant zu erhalten. 
Das Verwaltungssystem ist mit drei Um-

welten konfrontiert: (1) die Politik, die sich 
über Wahlen legitimiert und Entscheidun-
gen vorbereitet, (2) das Publikum, also die 
Öffentlichkeit, und (3) die Mitglieder der 
Verwaltung, also das Verwaltungsper-
sonal. Im Vergleich zu den Umweltsyste-
men, die stets veränderlich sind, gibt es 
eine interne und externe Erwartung an die 
Verwaltungsorganisation, dass sie stabil 
agiert. (Luhmann 2021: 68–75)

Die Informationsgewinnung als Basis der 
Entscheidung erfolgt durch die Umwelt, 
wobei die kooperative Verflechtung (mit 
den Entscheidungsabnehmer:innen) auf 
ein Minimum reduziert ist. Hat eine Privat-
person beispielsweise mit der Verwaltung 
zu tun, sendet sie ihre Informationen an 
die Verwaltungsstelle und bekommt nicht 
mit, wer in den Entscheidungsprozess ein-
gebunden war. Die Verwaltung wird als 
Einheit gesehen, in die es keinen Einblick 
gibt. Sie teilt in letzter Instanz ihre Ent-
scheidung mit. Durch ihre verliehene ho-
heitliche Gewalt als staatliche Verwaltung 

Verwaltung

Entscheidungsabnehmer:innen

Mitglieder
(Verwaltungspersonal)

politische 
Zentrale

politisches System

Abbildung 11: 
Die Verwaltung und ihre Umwelt 
 
Quelle: Eigene Darstellung nach 
Luhmann (2021: 120)
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besitzen ihre Entscheidungen eine Ver-
bindlichkeit und geben der Verwaltung 
ein hohes Maß an Legitimität und Macht. 
Durch die Autorität der Entscheidungen 
wird der Informationsbedarf gesenkt und 
die Verwaltung kann sich auf die Erledi-
gung anderer Aufgaben konzentrieren. 
(Luhmann 2021: 122–128)

Das Verwaltungssystem strukturiert sich 
in seiner Organisation, Struktur und Mo-
tivation anders als private Unternehmen 
und Vereine. Seine Existenzmittel erschlie-
ßen sich nicht durch persönliche Moti-
vation der tätigen Mitglieder oder ihrer 
Kunden (Entscheidungsabnehmer:innen), 
sondern durch die politischen Entschei-
dungsträger:innen (politische Zentrale). 
Diese Struktur soll das Handeln der Ver-
waltungsakteur:innen ohne persönliche 
Motivation und unabhängig von deren 
persönlichen Befindlichkeiten machen. 
Die Motivation ist das „öffentliche Inter-
esse“ beziehungsweise das Gemeinwohl. 
Die konkreten Ziele werden durch die po-
litische Zentrale vorgegeben, auf deren 
Entscheidungsfindung die Mitglieder der 
Verwaltung wiederum Einfluss haben. Ent-
scheidungsabnehmerin ist die Öffentlich-
keit, die umgekehrt auf das Handeln der 
Verwaltung (und der Politik) Einfluss hat, 
indem sie Informationen bereitstellt. Im 
Vergleich zu Dienstleistungsunternehmen 
ist der Erfolg des Verwaltungshandelns 
jedoch nicht von der Kooperation des Pu-
blikums (den Entscheidungsabnehmer:in-
nen) abhängig. (Luhmann 2021: 118–124)

Kommunikation zwischen Politik und 
Verwaltung 
Im klassischen Herrschaftsmodell, das vor 
allem im nordamerikanischen Wissen-
schaftsdiskurs der „Public Administration“ 
weit verbreitet ist, wird davon ausgegan-
gen, dass die Politik über die Zwecke der 
Verwaltung entscheidet und die Verwal-
tung die Mittel zur Handlung bereitstellt. 
Luhmann (2021: 146–163) kritisiert diese 
Vorstellung als Idealtypus bürokratischer 
Herrschaft, die ein rein rationales Ent-
scheidungssystem in der Verwaltung vo-
raussetzt und davon ausgeht, dass eine 
Eigenmacht der Bürokratie die Demokra-
tie gefährde. Vielmehr müsse hinterfragt 
werden, inwiefern das Verhältnis zwischen 
Verwaltung und Politik rein hierarchisch 
und linear ist. In diesem Verhältnis hat die 
Politik die Aufgabe, die Verbindlichkeit der 
Verwaltungsentscheidungen durch die 
Herstellung politischen Vertrauens in der 
Sozialordnung demokratisch zu legitimie-
ren. Die Politik gibt keine Befehle, sondern 
Informationen über ihren politischen Kon-
sens in Form von Menschen, die in hohe 
Verwaltungspositionen gesetzt werden, 
direkten Empfehlungen für Entscheidun-
gen oder Entscheidungsprogrammen 
(beispielsweise Regierungsprogramme). 
Da politische Entscheidungen per se legal 
nicht bindend sind, hat die Politik größtes 
Interesse daran, Personalentscheidun-
gen der Verwaltung zu beeinflussen und 
Schlüsselstellen mit ihnen vertrauten Per-
sonen zu besetzen (Luhmann 2021: 156).
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Ergänzend schreibt Luhmann (2021: 152): 
„Ein Politiker muss nicht nur wissen, was 
geschehen wird, wenn er die Verwaltung 
in bestimmter Weise informiert; er muss 
auch die Bedingungen kennen, unter de-
nen eine Information in der Verwaltung 
überhaupt als politisch erkannt und be-
arbeitet wird. […] Der Zugang zu den Sym-
bolen, mit deren Hilfe dies möglich ist, 
und der Zugang zu den Stellen, in denen 
diese Informationen für die Verwaltung 
formuliert werden, […] ist der eigentliche 
Gegenstand des politischen Kampfes; ihn 
möglichst exklusiv und möglichst lang-
fristig besetzt zu halten, ist das Systemziel 
der politischen Parteien.“

Die Grenze zwischen Politik und Verwal-
tung ist fließend und wird durch die Art 
der Kommunikation bestimmt. Die Politik 
hat die Entscheidungsmöglichkeit, ver-
schiedenen Adressat:innen unterschied-
liche politische Informationen mitzuteilen, 
was ihr gegenüber der Verwaltung poli-
tische Macht verleiht (zum Machtbegriff 
siehe Kapitel 2.2.2). Gleichzeitig hat eine 
politische Entscheidung allein keinen le-
galen Status und ist damit unwirksam. Sie 
braucht immer die Einarbeitung in eine 
förmliche Verwaltungsentscheidung. Da 
politische Information keine Legalität be-
sitzt und benötigt, können auch Opposi-
tionsparteien in gewissem Ausmaß poli-
tische Informationen an die Verwaltung 
zutragen, die in eine Verwaltungsentschei-
dung einfließen können. Entscheidend ist 
dabei, dass das Verwaltungsorgan diese 
Information als politisch wahrnimmt. Bei 
der Einordnung dieser Informationen in 
politisch und unpolitisch helfen ihm sei-

ne persönliche Erfahrung (bestenfalls mit 
einer gewissen politischen Sensibilität), 
die Erfahrung der Kolleg:innen und Vor-
gesetzten sowie Erwartungen an die In-
stitution der Informationsquelle. Generell 
liegt in der Grenze zwischen Politik und 
Verwaltung aber eine Variationsfähigkeit, 
die von der politischen Praxis und Ge-
wohnheiten abhängig ist. Die Grenze der 
Politik kann somit weit in die Verwaltung 
hineinragen, die Verwaltung (zumindest 
teilweise) also selbst politisch sein. (Luh-
mann 2021: 152–156)

Entscheidungshandeln innerhalb der 
Verwaltung
Über das Verwaltungssystem lässt sich 
schlussfolgernd sagen, dass es einen Un-
terschied zwischen der Erwartung seines 
Handelns und seines tatsächlichen Han-
delns gibt. Diese Differenz ist in Tabelle 2 
dargestellt. Durch die Institutionalisierung 
wird erwartet, dass die Verwaltung immer 
gleich (invariant) und rational entscheidet 
auf Basis der Information, die sie durch 
das Publikum (Öffentlichkeit) und durch 
die Politik (politische Ziele) – also ihre Um-
welt – erhält. In der Außenwahrnehmung 
besteht das Verwaltungssystem nicht aus 
Einzelpersonen, sondern als eine Einheit 
und deren Abteilungen. Im tatsächlichen 
Entscheidungshandeln und in der Ent-
scheidungsfindung spielen Erfahrungen, 
(persönliche oder institutionelle) Werte 
und die Qualität und Vollständigkeit der 
Informationen sehr wohl eine Rolle, wo-
durch die Einzelentscheidungen stets vari-
ant und nicht rein rational sind. (Luhmann 
2021: 72; Simon 1947: 92–94) Rationales 
Handeln ist für Individuen nur institutionali-
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siert möglich (Simon 1947: 111) Diese Varianz 
ist für das System in einer sich ständig än-
dernden Umwelt aber von Vorteil. 

„Die Varianz des Systems beruht nicht da-
rauf, dass immer dieselben, beständigen 
Umweltursachen immer dieselben Sys-
temzustände bewirken, sondern darauf, 
dass eine Vielzahl von funktional äquiva-
lenten Möglichkeiten verfügbar ist, die es 
dem System erlauben, gegenüber zahl-
reichen Veränderungen in der Umwelt in-
different zu bleiben beziehungsweise sie 
durch gleichartige Ersatzleistungen aus-
zugleichen.“ (Luhmann 2021: 77–78)

2.2.2. Agenda Setting und 
politische Entscheidungen

Politische Prozesse sind aufgrund der (1) 
hohen Zahl an beteiligten Personen und 
Institutionen, der (2) langen Zeitspannen 
von oftmals Jahrzehnten einer Regie-
rungsbeteiligung, der (3) hohen recht-
lichen und organisatorischen Komplexi-
tät bestimmter Policy-Bereiche, der (4) 
Eigendynamik demokratiepolitischer 
Prozesse und Gremien und (5) undurch-
sichtigen Machtstrukturen besonders 

komplex. Wissenschaftliche Theorien 
müssen diese Komplexität vereinfachen, 
um politische Prozesse zu verstehen, und 
können daher meist nur einen kleinen Teil 
der Komplexität dieser Entscheidungs-
prozesse abbilden. (Sabatier 2007: 3–5) In 
diesem Kapitel wird zunächst ein grober 
Aufriss institutionalisierter Entscheidungs-
findung und politischen Agenda Settings 
gemacht. Als Theorie zur Beschreibung 
der politischen Entscheidungsprozesse 
in Wien wurde das Advocacy Coalition 
Framework (ACF) von Sabatier (1993) ge-
wählt, das am Ende dieses Kapitels be-
schrieben wird.

Politics und Public Policy
In der englischsprachigen polittheoreti-
schen Literatur wird zwischen politics und 
policy, die im Deutschen mit dem Begriff 
Politik zusammengefasst werden, und po-
lity unterschieden. Da im deutschsprachi-
gen Politik-Begriff eine Ausdifferenzierung 
der Begriffe ausbleibt, werden auch hier, 
wo eine Differenzierung notwendig ist, die 
englischsprachigen Begriffe genannt.

Lasswell (1971, 57, zit. nach Zittoun 2014: 4) 
beschreibt policy als Zusammenfassung 
von Werten, Interessen, Instrumenten 

Verwaltungssystem 
(erwartetes Handeln)

Mitglieder der Verwaltung 
(konkretes Handeln)

Entscheidungshandeln invariant variant

Entscheidungsfindung rational teilweise rational, aber durch 
Erfahrungen, Werte und spezifi-
schen Informationen beeinflusst

Tabelle 2:  
Entscheidungen in der 

Verwaltung nach Simon (1947: 
92–94) und Luhmann (2021: 72)
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und Praktiken zur Ergebnisfindung. Zittoun 
sammelt weitere Definitionen von public 
policy und formuliert schlussendlich sei-
ne eigene als „mehr oder weniger kom-
plexen Zusammenhang von Problemen, 
Zielen, Werten, Instrumenten, Maßnahmen, 
Konsequenzen, etc.“ (2014: 4, eigene Über-
setzung) Public policy beschreibt er als 
Produkt politischer Aktivität (2014: 5). In Ver-
bindung mit Luhmanns Verwaltungstheo-
rie ist public policy das Produkt aus dem 
Handeln, Entscheiden und Abwägen von 
Alternativen von Politik und Verwaltung.

Politics lässt sich in zwei Facetten be-
schreiben. Einerseits als „alle Aktivitäten, 
die darauf abzielen zu ordnen, zu re-
gieren, soziale Konflikte zu lösen und die 
Ordnung in der Gesellschaft wiederher-
zustellen“ (Zittoun 2014: 7, eigene Überset-
zung). Andererseits  kann sie beschrieben 
werden als „Aktivität der Anfechtung, der 
Opposition, des Konflikts, des parteipoliti-
schen Wettbewerbs und im weiteren Sin-
ne der sozialen Unordnung“ (Zittoun 2014: 
7, eigene Übersetzung). Beide Definitionen 
stehen konträr zueinander und erschei-
nen dennoch beide zutreffend. Sie er-
gänzen Hannah Arendts Auffassung, Poli-
tik existiere nur, da das gesellschaftliche 
Zusammenleben auf der gleichzeitigen 
Koexistenz von Diversität der Menschen 
und gesellschaftlicher Ordnung beruht. 
Politik versucht diese Ordnung und Or-
ganisation herzustellen. (Freund 1986, zit. 
nach Zittoun 2014: 8) Die Synthese beider 
Definitionen zeigt, wie komplex und wider-
sprüchlich das Feld der Politik ist.

Polity ist die institutionelle Dimension von 
Politik, also der „Ordnungsrahmen, der die 
Bedingungen politischen Handelns an-
gibt (Verfassung, Normen, Institutionen 
etc.)“ (Gloe und Oeftering 2022)

Agenda Setting und die Produktion von 
public policy
Die Aktivitäten eines hoheitlichen Sys-
tems sind von der Fähigkeit abhängig, die  
Komplexität der Umwelt durch Selektion 
der wahrgenommenen Inhalte zu verein-
fachen (Luhmann 2021: 44–51). Dieser Se-
lektionsprozess spiegelt sich in politischen 
Prozessen als politische Agenda wider.

Kingdon (2002: 3) definiert Agenda Set-
ting als “Liste der Themen oder Proble-
me, denen Regierungsverantwortliche 
ihre ständige Aufmerksamkeit schenken“ 
(eigene Übersetzung). Er beschreibt vier 
Schritte der Produktion von public poli-
cy: Die (1) politische Agenda (Themen-
setzung), die die Interessen und Ziele als 
Produkt politischer Selektion gesellschaft-
licher Themen und Probleme beinhaltet, 
die (2) Spezifizierung (bzw. Selektion) von 
Alternativen als Grundlage für politische 
Entscheidungen, die (3) Entscheidung 
aus Alternativen, was sowohl beispiels-
weise demokratiepolitische Prozesse wie 
Wahlen als auch Entscheidungen poli-
tischer Entscheidungsträger:innen be-
inhaltet, und die (4) Implementierung der 
Entscheidung. Der Erfolg des politischen 
Handelns kann in jedem Schritt für sich 
entschieden werden. (Kingdon 2002: 2–3)
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Zittoun (2014: 9–11) sieht zu Beginn jeder 
Produktion von public policy die Aus-
formulierung einer Problemerklärung 
(problem statement). Bleibt diese Pro-
blemerklärung unbeachtet, so trägt sie 
zu sozialer Unordnung bei. Daraus ergibt 
sich ein Drang der Politik, angeprangerte 
Probleme zu lösen, scheinen sie einmal 
im öffentlichen Diskurs auf. Die Problem-
erklärung beinhaltet sowohl ein konkretes 
Problem, das es zu lösen gilt, als auch eine 
public policy, die zur Problemlösung ver-
ändert werden muss. Die Problemerklä-
rung muss dabei so gestaltet sein, dass 
das Problem als lösbar, die public policy 
als reformierbar erscheint und die Lösung 
mit dem Problem assoziiert werden kann. 
Eine reine Problemdefinition reicht im po-
litischen Diskurs also nicht aus, Probleme 
müssen immer mit Lösungen verknüpft 
werden und umgekehrt.

Entscheidungsfindung
Simon (1947: 85) beschreibt Entschei-
dungsfindung als Prozess der Beschrei-
bung der Konsequenzen, deren Evaluie-
rung und das Verknüpfen mit Alternativen. 
Er beschreibt in seiner Theorie, dass Ent-
scheidungsträger:innen in der Entschei-
dungsfindung lediglich zufriedenstellen 
möchten und nicht die beste Lösung su-
chen. Die Lösung muss „gut genug“ sein. Im 
Entscheidungsprozess bedeutet das eine 
rasche Eliminierung von Alternativen auf 
Basis von wenigen Informationen. Dabei 
werden – unter dem Risiko weniger guter 
Entscheidungen – manche Lösungswege 
gar nicht bedacht, um den Aufwand der 
Entscheidungsfindung möglichst gering 
zu halten. (Simon 1947: 14) 

Ostrom (2007: 30–31) sammelt Entschei-
dungsmodelle der rationalen Entschei-
dung nach Nutzen und Kosten, beschreibt 
aber deren Limitierung und somit theo-
retische Bedeutung, da Menschen auf-
grund des Mangels aller Informationen 
nicht rein rational entscheiden können. 
Vielmehr entscheiden sie auf Basis ihrer 
Erfahrungen und dem Lernen aus ver-
gangenen Fehlentscheidungen.

Advocacy Coalition Framework (ACF)
Das Advocacy Coalition Framework (ACF) 
von Sabatier und Jenkins-Smith (1993) ist 
ein theoretischer Analyserahmen, um die 
Dynamik von politischen Entscheidungs-
prozessen zu erklären. Das ACF baut auf 
der Annahme auf, dass das Verständ-
nis politischer Prozesse die Analyse über 
einen längeren Zeitraum (10 Jahre oder 
mehr) erfordert, um zumindest einen Zy-
klus der Formulierung, Implementierung 
und Neuformulierung einer policy und 
deren Erfolge und Misserfolge betrachten 
zu können.

Policies sind außerdem immer im Kontext 
früherer Entwicklungen zu betrachten. 
(Sabatier und Jenkins-Smith 1993: 16) Zum 
Verständnis von Policy-Veränderungen 
ist der Fokus auf politische Subsysteme 
erforderlich. Innerhalb eines Politikfel-
des existieren mehrere Akteur:innen, die 
miteinander in Interaktion stehen. Diese 
Akteur:innen bilden sogenannte „Sub-
systeme“, die verschiedene private und 
öffentliche Institutionen und Organisa-
tionen umfassen, insbesondere jene, die 
besonderen Einfluss auf die Generierung 
politischer Ideen haben. Das können ne-
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ben institutionalisierten Akteur:innen auch 
zivilgesellschaftliche Initiativen, Journa-
list:innen oder Wissenschaftler:innen sein. 
Innerhalb dieser Subsysteme konkurrie-
ren verschiedene Koalitionen um Einfluss 
und Ressourcen im politischen System. 
(Sabatier und Jenkins-Smith 1993: 17)

Auch wenn das Konzept in der Behand-
lung konkreter Fragestellungen flexibel ist, 
beruht es auf drei Grundprinzipien: den 
Advocacy Coalitions, Policy Change und 
Policy Oriented Learning.

Innerhalb eines Subsystems schließen 
sich Akteur:innen mit ähnlichen Über-
zeugungen und Wertvorstellungen zu 
Koalitionen (Advocacy Coalition) zusam-
men. Diese können ideologische, wissen-
schaftliche oder normativ-moralische 
Dimensionen umfassen. Diese Koalitionen 
sind nicht nur durch kurzfristige Interes-
sen verbunden, sondern auch durch die 
tieferliegende Übereinstimmung in ihren 
Weltanschauungen. Diese Wertesysteme 
bestehen aus drei Ebenen, (1) den Grund-
werten – also Fundamentale, fast unver-
änderliche Weltanschauungen – (2) den 
politischen Prinzipien und allgemeinen 
politischen Zielsetzungen und (3) den 
sekundären Werten – also technischen 
Aspekten von Wertesystemen wie konkre-
te politische Maßnahmen und konkrete 
Lösungen für politische Probleme. (Ga-
behart und Weible 2023: 3) Zweck dieser 
Koalitionen ist es, gemeinsame Ziele und 
Wertvorstellungen in die Public Policy ein-
fließen zu lassen. Sie agieren mehr oder 
weniger koordiniert, um politische Prozes-
se zu beeinflussen.

Änderungen der Policy (Policy Change) 
finden in der Regel durch policy-orien-
tiertes Lernen (Policy Learning) statt, das 
durch neue wissenschaftliche Erkenntnis-
se, öffentliche Meinung oder veränderte 
politische Rahmenbedingungen (z.B. wirt-
schaftliche oder gesellschaftliche Krisen) 
angestoßen wird. Lernen führt dazu, dass 
Akteur:innen ihre Überzeugungen anpas-
sen oder Koalitionen sich neu formieren. 
Die Stabilität von Werten und Koalitionen 
kann aber auch durch externe und inter-
ne Schocks beeinflusst werden. Große, 
externe Ereignisse wie wirtschaftliche Kri-
sen, Naturkatastrophen oder Regierungs-
wechsel können als „Schocks“ fungieren, 
die die bestehenden Koalitionen destabi-
lisieren und neue Koalitionen oder politi-
sche Reformen anstoßen. (Gabehart und 
Weible 2023: 5–8)

2.2.3. Der Einfluss der Zivil-
gesellschaft auf Politik und 
Verwaltung

Wie in Kapitel 2.2.1 beschrieben, ist die Ver-
waltung allein dazu in der Lage, bindende 
Entscheidungen zu treffen. Die Politik hat 
Einfluss auf die Verwaltung, indem sie ihr 
politische Legitimität über das Entschei-
dungshandeln der Verwaltung zuschreibt. 
Aber auch die Zivilgesellschaft hat Ein-
fluss auf das Handeln der Verwaltung. 
Einerseits auf direktem Wege durch eine 
Interessensformulierung, beispielsweise 
in Form eines Anliegens, einer Beschwer-
de oder der Meldung eines Missstands. 
Hierauf kann oder muss die Behörde auf 
Basis der bestehenden Gesetze reagieren 
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und der:die Interessent:in muss sich der 
Entscheidung fügen, solange sie korrekt 
getroffen wurde. Andererseits besteht die 
Möglichkeit der Einflussnahme über den 
Umweg der Politik. Die Steuerung der poli-
tischen Informationen an die Verwaltung 
geht grundsätzlich über Wahlen, kann 
aber auch durch andere Instrumente 
der Mitwirkung geschehen. Dieser Weg 
der Einflussnahme hat die Eigenheit, dass 
persönliche Motive spätestens in der In-
formationsverarbeitung durch die Politik 
verallgemeinert werden müssen, um kon-
sensfähig zu sein. Beide beschriebenen 
Einflussformen, einerseits die direkte, indi-
viduelle und machtlose, andererseits die 
indirekte, generalisierte und einflussstar-
ke, sind relevant für die Stabilität der poli-
tischen Gesamtordnung und ergänzen 
sich gegenseitig. (Luhmann 2021: 157–159)

2.2.4. Macht im System 

Betrachtet man soziale Systeme – wie 
das Verwaltungssystem eines ist – 
kommt man nicht umhin, sich mit dem 
Machtbegriff auseinanderzusetzen. Auch 
wenn sich die Systemtheorie gegen die 
Behandlung dieses Begriffs sträubt (Luh-
mann 2013: 11–12) und auch die Governan-
ce-Theorie das Thema meist versucht 
auszuklammern (Mayntz 2006, zit. nach 
Kreuzer und Scholz 2011: 71) – in beiden Fäl-
len wird von „Machtblindheit“ gesprochen 
– sind Macht und Herrschaft zentrale Be-
griffe der Sozialwissenschaften (Imbusch 
2012: 9). In Bezug auf den Governance-
Begriff kritisiert Mayntz den „Problemlö-
sungsbias“ und hinterfragt, ob es in der 

politischen Realität immer um die Lösung 
kollektiver Probleme oder doch primär 
um Machtgewinn und Machterhalt geht. 
Dieser Aspekt erscheint essenziell, wenn 
wir Entscheidungsprozesse in Politik und 
Verwaltung betrachten, da er den Hand-
lungsspielraum der Akteur:innen zumin-
dest teilweise bestimmt.

Individueller Machtbegriff
Der Machtbegriff erscheint als im Sprach-
gebrauch häufig verwendeter und allge-
mein bekannter Begriff klar in seiner Be-
deutung, so als könnte stets zweifelsfrei 
über ihn gesprochen werden (Imbusch 
2012: 9). Im Vergleich zwischen alltägli-
chem und wissenschaftlichem Sprach-
gebrauch zeigen sich große Unterschiede 
in seiner Deutungshoheit. Während Macht 
im Alltagsgebrauch meist negativ konno-
tiert ist, wird er in der Wissenschaft deut-
lich differenzierter als Teil ideologischer 
Debatten oder als Eigenschaft sozialer 
Beziehungen gesehen. Macht ist nicht 
sichtbar und einerseits ein dynamisches 
Phänomen, in dem sich die Verhältnisse 
zwischen Einzelpersonen, Gruppen und 
Institutionen immer verändern, anderer-
seits relational, also nur im Kontext mit 
mehreren Menschen beziehungsweise 
sozialen Systemen denkbar. (Avelino und 
Rotmans 2009; Faucault 1980: 101, zit. nach 
Imbusch 2012: 9–10) 

Da Macht eine „zentrale Form der Verge-
sellschaft“ ist, ist sie ein allgegenwärtiges 
Phänomen in Gesellschaften (Imbusch 
2012: 12). Dabei steht nicht die Macht in 
und von Organisationen im Mittelpunkt, 
sondern die Organisation von Macht, 
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„nämlich die Bildung, Reproduktion und 
der Verlust von Macht, das Prozesshaf-
te, das sich in Strukturen und Dynamiken 
niederschlägt“ (Imbusch 2012: 13).

Imbusch (2012: 11–12) beschreibt die Aus-
übung von Macht als dreidimensionales 
System. Die erste Dimension orientiert 
sich an der klassischen Auffassung von 
Max Weber (1956: 28): „Macht bedeutet 
jede Chance, innerhalb einer sozialen Be-
ziehung den eigenen Willen auch gegen 
Widerstreben durchzusetzen, gleichviel 
worauf diese Chance beruht“. Hiermit 
wird das aktive Treffen von Entscheidun-
gen und deren Umsetzung mit all seinen 
positiven oder negativen Auswirkungen 
beschrieben.

Die zweite Dimension beschreibt eine 
versteckte, unsichtbare Kontroll-Macht. 
Macht wird hier auf soziale Institutionen 
ausgeübt, um bestimmte Probleme und 
die damit verbundenen Entscheidungen 
gar nicht erst in den Diskurs zu bringen. 
Der Fokus liegt dabei auf der verborgenen 
Machtausübung durch das „Nicht-Ent-
scheiden“, um die Legitimität bestimmter 
Handlungen zu untergraben.

Die dritte Dimension wird als „Meta-
Macht“ beschrieben und beschreibt eine 
umfassende Kontrolle des gesellschaft-
lichen Gesamtkontextes sowie den Rah-
menbedingungen des sozialen Handelns, 
explizit die „Öffnung oder Schließung be-
stimmter Optionen und Handlungskorri-
dore“ (Imbusch 2012: 12). Sie bedingt weit-
reichende Kontrolle über soziale Prozesse 
und Institutionen.

Macht als Systembegriff
Stülpt man die Machttheorie über die 
Systemtheorie, so muss man sie mit der 
Prämisse der Informationsselektion sozia-
ler Systeme verbinden. Wie in Kapitel 2.2.1 
beschrieben, ist der Selbstzweck sozialer 
Systeme die Selektion von Information in 
einer unendlich komplexen Umwelt zur 
Reduktion ebendieser Komplexität. 

Luhmann (2013: 52–53) nutzt den Begriff 
„Einfluss“ zur Übertragung der Auswir-
kung von Macht auf das System. Einfluss 
liegt dann vor, wenn die Selektionsleis-
tung eines Mitglieds des Systems einem 
anderen mitgeteilt wird und durch die-
ses ohne Hinterfragen als Einschränkung 
seiner Möglichkeiten in seinem Handeln 
akzeptiert wird. Dabei genügt es, wenn 
der Entscheidungsspielraum des zweiten 
Mitglieds eingeschränkt wird, selbst wenn 
noch Entscheidungsspielraum offen ist. 
Diese Einengung erfolgt durch Kommuni-
kation und nicht durch Ordnungsvorga-
ben. Dabei ist relevant, dass Alternativen 
denkbar bleiben. Einfluss kann nur dann 
ausgeübt werden, wenn die Einflussnah-
me über die Einzelsituation hinaus ge-
neralisiert und erwartbar ist, da sich die 
Beteiligten nur dann über ihre Einfluss-
nahme sicher sein können. Einfluss per 
se ist essenzieller Bestandteil menschli-
cher Kommunikation in einem komplexen 
Weltentwurf. 

Die Verbindung zur Macht wird in einer 
Generalisierung von Einfluss geschlagen. 
Es gibt, ähnlich wie bei der Machttheorie 
selbst, verschiedene zeitliche, sachliche 
und soziale Dimensionen der Generalisie-
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rung von Einfluss. Luhmann (2013: 61–62) 
findet für diese unterschiedlichen Dimen-
sionen konkrete Begrifflichkeiten: zeitlich 
generalisierter Einfluss ist Macht, sachlich 
generalisierter Einfluss ist Autorität und 
sozial generalisierter Einfluss ist Führung. 
Der Einfluss lässt sich zur Macht dadurch 
ausbauen, „dass der Machthaber be-
kanntermaßen über Alternativen verfügt, 
die er immer wieder in völlig verschiede-
nen Situationen wählen könnte und die 
für seine Partner durchweg […] nachtei-
liger sind als das Befolgen der Wünsche 
des Machthabers“ (Luhmann 2013: 63). 
Bedingung für Machtausübung ist, dass 
der Einfluss der Machthabenden auch 
in Zukunft erwartbar ist. (Luhmann 2013: 
62–65)

Im Gegensatz dazu ist die Autorität in der 
Vergangenheit verankert. Durch vergan-
gene Äußerungen oder Entscheidungen, 
die sich als richtig herausgestellt haben, 
wird Autorität erzeugt. Diese kann auch 
durch formale Positionen oder fachliche 
Qualitäten entstehen. 

Auch Führung ist, ähnlich wie Autorität, 
durch richtige Entscheidungen in der Ver-
gangenheit verfestigt. Sie führt dazu, dass 
andere Beteiligte sich den Entscheidun-
gen der Führenden fügen, ohne alternati-
ve Handlungsstränge zu bedenken (oder 
bedenken zu wollen). (Luhmann 2013: 
65–69)

Alle drei Dimensionen schließen einander 
nicht aus, eine allein kann für sich kaum 
bestehen bleiben. Gleichzeitig sind sie 
in ihren Mechanismen so unterschied-

lich, dass sie ihre gegenseitige Legitimität 
untergraben. Dieser Effekt lässt sich durch 
formale Organisation der Macht über-
winden, wie sie in Verwaltungssystemen 
üblich ist. Hierdurch werden die Mecha-
nismen der Generalisierung überformt 
mit der Organisation der Verwaltung, wo-
durch sie nur noch in Einzelfällen in ihrer 
grundlegenden Form erforderlich sind. 
Durch die hierarchische Organisation 
wird Einfluss vom Individuum selbstver-
ständlich akzeptiert, um Teil des Systems 
bleiben zu können, von dem es profitiert, 
ohne über die Konsequenzen des Nicht-
einhaltens nachzudenken. (Luhmann 
2013: 62–69)

Macht und Politik
In der Politikwissenschaft besteht Uneinig-
keit darüber, ob Politik mit Macht gleich-
gesetzt werden kann (Luhmann 2013: 133). 
Luhmann (2013: 141–151) differenziert diese 
Ansicht. Die Politik ist keineswegs die ein-
zige machtausübende Stelle einer Ge-
sellschaft, die gesellschaftliche Ermögli-
chung von Macht ist jedoch erforderlich 
zur Aufrechterhaltung des Friedens und 
zur Setzung und Durchsetzung einer 
Rechtsordnung, was ein leistungsfähiges 
politisches System bedingt. Die Macht in 
der Gesellschaft muss (egal ob vom Staat 
oder anderen Akteur:innen ausgehend) 
immer begrenzt sein. Das politische Sys-
tem fängt dabei jene Mechanismen der 
Macht auf, die andere Machthabende in 
ihrer Spezialisierung stören (beispielswei-
se die Macht der Wirtschaftssysteme, die 
auf Geld spezialisiert sind, und die Macht 
des Staates durch Gewährleistung von 
Frieden und Rechtsschutz). Das politische 
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System dient der Erhaltung der Entschei-
dungsfähigkeit einer Gesellschaft, indem 
sie eine Selektion in den Entscheidungs-
grundlagen vornimmt. Die Ergebnisse 
dieser Entscheidungen sind kollektiv ver-
bindlich und müssen durch die „Über-
legenheit physischer Zwangsmittel und 
die fraglose (nur in Ausnahmefällen um-
strittene) Hinnahme der Entscheidung als 
legitim“ (Luhmann 2013: 144) als sozial si-
chere Form der Generalisierung von Ein-
fluss gesichert sein.

Politik ist demnach die Formalisierung von 
Macht einer Gesellschaft zum kollektiven 
Treffen von Entscheidungen, die in ihrer 
Komplexität nicht durch die Einzelheit 
ihrer Individuen getroffen werden kön-
nen. In einem politischen System wird die 
Macht durch die Schaffung bestimmter 
Stellen begrenzt, deren Besetzung durch 
politische Parteien angestrebt wird. Der 
Machtbereich dieser Stellen ist definiert, 
was ihre Macht einschränkt. Gleichzeitig 
bedeutet das, dass ein großer Einfluss-
bereich einer Stelle zu einer Verringerung 
der Beschränkung von Macht führt. Durch 
die hierarchische Ordnung von Entschei-
dungskompetenzen wird diese Macht in 
die Verwaltung übertragen. Höhere Posi-
tionen können Entscheidungen niedriger 
Positionen ändern. Diese Hierarchien im 
System sagen zwar nichts über die tat-
sächlichen Machtstrukturen aus, können 
in der Machtstrategie jedoch nicht igno-
riert werden.

Die Strukturen dienen auch der funktio-
nalen Differenzierung von Politik und Ver-
waltung und verbinden sie zugleich. So 
ist es wichtig, dass klar ist, dass politische 
Entscheidungen von der Politik ausgehen. 
Gleichwohl muss die Politik mit dem Ver-
waltungssystem verknüpft und in deren 
hierarchisches System eingebettet sein, 
beispielsweise durch politisch besetzte 
hohe Positionen in der Verwaltung. Dass 
die Spitze der Verwaltung immer (poli-
tisch) besetzt ist, entlastet die Verwaltung, 
sich mit politischen Fragestellungen aus-
einanderzusetzen. Die Politik hat damit 
auch eine institutionalisierte Machtstel-
lung gegenüber der Verwaltung. (Luh-
mann 2013: 146–149)

Macht in der Transformation
Avelino und Rotmans (2009: 559–562) 
beschreiben Machtverhältnisse in Ver-
bindung mit Transformationsprozessen. 
Sie definieren Macht als „Fähigkeit der Ak-
teur:innen, Ressourcen zu mobilisieren, um 
ein bestimmtes Ziel zu erreichen“ (Avelino 
und Rotmans 2009: 550, eigene Überset-
zung). In einem stabilen System hat das 
Regime grundsätzlich mehr Macht als 
Nischen, da es mehr Möglichkeiten hat, 
Ressourcen zu mobilisieren. Dabei übt das 
Regime aber nicht zwingend Macht über 
die Nischen aus. Das Regime nutzt seine 
Ressourcen vorwiegend, um den Status 
Quo zu erhalten, während Nischen ande-
re Ressourcen nutzen und sie zur Schaf-
fung neuer Zustände einsetzen können. 
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Aufgrund dieser Voraussetzungen führen 
Avelino und Rotmans (2009: 560, eigene 
Übersetzung) eine Zuordnung des Macht-
begriffs durch:

• „Regime können neu definiert werden 
als (das Netzwerk von) Akteur:innen, die 
konstitutive Macht ausüben“

• „Nischen können neu definiert werden 
als (Netzwerke von) Akteur:innen, die in-
novative und/oder destruktive Macht 
ausüben.“

Die sozio-technische Landschaft wird in 
diesem Zusammenhang als das Sys-
temumfeld beschrieben, in dem System-
macht ausgeübt und Ressourcen mobili-
siert werden.

In Phasen von Instabilität – beispielswei-
se ausgelöst durch große Veränderung 
in der Landschaft, einen Zusammenbruch 
der Regierung, Wahlen oder Marktverän-
derungen – ändern sich die Machtver-
hältnisse. Nischen können möglicherweise 
leichter auf Veränderungen reagieren als 
Regime, da sie andere Ressourcen mobi-
lisieren können. Das Regime verliert sei-
ne systemische Macht, da es nicht mehr 
genug Ressourcen aufbringen kann, um 
sein System zu erhalten. Es entsteht ein 
Machtvakuum, für das Nischenakteur:in-
nen passende Lösungen parat haben 
können. Durch die Bildung von Netzwerken 
stärken Nischenakteur:innen ihre innova-
tive Macht. Hier entscheidet sich, ob eine 
Transformation fortgesetzt werden kann. 
Regime-Akteur:innen versuchen, die Ni-
scheninnovationen zu „absorbieren“, um 

die derzeitige Ressourcenverteilung nicht 
infrage zu stellen, sondern zu verstärken. 
Gelingt dies, so wurde die Transformation 
abgewendet und das alte Regime bleibt 
an der Macht. Es kommt zu einem ‚Lock-
In‘, also einer Umkehrung der Transfor-
mation. Kann sich die Nische einer Absor-
bierung durch das Regime widersetzen, 
wird es zur Bedrohung der gegenwärtigen 
Ressourcenverteilung. 

Kann das Regime seine dominante Rolle 
nicht verteidigen, bekommen transfor-
mative Kräfte mehr Raum und bilden Ni-
schen-Regime. Diese können immer wei-
ter in die Ressourcenverteilung im Regime 
vordringen und Ressourcen ersetzen. Ist 
dieser Prozess abgeschlossen, kommt es 
wieder zu einer Stabilisierung im System. 
Die Transformation ist abgeschlossen, in-
dem die Nischen sich zum neuen Regime 
entwickelt haben. (Avelino und Rotmans 
2009: 559–562)



43

2.3. Planungstheorie

Das vorherrschende Planungsparadigma 
in der Raum- und Verkehrsplanung hat 
sich im Laufe des 20. Jahrhunderts grund-
legend geändert. Die Planung versucht 
nicht mehr eine „einseitige Beeinflussung 
des Handelns anderer“ (Hamedinger et al. 
2008: 20), sondern ist vielmehr ein koope-
rativer Interaktionsprozess ohne linearem 
Ablauf von Problemverständnis, Informa-
tionssammlung und -analyse, Lösungs-
entwicklung und -bewertung sowie Um-
setzung und Evaluierung. Schultis (1984: 
10) beschreibt Stadtentwicklungsplanung 
als einen systematischen und ständig 
fortzuschreibenden Ansatz, die Entwick-
lung einer Stadt nach politisch gesetzten 
Zielen – unter integrierter Betrachtung 
ökologischer, sozialer, wirtschaftlicher, 
kultureller, finanzieller und räumlicher 
Faktoren – bewusst zu steuern.

Das lang praktizierte Verständnis der Pla-
nung als ingenieurstechnisches Produkt 
eines „starken Staats“ mit einer „starken 
Führung“ war eingebettet in ein positivisti-
sches naturwissenschaftlich-technisches 
Weltbild, das ab den 1970er Jahren jedoch 
zunehmend hinterfragt wurde. Die immer 
größere Komplexität der Planungsauf-
gaben führte zu einer Kehrtwende hin zu 
einem post-positivistischen Planungsver-
ständnis, da Planer:innen nicht in der Lage 
waren, immer bessere Pläne zu erstellen. 
Dieses neue Verständnis zwang dazu, 
„Theorien und Disziplinen in einen brei-
teren historischen und sozialen Kontext 
einzubetten, normative Kriterien zur Ent-

scheidung zwischen konkurrenzierenden 
Theorien anzuwenden, die Allgegenwart 
von Abweichungen in Erklärungen und 
Theorien zu betonen und ein Verständ-
nis der Individuen als eigeninterpretative 
und autonome Subjekte zu entwickeln“ 
(Hamedinger et al. 2008: 21). 

Unterstützt wurde dieses Verständnis 
durch Erkenntnisse in der Systemtheorie, 
da Systeme deutlich komplexer sind, als 
sie schienen und führte ab den 1980er 
Jahren zur Entwicklung neuer räumlicher 
Steuerungsmodelle. Der Fokus lag fortan 
weniger auf Annahmen der wahrschein-
lichsten Entwicklung, sondern vielmehr 
auf der Gestaltung einer sich verändern-
den Zukunft, deren Entwicklungen teilwei-
se nicht vorhersehbar und nicht steuerbar 
sind. Dazu gehört auch, auf verschiedene 
Szenarien der Zukunftsentwicklung vor-
bereitet zu sein. (Hamedinger et al. 2008: 
20–21)

Strategieorientierte 
Stadtentwicklungsplanung
Die große Komplexität sozial-räumlicher 
Entwicklungen in Städten führt dazu, dass 
klassische lineare Planungsmethoden wie 
der Flächenwidmungs- und Bebauungs-
plan als Entscheidung für die räumliche 
Entwicklung nicht mehr ausreichend sind. 
Die Strategie soll als übergeordnetes Leit-
bild Abhilfe schaffen und eine Vision für 
die zukünftige Entwicklung darstellen. Da-
bei ist sie keine rationale Endzustandsbe-
schreibung, sondern bildhafte Leitschnur 
für Handlungen und Kommunikation zwi-
schen allen Planungsebenen und allen 
beteiligten Akteur:innen. (Hamedinger et 
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al. 2008: 27) Durch übergeordnete Pla-
nungsansätze wird versucht, die städti-
sche Entwicklung gesamtheitlich und res-
sortübergreifend zu gestalten. Durch die 
ganzheitliche Steuerung versprach man 
sich ab den 1960er Jahren mehr Rationa-
lität und den Einfluss wissenschaftlicher 
Erkenntnisse in die Planung. (Heinig 2022: 
27) Hamedinger et al. (2008: 27) beschrei-
ben drei Kennzeichen strategieorientier-
ter Planung:

1. Die Behandlung von längerfristigen Pla-
nungszielen mit umfassenden Leitbildern 
bei gleichzeitiger Offenheit gegenüber 
kurzfristigen, ungeplanten Entwicklungen.

2. Die Auflösung der Differenzen zwischen 
linearen Planungsmodellen einerseits 
und projektbezogenen Einzelplanungen 
andererseits, denen die Einbettung in eine 
übergeordnete Zielstellung fehlt.

3. Die Einbeziehung und Mitwirkung ver-
schiedenster Akteur:innen aus Verwal-
tung, Politik, Zivilgesellschaft und Politik als 
notwendiger Bestandteil. Planung wird als 
sozialer Prozess verstanden, der mit einer 
flexiblen, aus formellen und informellen 
Elementen bestehenden Partizipations-
strategie begleitet wird.

Die Verwaltung hat dabei nicht die Auf-
gabe des steuernden Organs, ist aber 
dennoch nicht nur eine Akteurin von vie-
len. Sie ist in der Rolle, für die jeweiligen 
Aufgabenstellungen einen ganzheitlichen 
und fachlich fundierten Prozess zu ge-
stalten, der alle relevanten Akteur:innen 
miteinbezieht. (Heinig 2022: 23) Die Rele-

vanz strategieorientierter Planung nahm 
aufgrund von zunehmend dynamisch 
auftretenden unvorhersehbaren sozial-
räumlichen Entwicklungen zu und wird 
aufgrund der immer knapper werdenden 
Ressourcen zur Gestaltung des Lebens-
raumes weiter steigen. (Hamedinger et 
al. 2008: 26)

Governance
Die zunehmende Komplexität globaler 
Entwicklungen führte ebenfalls ab den 
1970er Jahren zu einer Neuformung der 
Gestaltung hoheitlicher Aufgaben. Der 
Übergang von Government zu Governan-
ce bedeutet eine zunehmende Auflösung 
der Grenzen zwischen den zentralen Ins-
titutionen Staat, Markt und Gesellschaft, 
was zu einer umfassenderen Kooperation 
zwischen staatlichen und nicht-staatli-
chen Akteur:innen und der Einbeziehung 
vielfältiger Akteur:innen und Institutionen 
in die politische Entscheidungsfindung 
führt. (Hamedinger et al. 2008: 27)

Zentrale Elemente dieser Entwicklung 
sind laut Hamedinger et al. (2008: 27–30) 
(1) die Zunahme von Partizipationsver-
fahren zur Einbeziehung der Bevölke-
rung in die Entscheidungsfindung, (2) 
die Ausbildung von neuen formellen und 
informellen Netzwerken zum Austausch 
zwischen staatlichen und nicht-staat-
lichen Akteur:innen, (3) die Modernisie-
rung der Verwaltung und die räumliche 
Verteilung politischer Aufgaben unter 
anderem durch Dezentralisierungs-
maßnahmen, (4) die Veränderung des 
Staatsverständnisses vom versorgen-
den Wohlfahrtsstaat zu einem koopera-
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tiven Staat, (5) die Lösung von Konflikten 
und Problemen durch Aushandlungs-
prozesse, in der nicht Top-Down-Ent-
scheidungen maßgebend sind sowie 
(6) die Steuerung planungspolitischer 
Prozesse nicht nur mit formellen Instru-
menten, sondern auch mit informellen 
Aushandlungen, Bewusstseinsbildung 
und Überzeugungsarbeit. Government1  
ist weiterhin ein wesentlicher Bestandteil 
einer Governance-Struktur, gibt jedoch 
Kompetenzen und Ressourcen an ande-
re Akteur:innen ab. Der Staat arbeitet ko-
operativ statt hierarchisch. 

Planungsbedingungen in der 
Verkehrsplanung
Im Vergleich zur Raumplanung hat sich 
der Glaube an eine rein naturwissen-
schaftlich-technische Ingenieursdisziplin 
in der Verkehrsplanung noch deutlich län-
ger gehalten und wird von einigen Institu-
tionen bzw. in manchen Bereichen noch 
heute so verstanden. Das Verkehrsinge-
nieurwesen als Fachwesen beschäftigte 
sich lange nur mit der Disziplin des Ver-
kehrs selbst und entkoppelte diese von 
Menschen, Siedlungsstruktur und Stadt-
planung. Der Verkehr wurde als Selbst-
zweck gesehen, den es nach technischen 
Rahmenbedingungen zu optimieren be-
darf. Dabei galt seit der Massenmotori-
sierung stets der Grundsatz der Leichtig-
keit und Flüssigkeit des Verkehrs, der bis 
heute als Leitsatz in der Straßenverkehrs-
ordnung beschrieben ist. Der öffentliche 
Raum wird als reiner Transitraum gese-
hen, in dem Verweilen nicht vorgesehen 

1 Government als Autorität, die den Staat 
regiert.

ist. Dabei war es meist der Autoverkehr, 
dem es optimale Bedingungen zu schaf-
fen galt. Die Siedlungsentwicklung folgte 
den Möglichkeiten einer autooptimierten 
Umwelt, was die Abhängigkeit vom Pkw 
schwierig rückgängig machen lässt. Sied-
lungsentwicklungen werden als verkehrs-
erzeugende Faktoren betrachtet, deren 
Verkehrsaufkommen zu bewältigen ist. 
(Knoflacher 1996: 13–15, 2007: 39–41)



46

2.4. Zusammenfas-
sung: Die Rolle von Politik 
und Verwaltung in der 
Verkehrs- und Mobili-
tätswende 

Eine Verkehrs- und Mobilitätswende zur 
Nachhaltigkeitstransformation des Ver-
kehrssystems erscheint in Hinblick auf die 
steigenden Treibhausgasemissionen im 
Verkehr, der mangelnden Inklusivität ei-
nes autoorientierten öffentlichen Raums 
und den demografischen Wandel un-
ausweichlich. Dass eine derartige Trans-
formation auch eine Mehrheit in der Be-
völkerung hat, wird politisch immer öfter 
anerkannt (z.B. Halbwidl 2024). Die hohe 
Komplexität und sich gegenseitig ver-
stärkende Effekte im aktuellen Verkehrs-
system machen eine derartige Transfor-
mation zu einer großen Herausforderung. 
Es müssen nicht nur politische Akteur:in-
nen überzeugt, sondern strukturelle, über 
Jahrzehnte etablierte Systembestandteile 
verändert oder aufgelöst werden, die sich 
aufgrund ihrer Etablierung gegen Verän-
derungen wehren. Auch in der Verwaltung 
kann eine Transformation nicht von heute 
auf morgen geschehen. Für eine Ände-
rung der Schwerpunktsetzung in Planung 
und Instandhaltung sind tiefgreifende 
Änderungen in der Verwaltungsstruktur 
notwendig. Da das Verwaltungssystem in 
seiner Grunddefinition nach Selbsterhal-
tung strebt, sind Veränderungen nur über 
lange Zeiträume durchführbar. Zu schnel-
le Veränderungen auf verschiedenen 

Ebenen führen zur Destabilisierung des 
Verwaltungssystems. Gleichzeitig sind 
punktuelle Änderungen immer mit Folge-
änderungen verbunden. Vorgänge der 
Veränderungen benötigen also viel Zeit, in 
der sich die Umwelt wiederum abermals 
verändert. So kann es sein, dass die Ver-
waltung, bis sie sich an veränderte Um-
weltbedingungen angepasst hat, schon 
wieder neu angepasst werden müsste. 
Dieser Veränderungsprozess muss also 
über einen langen Zeitraum politische Le-
gitimation genießen und wird, wie Erfah-
rungen zeigen, durch die Politik oftmals 
unterschätzt.

Die Politik ist wesentlicher Bestandteil 
transformativer Prozesse und kann sie 
fördern, behindern oder gar rückgängig 
machen. Sie gibt dem Verwaltungshan-
deln Legitimität, ist aber gleichzeitig auf 
die Verwaltung zur Umsetzung ihrer Ent-
scheidungen angewiesen. Die Art des 
politischen Handelns hat wesentlichen 
Einfluss auf die Effektivität des politischen 
Systems, weshalb politische Erfahrung 
und politisches Geschick hilfreich für die 
Umsetzung politischer Agenden sind. Da 
die Formung politischer Agenden eine 
Problemdefinition bedingt, müssen die 
Probleme, die das aktuelle Regime ver-
ursacht, immer wieder verdeutlicht wer-
den. Aktuelle Entwicklungen auf Ebene der 
sozio-technischen Landschaft können 
dabei einen großen Einfluss haben, ins-
besondere spürbare Folgen des Klima-
wandels und sich ändernde Wertevor-
stellungen in der Bevölkerung.



47

 Ein weiterer Einflussfaktor von Verände-
rungsprozessen sind Machtstrukturen. 
Machthabende können den Ressourcen-
einsatz steuern und das Handeln ande-
rer Systembestandteile – Menschen und 
Institutionen – beeinflussen. Machtkons-
tellationen treten auf sehr verschiedenen 
Ebenen auf und können Transformations-
prozesse sehr stark dämpfen oder stär-
ken. In der Transformationstheorie wird 
generell von Macht als Regimefaktor ge-
sprochen, der den Status-Quo stets er-
halten will. Eine Auseinandersetzung mit 
Machtstrukturen erscheint daher unaus-
weichlich.

Von der Theorie in die Praxis
Wie gelingt eine Übertragung wissen-
schaftlicher Erkenntnisse aus der Mobi-
litäts- und Transformationsforschung in 
die Praxis? Neben der Ausbildung von Pla-
ner:innen an Universitäten gibt es zahlrei-
che Bemühungen von Nichtregierungsor-
ganisationen (NGOs), mittels Lobbyarbeit 
Einfluss auf politische Entscheidungsträ-
ger:innen zu nehmen. NGOs wie transfor-
ming transportation, transform transport 
und Mobility Lab UK versuchen mit der 
Sammlung wissenschaftlicher Erkennt-
nisse und der Verbreitung auf politischer 
Ebene, eine weltweite Transformation des 
Verkehrssystems voranzutreiben (Mobility 
Policy Lab UK o. J.; Transform Transport o. 
J.; Transforming Transportation o. J.).

In Österreich hat der Verkehrsclub Öster-
reich (VCÖ) eine ähnliche Tätigkeit und 
versucht mit der Vermittlung von wis-
senschaftlichen Erkenntnissen Einfluss 
auf politische Entscheidungen zuguns-

ten einer Nachhaltigkeitstransformation 
im Verkehrssystem zu nehmen (VCÖ o. 
J.). Auch zivilgesellschaftliche Initiativen 
können diese Transformation einfordern: 
die Bürger:inneninitiative Platz für Wien 
etwa, die mittels Petition Einfluss auf die 
Gemeinderats- und Bezirksvertretungs-
wahlen 2020 nehmen wollte, stützte ihre 
Forderungen stark auf wissenschaftliche 
Erkenntnisse und hatte zahlreiche Wis-
senschaftler:innen als öffentliche Unter-
stützer:innen (Details in Kapitel 3.7).



In diesem Kapitel werden die strukturel-
len Grundlagen der Planung und Trans-
formation öffentlicher Räume in Wien 
behandelt. Nach einer Übersicht über die 
verfassungsrechtlichen Rahmenbedin-
gungen des Verwaltungshandelns erfolgt 
eine Übersicht über die Strategiepapiere 
der Wiener Stadtplanung und deren Ziel-
setzungen, die Kompetenzverteilung zwi-
schen Stadt Wien und den Bezirken sowie 
rechtliche Rahmenbedingungen in der 
Verkehrsplanung. Kapitel 3.5 und 3.6 be-
schäftigen sich mit den wesentlichen Ak-
teur:innen in der Verkehrsplanung in Wien 
und den finanziellen Rahmenbedungun-
gen. Kapitel 3.7 gibt einen geschichtlichen 
Überblick über wesentliche Entwicklungen 
der Wiener Verkehrspolitik seit den 1970er-
Jahren.
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3.1. Verfassungsrecht-
liche Rahmenbedingun-
gen

Die Republik Österreich ist ein föderalis-
tisch aufgebauter Bundesstaat und glie-
dert sich in neun Bundesländer. Der Staat 
hat eine republikanisch-demokratische 
Verfassung mit einer föderalistischen 
Struktur. Die staatlichen Funktionen sind 
zwischen dem Bund (Gesamtstaat) und 
den Ländern aufgeteilt. 

Der Bund besorgt die wesentlichen Auf-
gaben der Bundesverwaltung wie Bun-
desgesetzgebung, Außen- und Ver-
teidigungspolitik und die ordentliche 
Gerichtsbarkeit.

Die Bundesländer besorgen innerhalb 
der Republik ebenfalls Aufgaben der Ge-
setzgebung und Vollziehung. Die Länder 
haben über den Bundesrat auch Einfluss 
auf die Bundesgesetzgebung.

Die Gemeinden sind die kleinste organi-
satorische Einheit des Staates und haben 
keine Gesetzgebungsbefugnis. Sie sind 
Selbstverwaltungskörper und können in 
ihrem eigenen Wirkungsbereich Aufga-
ben weisungsfrei besorgen. Innerhalb 
dieses eigenen Wirkungsbereichs können 
sie allgemeine Vorschriften (Verordnun-
gen) erlassen. (Magistrat der Stadt Wien 
2024b: 5)

3.1.1. Bundesverwaltung

In den Artikeln 10-15 BV-G ist die Kompe-
tenzverteilung zwischen Bund und Län-
dern geregelt. Alle Materien, die im Bun-
des-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht 
ausdrücklich dem Bund zugeschrieben 
werden, liegen automatisch in der Kom-
petenz der Länder. Über sogenannte 15a-
Vereinbarungen (Art 15a B-VG) können 
der Bund und die Länder die Aufteilung 
der Gesetzgebung und Vollziehung ge-
sondert regeln.

In den Bereichen der Raum- und Ver-
kehrsplanung sind die Kompetenzen der 
Bundesverwaltung schwach ausgeprägt. 
Sie fallen nach der Generalklausel des Art 
15 B-VG in Gesetzgebung und Vollziehung 
der Länder. Einige bedeutende Fachma-
terien sind jedoch dem Bund übertragen. 
Für die Raumplanung sind dabei Eisen-
bahn, Luftfahrt, Schifffahrt, Bundesstraßen 
(Autobahnen und Schnellstraßen), Fern-
meldewesen, Umweltverträglichkeits-
prüfungen für Bundesstraßen und Eisen-
bahn-Hochleistungsstrecken, Bergwesen, 
Forstwesen und Wasserrecht relevant (Art 
10 B-VG).

3.1.2. Landesverwaltung und 
Stadtverwaltung in Wien

Die Stadt Wien nimmt eine Sonderstellung 
unter den österreichischen Gemeinden 
ein, da sie sowohl Bundesland als auch 
Gemeinde mit eigenem Statut (Statutar-
stadt) ist.
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Wien als Bundesland
Als Bundesland kann Wien eigene Geset-
ze erlassen und sie vollziehen. Die Wiener 
Landesverwaltung besteht aus folgen-
den Organen (Magistrat der Stadt Wien 
2024b: 14):

• Wiener Landtag
• Wiener Landesregierung als oberstes 
Organ der Vollziehung des Landes. An 
ihrer Spitze steht die Landeshauptfrau 
bzw. der Landeshauptmann
• Amt der Wiener Landesregierung: be-
sorgt die Verwaltungsaufgaben. An ihrer 
Spitze steht der:die Landesamtsdirektor:in

In Wien übernimmt der Gemeinderat auch 
die Funktion des Landtages, der Stadtsenat 
auch die Funktion der Landesregierung, 
der:die Bürgermeister:in auch die Funk-
tion des Landeshauptmannes bzw. der 
Landeshauptfrau, der Magistrat auch die 
Funktion des Amtes der Landesregierung 
und der:die Magistratsdirektor:in auch die 
Funktionen der:des Landesamtsdirektor:in 
(Art 108 B-VG). Die Aufgaben der Bezirks-
verwaltungsbehörde (nicht zu verwech-
seln mit den Wiener Gemeindebezirken) 
übernimmt der Magistrat (Art 109 B-VG).

Wien als Gemeinde
Jede österreichische Gemeinde muss 
aus drei Organen bestehen, die in Wien 
wie folgt benannt sind:

• Gemeinderat 
• Stadtsenat (entspricht dem Gemein-
devorstand) mit amtsführenden und 
nicht amtsführenden Stadträt:innen
• Bürgermeister:in

Die Geschäfte der Gemeinde Wien wer-
den durch den Magistrat (entspricht 
dem Gemeindeamt) besorgt. An der 
Spitze des Magistrats steht der:die Magis-
tratsdirektor:in. Das Statut der Stadt Wien 
ist die Wiener Stadtverfassung (WStV). In 
ihr sind weitere Organe etabliert. (Magist-
rat der Stadt Wien 2024b: 14)

3.1.3. Wiener Gemeindebe-
zirke

Die Stadt Wien ist „zu Zwecken der Ver-
waltung“ in 23 Bezirke eingeteilt (§ 3 Abs 1 
WStV). Die Bezirksverwaltung besteht da-
bei aus der Bezirksvertretung (Bezirks-
parlament) und dem:der Bezirksvorste-
her:in. Der:die Wiener Bürgermeister:in ist 
Vorgesetzte:r der Bezirksvorsteher:innen. 

Der Wirkungsbereich der Bezirksvertre-
tungen und der Bezirksvorsteher:innen ist 
durch die Wiener Stadtverfassung (§ 103 
WStV) geregelt. Der Gemeinderat kann 
darüberhinaus bei Aufgaben, die seinen 
Wirkungsbereich betreffen, die Beschluss-
fassung der Bezirksvertretung übertragen 
(§ 89 WStV). Die Besorgung der Aufgaben 
obliegt dem Magistrat (§ 103 Abs 8 WStV).

3.1.4. Kompetenzverteilung 
bei Projekten des öffentlichen 
Raums in Wien

Die Durchführungskompetenzen in der 
Raumordnung und in der Gestaltung 
des öffentlichen Raums liegen im eige-
nen Wirkungsbereich der Gemeinden. In 
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Wien gibt es im Gegensatz zu den ande-
ren Bundesländern kein Landes-Raum-
planungsgesetz, sondern lediglich einen 
Flächenwidmungs- und Bebauungsplan, 
der durch den Gemeinderat beschlos-
sen wird. Übergeordnete Straßenverbin-
dungen sind in Landeskompetenz, die in 
Wien mit der Gemeindekompetenz zu-
sammenfällt. Die Bezirke können über alle 
Materien, die in ihrem eigenen Wirkungs-
bereich liegen, selbst entscheiden. Kon-
kret können folgende Kompetenzen der 
Gestaltung des öffentlichen Raums auf 
Stadtebene verortet werden:

• Planung, Herstellung, Instandhaltung 
und Instandsetzung von Hauptstraßen B 
(höchste Straßenkategorie) (§ 103 Abs 2 
WStV); die Gestaltung der Nebenflächen 
wie Grünflächen und deren Ausstattung 
mit Aufenthaltsbereichen liegt wiederum 
in Bezirkskompetenz, was sich aus § 103 
Abs 1 Zi 9 der WStV ergibt.
• Straßenbauten im Zusammenhang mit 
U-Bahnbau (§ 103 Abs 1 Zi 3 WStV).
• Radverkehrsprojekte, die am Haupt-
radverkehrsnetz liegen (§ 103 Abs 1 Zi 3 
WStV).
• Festlegung, welche Straßen als Haupt-
straßen A und B gelten (durch Gemein-
deratsbeschluss) (§ 103 Abs 2 WStV).

Die meisten Kompetenzen für den öffent-
lichen Raum, insbesondere in gestalte-
rischer Hinsicht, liegen bei den Bezirken. 
Gemäß Wiener Stadtverfassung verfügen 
sie dazu über Haushaltsmittel für folgen-
de Angelegenheiten, wobei der Bezirks-
vertretung die Hoheit über die Bezirksfi-
nanzen und deren Mittelzuteilung obliegt:

• Planung, Herstellung, Instandhaltung 
und Instandsetzung von Hauptstra-
ßen A und Nebenstraßen sowie deren 
Einbauten, solange sie nicht in andere 
Zuständigkeiten fallen. Ausgenommen 
davon sind Straßenprojekte im Zusam-
menhang mit U-Bahnbau, Radverkehrs-
projekte im Hauptradverkehrsnetz und 
Fußgänger:innenpassagen.
• Alle anderen Maßnahmen auf Haupt-
straßen A und Nebenstraßen: Straßen-
bauliche Maßnahmen zur Barrierefreiheit 
und zur Unfallverhütung, Errichtung und 
Instandhaltung von Verkehrsleiteinrich-
tungen (u.a. Verkehrszeichen, Boden-
markierungen), verkehrsorganisatorische 
Maßnahmen zur Verbesserung der Ver-
kehrssicherheit an Unfallschwerpunkten.
• Planung, Errichtung und Instandhaltung 
der öffentlichen Beleuchtung.
• Planung, Errichtung und Instandhal-
tung von Grünanlagen einschließlich der 
Baumpflanzungen, der Spielplätze und 
der Einrichtungen in Grünanlagen.
• Errichtung und Betrieb öffentlicher 
WC-Anlagen.
• Reinigung und Schneeräumung von 
Fußgängerübergängen und Nebenstra-
ßen.
• Vergabe von Aufträgen kleineren 
Umfanges für bauliche sowie gestalteri-
sche Projekte und Maßnahmen im Bezirk.
• Öffentlichkeitsarbeit im Interesse des 
Bezirks
• Erstellung von Bezirksentwicklungs-
konzepten
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3.2. Relevante Ziele und 
Strategien für Wien
3.2.1. Österreichweite Zielset-
zungen des Bundes

Durch die verfassungsmäßige Kompe-
tenzaufteilung zwischen Bund, Ländern 
und Gemeinden (siehe Kapitel 3.1) hat 
der Bund kaum Kompetenzen in der Ver-
kehrsplanung. Die Ziele des Bundes im Mo-
bilitätsbereich, die in diesem Kapitel be-
schrieben werden, stellen lediglich einen 
Maßnahmenvorschlag an Länder und Ge-
meinden dar und haben keine bindende 
Wirkung. Ein Klimaschutzgesetz, das durch 
die EU für alle Mitgliedsstaaten vorge-
schrieben ist und für Länder und Gemein-
den bindend ist, ist 2020 ausgelaufen. Die 
Bundesregierung konnte sich bisher nicht 
auf neue Ziele einigen. (Lohmeyer 2024) 

Das Bundesministerium für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie (BMK) hat in seinem Mobili-
tätsmasterplan 2030 (BMK 2021) die not-
wendigen Schritte im Mobilitätsbereich 
zur Erreichung der Klimaneutralität Ös-
terreichs bis 2040 skizziert. Dies ist das 
formale Ziel der aktuellen österreichi-
schen Bundesregierung und basiert auf 
den Vorgaben des Pariser Klimavertrags. 
(Bundeskanzleramt 2020: 73) Einen direk-
ten Handlungsspielraum im Verkehrsbe-
reich auf lokaler Ebene hat die Bundesre-
gierung jedoch lediglich in der Legislative 
von Bundesgesetzen wie der Straßenver-
kehrsordnung (StVO) und dem Bundes-
straßengesetz sowie in der Erstellung von 
Planungsrichtlinien. Das BMK versucht mit 
Förderungsmaßnahmen in finanzieller Art, 
den Handlungsspielraum der Gemeinden 
bei Maßnahmen im Verkehrsbereich zu 
steuern. Für den öffentlichen Raum ist das 
Förderprogramm von klimaaktiv mobil für 

Abbildung 12: 
Zielpfad zur Erreichung der 
Klimaneutralität bis 2040 
 
Quelle: BMK (2021: 16)
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den Rad- und Fußverkehr relevant, des-
sen Budget seit 2020 von € 4 Mio. jährlich 
erhöht wurde und 2024 € 106 Mio. betrug 
(Krutzler 2023; Radlobby 2020). Auch für 
U-Bahnbau und Regionale Straßenbah-
nen gibt es Zuschüsse seitens des Bundes 
(Riebler 2024; Wiener Linien 2021). 

Der Mobilitätsmasterplan 2030 arbeitet 
mit einem Backcasting-Modell, das von 
der Klimaneutralität 2040 ausgeht und auf 
Basis des zur Verfügung stehenden CO2-
Budgets die erforderlichen Maßnahmen 
in Bereichen der Verkehrsvermeidung, 
Verkehrsverlagerung und Effizienzver-
besserung bis 2030 beschreibt. Dies soll 
zu einer Effizienzsteigerung im gesamten 
Verkehrssystem führen. (BMK 2021: 8) Für 
den Verkehrsbereich im Zusammenhang 
mit der Nutzung des öffentlichen Raums 
in Städten ist die Verkehrswende, beste-
hend aus den Bereichen Verkehrsvermei-
dung und Verkehrsverlagerung, relevant. 
Die Antriebswende ist der dritte Baustein 
der Dekarbonisierung im Verkehrsbereich.

Verkehrsverlagerung soll im Personen-
verkehr vom Privat-Pkw auf den Umwelt-
verbund (öffentlicher Verkehr, Fuß- und 
Radverkehr) geschehen. Ziel ist es, die 
Verkehrsleistung im Umweltverbund von 
30 % auf 47 % und die Zahl der Wege von 
40 % auf 60 % zu steigern sowie den Rad-
verkehrsanteil auf 13 % der Wege zu ver-
doppeln. (BMK 2021: 27)

3.2.2. Strategien und Ziele der 
Stadt Wien

Die Stadt Wien hat zahlreiche strategi-
sche Dokumente, die ineinandergreifen 
und sich gegenseitig ergänzen. Sie haben 
unterschiedliche Detailtiefen und fach-
liche Ausrichtungen und betrachten un-
terschiedliche Zeithorizonte. In den letzten 
Jahren zeigt sich die klare Schwerpunkt-
setzung hin zur Klimaneutralität, die sich 
die Stadt Wien analog zu den Zielsetzun-
gen des Bundes als Ziel für 2040 gesetzt 
hat. Als Dienststelle für Stadtentwicklung 

Abbildung 13: 
Entwicklung des Personenver-

kehrs mit Zielpfaden 
 

Quelle: BMK (2021: 11)
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und Stadtplanung ist die MA 18 für die 
Ausarbeitung strategischer Zielsetzungen 
in enger Abstimmung mit anderen Fach-
dienststellen sowie mit den politischen 
Büros und der Magistratsdirektion zu-
ständig. Manche Fachstrategien werden 
durch andere Dienststellen federführend 
ausgearbeitet. Die Wiener Stadtpolitik ist 
nach Aussage von Madreiter (Interview 
10 2024: 38) durch langfristige Stabilität 
geprägt, was lange Zeithorizonte für Stra-
tegien begünstigt. Die Strategien werden 
durch den Gemeinderat beschlossen 
und erhalten so ihre politische Legitimi-
tät gegenüber der Verwaltung. Beschlüs-
se des Gemeinderats erstrecken sich in 
ihrer Wirkung auf die gesamte Gemeinde 
Wien und sind – zumindest in der Theo-
rie – auch auf Bezirksebene anzuwenden 
(Interview 10 2024: 12), wobei es keine di-
rekten Sanktionen bei Nichtbeachtung 
gibt. Dass die gelebte Entscheidungspra-
xis auf Bezirksebene dem nicht unbedingt 
entspricht, wird in Kapitel 4.2.2 erläutert.

Regierungsübereinkommen der Wiener 
Stadtregierung
Einen großen Einfluss auf die konkrete Um-
setzung planungspolitischer Maßnahmen 
hat das Regierungsprogramm bzw. Re-
gierungsübereinkommen der Stadtregie-
rung, welches das politische Programm 
für die Regierungsperiode darstellt. Maß-
nahmen, die im Regierungsprogramm 
stehen, stellen nach Aussagen in den In-
terviews einen konkreten politischen Auf-
trag dar und haben dementsprechend 
eine hohe Umsetzungswahrscheinlichkeit. 
Die Inhalte werden durch die Stadträtin 
und die Geschäftsgruppen in die Ver-

waltung hereingetragen und besitzen so 
ein hohes Maß an Legitimität. Neben dem 
Transport konkreter Aufträge und der da-
mit unterstützten Selektion der Inhalte, 
mit denen sich die Verwaltung beschäf-
tigt, gibt es der Verwaltung Handlungs-
leitlinien zur Interessensabwägung bei 
Zielkonflikten im Entscheidungshandeln 
vor. (Interview 3 2024: 32; Interview 11 2024: 
12–13) Die Ziele der Stadtentwicklung aus 
dem aktuellen Koalitionsprogramm (SPÖ 
Wien und NEOS Wien 2020) wurden 2022 
mit der Überarbeitung der Smart Klima 
City Strategie (Magistrat der Stadt Wien 
2022b) in einer vom Gemeinderat be-
schlossenen Strategie festgeschrieben.

Strategien der Stadtentwicklung auf 
gesamtstädtischer Ebene
Die Smart Klima City Strategie (Magist-
rat der Stadt Wien 2022b) dient als Rah-
menstrategie für die Stadtentwicklung. 
Mit ihrem Slogan „auf dem Weg zur Kli-
mamusterstadt“ ist sie stark auf das Ziel 
der Klimaneutralität Wiens bis 2040 aus-
gerichtet. Besonders ist die Langfristigkeit 
der Smart (Klima) City Strategie. Aufgrund 
der langen Laufzeit wird sie regelmäßig 
an sich verändernde Umstände, wie bei-
spielsweise internationale Vorgaben und 
politische Zielsetzungen, angepasst.

Der Wiener Klimafahrplan (Magistrat der 
Stadt Wien 2022c) baut auf den Zielen 
der Smart Klima City Strategie auf und ist 
auf einen Zeitraum von 10 Jahren ausge-
legt. Er beinhaltet unter anderem konkre-
te Handlungsfelder und Maßnahmen, die 
dazu beitragen sollen, das Ziel der Klima-
neutralität bis 2040 in Form einer „sozialen 
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und generationengerechten Klimapolitik“ 
(Magistrat der Stadt Wien 2022c: 20) zu 
erreichen.

Der Stadtentwicklungsplan (STEP) ist eine 
weitere operationalisierende Strategie 
der Smart Klima City Strategie und be-
inhaltet Aspekte der allgemeinen Stadt-
entwicklung und deren Entwicklungs-
schwerpunkte. Er wird vom Gemeinderat 
beschlossen und dient der Wiener Stadt-
entwicklung als Arbeitsprogramm. Der 
STEP wird seit seiner ersten Erscheinung 
1984 alle 10 Jahre überarbeitet. Der aktu-
ell gültige STEP 2025 (Magistrat der Stadt 
Wien 2014b) soll 2025 durch den STEP 
2035 abgelöst werden. (MA 18 o. J.-e)

Mit dem STEP 2025 erschienen auch zahl-
reiche Fachkonzepte, die die Ziele der 
Stadt Wien auf gezielter fachlicher Ebe-
ne operationalisieren. Für die Entwicklung 
von Mobilität und Verkehr und den öffent-
lichen Raum sind vor allem das Fachkon-
zept Mobilität (Magistrat der Stadt Wien 
2014a), das die Funktion eines Sustainable 
Urban Mobility Plans (SUMP) erfüllt, und 
das Fachkonzept Öffentlicher Raum (Ma-
gistrat der Stadt Wien 2018) relevant. Fer-
ner haben das Fachkonzept Polyzentrales 
Wien (Magistrat der Stadt Wien 2019) mit 
seinen Schwerpunktsetzungen auf die 
Funktion und Nutzung der Wiener Zent-
ren und Teilzentren sowie das Fachkon-
zept Grün- und Freiraum (Magistrat der 
Stadt Wien 2015) für die Zielsetzungen im 
öffentlichen Raum eine hohe Bedeutung.

Für den Fußverkehr wurde 2014 das Stra-
tegiepapier Fußverkehr (Mobilitätsagen-

tur Wien 2014) mit Zielsetzungen und kon-
kreten Maßnahmen zur Förderung des 
zu Fuß Gehens ausgearbeitet und durch 
den Gemeinderat beschlossen. Wesent-
licher Inhalt ist das Bekenntnis zur „Vision 
Zero“, die Reduktion der Verkehrstoten auf 
null. „Die Zahl der im Verkehr Verunglück-
ten soll um fünf Prozent pro Jahr verrin-
gert werden“ (Stadt Wien 2014). Zusätzlich 
gibt es strategische Zielsetzungen im STEP 
2025 sowie im Fachkonzept Mobilität und 
im Fachkonzept Öffentlicher Raum.

Das Wiener Klimagesetz, das 2025 in Kraft 
treten wird, soll den Maßnahmen des Kli-
mafahrplans einen verbindlichen Rah-
men geben (Magistrat der Stadt Wien o. 
J.-b). Maßnahmen im Verkehrsbereich 
sind im Klimagesetz allerdings nicht ver-
ankert.

Aktuelle Zielsetzungen der Stadt Wien
Nachfolgend werden die wesentlichen 
Zielsetzungen aus der Smart Klima City 
Strategie im Bereich Mobilität und Ver-
kehr beschrieben, die (auch) Relevanz 
für den öffentlichen Raum haben. Sie ba-
sieren auf den Grundsätzen einer nach-
haltigen Entwicklung, Lebensqualität und 
Innovation und haben immer die Klima-
ziele als Grundlage. Grundsätze der Mo-
bilitätsentwicklung sind die Verringerung 
des Mobilitätsbedarfs (Vermeidung), die 
Verlagerung von Wegen vom privaten 
Autoverkehr auf effiziente Verkehrsmittel 
(Verlagerung) und der Umstieg auf CO2-
freie Antriebe (Ökologisierung). Folgende 
übergeordnete Ziele werden dabei ge-
setzt (Magistrat der Stadt Wien 2022b: 54):
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• „Der Straßenraum [soll] künftig neu 
verteilt und umgestaltet werden: grüner, 
schattiger und kühler, gendersensibel, 
sicher und alltagstauglich und mit mehr 
Platz für aktive Mobilität und schnelle, effi-
ziente Öffis und Sharing-Angebote. 

• Der öffentliche Verkehr ist weiterhin das 
Rückgrat der Mobilität. 

• Ergänzend werden Mobilitätsservices 
wie unterschiedliche Sharing-Angebote 
– sowohl Car-Sharing als auch Ridepoo-
ling und On-Demand-Verkehr, sowohl in 
Stadtentwicklungsgebieten wie auch in 
der Bestandsstadt – gefördert, ausge-
baut und über WienMobil als Plattform 
einfach zugänglich gemacht. 

• Wien unterstützt den Umstieg auf nicht-
fossile, umweltfreundliche Antriebe und 
die effiziente Bündelung des innerstädti-
schen Güterverkehrs im Sinne einer nach-
haltigen, emissionsarmen City Logistik. 

• Bei der Gestaltung der Stadtteile geht es 
darum, nach dem Konzept der „15-Mi-
nunten-Stadt“ zu planen, damit Bedürf-
nisse in nächster Nähe gedeckt werden 
können: Wohnen, Lernen und Arbeiten, 
Einkaufen und Gesundheitsversorgung, 
Freizeit- und Kulturangebote, Sport und 
Erholung. 

• Die Möglichkeiten der Digitalisierung 
sollen aktiv genutzt werden, um räumlich 
flexibles Arbeiten und eine Reduktion lan-
ger Pendler*innenwege zu unterstützen.“

Ein Bekenntnis zum Ausbau des öffent-
lichen Verkehrs und zur Förderung des 
Fuß- und Radverkehrs wird ergänzt durch 
konkrete Zielsetzungen. So soll „der Anteil 
der in Wien im erweiterten Umweltver-
bund zurückgelegten Wege“ (Magistrat 
der Stadt Wien 2022b: 55) bis 2030 auf 
85 % steigen (siehe Abbildung 15). Im öf-
fentlichen Raum haben Begrünung, Küh-
lung und Beschattung, Lückenschlüsse 
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im Radverkehrsnetz, flächendeckende 
Verkehrsberuhigungen und Qualitäts-
verbesserungen von Gehsteigen Priorität 
(Magistrat der Stadt Wien 2022b: 55–56).

3.2.3. Strategien der Bezirke

Strategien auf gesamtstädtischer Ebene 
haben durch den Beschluss des Gemein-
derats und seiner Kompetenz der Stadt-
entwicklung auf gesamtstädtischer Ebe-
ne in der Theorie auch Bedeutung für den 
Handlungsspielraum Bezirke (Interview 10 
2024: 12). Die Bezirke können selbst Konzep-
te und Strategien zur Bezirksentwicklung 
ausarbeiten, wozu üblicherweise Magist-
ratsdienststellen beauftragt werden. Diese 
Entwicklungskonzepte unterscheiden sich 
von Bezirk zu Bezirk. Im Folgenden werden 
einige häufig vorkommende Bezirksent-
wicklungskonzepte und deren Inhalte vor-
gestellt. 

Bezirks-Radverkehrskonzept
Einige Bezirke, dabei vor allem Außenbe-
zirke wie Floridsdorf, die Donaustadt und 
Liesing, haben in den letzten Jahren Be-
zirks-Radverkehrskonzepte ausgearbeitet. 
Diese Radverkehrskonzepte werden durch 
die MA 18 betreut und von Planungsbüros 
ausgearbeitet. Sie behandeln konkrete 
Lückenschlüsse und Bestandsverbesse-
rungen im Hauptradverkehrsnetz und le-
gen häufig ein Bezirksradverkehrsnetz fest, 
welches das Hauptradverkehrsnetz zur 
besseren Bezirkserschließung ergänzen 
soll. Die Ausarbeitung der Radverkehrs-
konzepte durch den Bezirk erhöht gemäß 
Aussagen aus der Verwaltung das politi-

sche Bekenntnis zum Ausbau der Radinf-
rastruktur und macht sie konkret festhalt-
bar. (Interview 2 2024: 10; Interview 5 2024: 
17) Die Bezirks-Radverkehrskonzepte sind 
nicht öffentlich einsehbar.

Masterplan Gehen
Das klimaaktiv mobil Förderprogramm 
der österreichischen Bundesregierung 
fördert bis zu 50 % der Investitionskosten 
von Gemeinden und Gebietskörperschaf-
ten in bauliche Maßnahmen für den Fuß-
verkehr. Die Förderung kann in Wien nur 
ausgeschöpft werden, wenn auf Bezirks-
ebene ein Masterplan Gehen ausgearbei-
tet wird, welcher die zu fördernden Maß-
nahmen beinhaltet. Auch die Erstellung 
des Masterplan Gehen wird durch das 
Förderprogramm gefördert. (Klima- und 
Energiefonds 2024: 7–9) Diese Vorausset-
zung führte zur Ausarbeitung von Master-
plan Gehen in bisher 17 von 23 Bezirken. Für 
die Erstellung der Konzepte wird die MA 18 
durch den Bezirk beauftragt, die Ausarbei-
tung übernehmen private Planungsbüros. 
Die MA 28 übernimmt als Straßenverwal-
tung die Einreichung der Förderunterlagen 
bei Bauprojekten. (Mobilitätsagentur Wien 
2024)

Entwicklungsplan öffentlicher Raum
Der Entwicklungsplan öffentlicher Raum 
ist ein strategisches Planungsinstrument 
auf Bezirksebene, deren Erstellung im Zuge 
des Fachkonzepts öffentlicher Raum (Ma-
gistrat der Stadt Wien 2018: 58) beschlos-
sen wurde. Die Entwicklungspläne werden 
durch die MA 19 erstellt und dienen der 
qualitativen Weiterentwicklung des öf-
fentlichen Raums in den dicht bebauten 
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Bezirken. Ab 2001 wurden solche Konzepte 
– teilweise unter dem Namen Neuinter-
pretation öffentlicher Raum – für die Be-
zirke 2 bis 10, 12, 14, 15, 16, 18 und 21 erstellt. Im 
Jahr 2023 wurden die Entwicklungspläne 
für die Bezirke 4, 5 und 6 sowie 7 und 8 ak-
tualisiert und an den Zielhorizont 2040 bzw. 
2050 angepasst. (Stadt Wien 2024a) Inhalt 
ist eine Analyse des öffentlichen Raums 
sowie mit den Bezirken abgestimmte Po-
tenziale und Empfehlungen für die Zukunft 
(Magistrat der Stadt Wien 2022a: 8).

3.3. Straßennetzhierar-
chien

Im Netz der Wiener Gemeindestraßen 
gibt es drei Straßennetzhierarchien, die 
über die Funktion und die Zuständigkeit 
der Straßenerhalter entscheiden: Haupt-
straßen B, Hauptstraßen A und Neben-
straßen. Die Zugehörigkeit von Straßen zu 
Hauptstraßen B und A beschließt der Ge-
meinderat im Zuge einer Verordnung. Alle 
Gemeindestraßen werden durch die MA 
28 – Straßenverwaltung und Straßenbau 
verwaltet, geplant und instandgehalten. 
Finanziert wird dies bei Hauptstraßen B 
durch die Gemeinde Wien, bei Hauptstra-
ßen A und Nebenstraßen durch die Bezirke.

Hauptstraßen B sind die höchste Straßen-
netzkategorie und bilden sich aus den 
ehemaligen Bundesstraßen B, die 2002 
an die Länder übertragen wurden. Sie sind 
Gemeindestraßen mit erhöhter Verkehrs-
bedeutung.

Hauptstraßen A sind Gemeindestraßen 
mit höherer Bedeutung. Ihre Einstufung 
sagt allerdings nichts über ihre Nutzung 
aus. Hauptstraßen A können Straßen mit 
übergeordneter Verbindungsfunktion, 
aber auch Straßen mit öffentlichem Ver-
kehr und wichtige Fußgänger:innenzonen 
sein. Die Kategorisierung gibt ihnen eine 
übergeordnete Bedeutung gegenüber 
Nebenstraßen. (MA 28 o. J.-d)

Die Einteilung der Straßen in Hauptstra-
ßen B, Hauptstraßen A und Nebenstraßen 
gibt Aufschlüsse über den Straßenerhalter, 
lässt jedoch keine direkten Schlüsse über 
deren Verkehrsbedeutung und Nutzung 
zu. Die Straßenfunktion für den Kfz-Verkehr 
lässt sich über die Feature Road Class in 
der Graphenintegrations-Plattform (GIP) 
(ÖVDAT 2024) ablesen. Hier ist das Ge-
meindestraßennetz in Straßen des trans-
nationalen und zentralörtlichen Netzes 
(entspricht der Funktion einer Landesstra-
ße B), Gemeindeverbindungen (entspricht 
der Funktion einer Landesstraße L) und 
Sammelstraßen, die nahezu das gesamte 
sonstige Netz abdecken, eingeteilt. Diese 
Einteilung stellt ein theoretisches Netz dar 
und ist für Routings und ähnliche digitale 
Anwendungen relevant. Erfahrungen zei-
gen aber, dass sie auf die tatsächliche 
Straßenplanung keinen Einfluss haben 
und nicht immer der tatsächlichen Funkti-
on einer Straße entsprechen. De facto hat 
Wien damit keine Einteilung des Straßen-
netzes in Straßennetzkategorien und keine 
übergeordnete Einteilung der Straßenhie-
rarchien.
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Hauptstraße B
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Nebenstraße

Planung Hauptstraße

Autobahnen und Schnellstraßen
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Straßen des transregionalen Netzes

Straßen des zentralörtlichen Netzes

Gemeindeverbindungen
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Autobahnen und Schnellstraßen

Abbildung 16: 
Einteilung der Gemeinde-
straßen in Hauptstraßen B 
und A und Nebenstraßen 
 
Quelle: Eigene Darstellung. 
Datenquelle: Stadt Wien

Abbildung 17: 
Einteilung der Gemeinde-
straßen in FRC 
 
Quelle: Eigene Darstellung. 
Datenquellen: GIP (ÖVDAT 
2024), Stadt Wien
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3.4. Rechtliche Rahmen-
bedingungen in der Ver-
kehrsplanung

Straßenverkehrsordnung (StVO)
Die Straßenverkehrsordnung (StVO 1960) 
ist die Rechtsordnung für den Straßen-
verkehr und regelt das Verhalten der Ver-
kehrsteilnehmer:innen sowie Zuständig-
keiten und Pflichten der Straßenerhalter. 
Sie wurde im automobilen Zeitgeist der 
1950er Jahre erstellt und bisher 35-mal 
novelliert. Trotz zahlreicher Versuche, die 
Rechte und Pflichten der aktiven Mobili-
tät zu stärken, zeigt die StVO eine Tendenz 
zur Bevorzugung des Kfz-Verkehrs. Auch 
versteht sie den Straßenraum als reinen 
Verkehrsraum, in dem das Verweilen am 
Gehsteig beispielsweise nicht gestattet ist 
(§ 76 Abs 2 StVO). Auch der Sondernach-
rang beim Verlassen von Radverkehrsan-
lagen ist ein Beispiel der Benachteiligung 
der aktiven Mobilität.

Richtlinien und Vorschriften für das 
Straßenwesen (RVS)
Die Richtlinien und Vorschriften für das 
Straßenwesen (RVS) gelten als Stand 
der Technik im Verkehrswesen und wer-
den in verschiedenen Themenbereichen 
durch die Österreichische Forschungs-
gesellschaft Straße – Schiene – Verkehr 
(FSV) erstellt und in unregelmäßigen Ab-
ständen neu verfasst. Sie sind rechtlich 
nicht direkt verbindlich, sind aber meist 
Vertragsbestandteil bei Straßenbaupro-
jekten, Grundlage für Straßenplanungen 
und oft Förderkriterium. Die Stadt Wien 

hält sich in großen Teilen der Planung an 
die Kriterien der RVS, weicht aber nach 
Aussage der Radlobby in einigen Fällen 
davon ab. (Interview 1 2024: 33, 53, 103) Die 
RVS gibt auch die Kriterien für Unfallhäu-
fungsstellen vor, die rechtlich verbindlich 
sind, jedoch durch die MA 46 als nicht 
geeignet für das Stadtgebiet angesehen 
werden, da im Stadtgebiet mehr Unfälle 
mit geringerer Unfallschwere geschehen, 
bei denen Umbaumaßnahmen oftmals 
kaum unfallverhütend sind. (Interview 4 
2024: 41)

Stellplatzverordnung
Stellplatzverordnungen schreiben vor, 
dass bei Neubauvorhaben eine be-
stimmte Anzahl an Kfz-Stellplätzen im 
Projekt oder in räumlicher Nähe zum 
Projektumfeld errichtet werden müssen. 
Diese Verordnungen liegen in der Zustän-
digkeitskompetenz der Länder im Zuge 
ihrer Bauordnungen. Sie beeinflussen den 
Pkw-Besitz und die Verkehrsmittelwahl 
zugunsten des Pkw durch die einfache 
Verfügbarkeit eines Pkw-Stellplatzes und 
den kurzen Zugangsweg im Vergleich 
zum öffentlichen Verkehr, erhöhen die 
Baukosten (zulasten aller Bewohner:in-
nen, gleich ob sie einen Pkw besitzen) und 
bilden durch ihre Garagenausfahrten 
einen monofunktionalen Fremdkörper in 
der städtebaulichen Struktur. Diese Fak-
toren machen Stellplatzverordnungen zu 
einem wichtigen Bestandteil des beste-
henden, autozentrierten Regimes. (Hasel-
steiner et al. 2021: 85; Mattioli et al. 2020: 6; 
Scherer 2024)
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3.5. Akteurslandschaft
Der Gemeinderat

Der Wiener Gemeinderat ist das oberste 
Organ der Gemeinde Wien und wird alle 
fünf Jahre gewählt. Er besteht aus 100 
Gemeinderatsmitgliedern, die zugleich 
Abgeordnete des Wiener Landtags sind. 
Der Gemeinderat hat die oberste Aufsicht 
über die Gemeinde und wählt den:die 
Bürgermeister:in, Vizebürgermeister:in-
nen und Stadträt:innen. Er beschließt das 
Budget (Voranschlag), den Dienstpos-
tenplan und den Rechnungsabschluss 
und genehmigt die Geschäftsordnung 
und Geschäftseinteilung des Magistrats. 
Ab einer genau definierten Betragshöhe 
muss der Gemeinderat beispielsweise 
auch Transaktionen, Rechtsgeschäfte, die 
Bewilligung von Beiträgen und Subventio-
nen sowie Abschreibungen genehmigen. 
Die Mitglieder des Gemeinderats haben 
das Recht, in Angelegenheiten des eige-
nen Wirkungsbereichs der Gemeinde An-
fragen an den:die Bürgermeister:in oder 
amtsführende Stadträt:innen zu richten. 
(Magistrat der Stadt Wien 2024b: 14–15)

Der Wiener Gemeinderat besteht in der 
Periode 2020 bis 2025 aus 100 Manda-
tar:innen der fünf Parteien SPÖ (46 Man-
datar:innen), ÖVP (22), Die Grünen (16), 
NEOS (8) und FPÖ (8) (MA 62 2020c). 

Gemeinderatsausschüsse
Im Gemeinderat ist für jede vom Gemein-
derat bestimmte Verwaltungsgruppe 
(diese entsprechen den Geschäftsgrup-

pen) ein Gemeinderatsausschuss einzu-
richten. Jeder Gemeinderatsausschuss 
besteht aus mindestens zehn Mitgliedern, 
deren Sitze auf den Anteil der Manda-
tar:innen aller Parteien im Gemeinderat 
aufgeteilt werden. (§§ 49 und 50 WStV) 
Die Gemeinderatsausschüsse sind be-
schließende Organe in den jeweiligen zu-
gehörigen Angelegenheiten (§ 100 WStV). 
Für die Anliegen des öffentlichen Raums 
ist der Ausschuss für Innovation, Stadt-
planung und Mobilität zuständig, dessen 
Mandate sich auf die Parteien im selben 
Verhältnis zur Zahl der Mitglieder im Ge-
meinderat aufteilen. (§ 96 Abs 1 GWO 
1996) Damit hat die SPÖ die relative und 
die Stadtregierung die absolute Mehrheit.

Die Tagesordnungen der Gemeinderats-
ausschüsse werden in der Regel zunächst 
über die Medien veröffentlicht, bevor sie 
den Oppositionsparteien ÖVP, Die Grü-
nen und FPÖ zugesendet werden. Dies ist 
nach Aussage der Grünen keine unübli-
che Vorgehensweise, um als Stadtregie-
rung die Deutungshoheit über die abzu-
stimmenden Themen in der Öffentlichkeit 
zu behalten. Themen, die auf der Tages-
ordnung stehen, sind innerhalb der koa-
lierenden Parteien abgestimmt und wer-
den beschlossen. (Interview 9 2024: 6–7)

Bauvorhaben, die ein bestimmtes Bud-
getvolumen überschreiten, müssen durch 
den Gemeinderat beschlossen werden. Sie 
werden durch den Stadtsenat genehmigt 
und dann dem Gemeinderatsausschuss 
vorgelegt. Durch die Mandatsmehrheit der 
regierenden Parteien ist das in der Regel 
ein reiner Formalakt. Die Parteien bekom-
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men dafür Einsicht in Akten, in denen das 
Bauvorhaben beschrieben ist. Eine Einsicht 
in Pläne durch die Oppositionsparteien 
wird in der aktuellen Regierungsperiode 
durch die Regierungsparteien in der Regel 
nicht zugelassen. Dieses Vorgehen wird 
durch einen Mandatar der Grünen kritisiert. 
Er bekäme oft nur Informationen, die in 
den Bezirksvertretungen besprochen wer-
den, wo die Pläne oft transparent mit allen 
Fraktionen besprochen werden. (Interview 
9 2024: 6 und 8) Eventuelle Verbesse-
rungsvorschläge und Abänderungsanträ-
ge werden im Gemeinderat üblicherweise 
nicht angenommen, da die Projekte bei 
Beschlussfassung bereits so weit fortge-
schritten sind, dass Änderungen von den 
Regierungsparteien nicht mehr ange-
nommen werden. In manchen Fällen fin-
den die Bauausschreibungen bereits statt, 
bevor das Projekt zur Beschlussfassung 
vorgelegt wird. (Interview 9 2024: 11–12, 14)

Petitionsausschuss
Der Petitionsausschuss ist ein Gemeinde-
ratsausschuss, der im Mandatsverhältnis 
der politischen Parteien im Gemeinderat 
besetzt ist und sich „mit eingebrachten 
Verbesserungsideen, Problemen und Be-
denken“ (MA 62 2025) in Form von Peti-
tionen befasst. Die regierenden Parteien 
haben durch die Mandatsverteilung die 
Mehrheit. Der Petitionsausschuss soll der 
Bevölkerung einen einfachen Weg bie-
ten, sich mit Anliegen unter Unterstützung 
von mindestens 500 wahlberechtigten 
Personen in der Stadtpolitik Gehör zu ver-
schaffen. Der Petitionsausschuss hört die 
Petitionseinbringer an und spricht Emp-
fehlungen an den Gemeinderat, die Bezir-

ke oder die Stadtregierung aus. Bürger:in-
neninitiativen wie Platz für Wien und Wir 
machen Wien beschreiben den Petitions-
ausschuss aufgrund seiner unverbindli-
chen und unkritischen Empfehlungen, die 
häufig die Arbeit der Stadtregierung lo-
ben und ein „weiter wie bisher“ propagie-
ren als kaum wirkungsvoll. (Platz für Wien 
2021; Wir machen Wien 2025)

Die Stadtregierung

Bürgermeister:in
Der:Die Wiener Bürgermeister:in wird vom 
Gemeinderat für eine fünfjährige Amts-
periode gewählt. Es gibt keine Beschrän-
kung der Amtszeit. Wenn erforderlich, wird 
er durch die vom Gemeinderat festge-
legten Vizebürgermeister:innen vertre-
ten. Der:die Bürgermeister:in ist Landes-
hauptfrau bzw. Landeshauptmann und 
Vorsitzende:r des Wiener Landtags, Vor-
stand des Magistrats und Vorgesetzte:r 
der amtsführenden Stadträt:innen, der 
Bezirksvorsteher:innen und aller Bediens-
teten der Stadtverwaltung. Aktueller Bür-
germeister ist Michael Ludwig von der 
SPÖ, der 2018 Michael Häupl nachgefolgt 
ist (Ludwig o. J.).

Die Wiener Stadtregierung
Dem Wiener Stadtsenat gehören der:die 
Bürgermeister:in sowie die Stadträt:innen 
an. Ihm gehören sowohl amtsführende 
Stadträt:innen als auch Stadträt:innen 
ohne Geschäftsbereich an. Die Stadt-
rät:innen werden nach dem Verhältnis-
wahlrecht vom Gemeinderat gewählt. 
Durch das Proporzsystem können alle 
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Abbildung 18: 
Organigramm des Wiener 
Magistrats 
 
Quelle: Eigene Darstellung, 
adaptiert nach Magistrat der 
Stadt Wien (2024c)
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Parteien im Gemeinderat, sobald sie ei-
nen gewissen Stimmenanteil bei der Ge-
meinderatswahl erreichen, eine:n oder 
mehrere Stadträt:innen stellen. Üblicher-
weise sind Stadträt:innen der Opposi-
tionsparteien nicht amtsführend. Die An-
zahl der Stadträt:innen muss zwischen 9 
und 15 betragen und liegt derzeit bei 12. 
Der Stadtsenat berät über Angelegenhei-
ten, die dem Gemeinderat zur Beschluss-
fassung vorzulegen sind. Den Vorsitz im 
Stadtsenat hat der:die Bürgermeister:in. 
(Magistrat der Stadt Wien 2024b: 16)

Der Magistrat

Der Wiener Magistrat ist das Geschäfts-
organ der Stadt Wien und als einzige ge-
schäftsbesorgende Stelle der Gemeinde 
zentrales Glied der Wiener Stadtverwal-
tung. Er ist gleichzeitig Gemeindeamt der 
Stadt Wien, Bezirksverwaltungsbehörde 
und Amt der Wiener Landesregierung. 
Der Magistrat besteht aus dem:der Bürg-
ermeister:in, den amtsführenden Stadt-
rät:innen, der Magistratsdirektion und den 
Dienststellen samt deren Bediensteten. 
Bezirksvertretungen und Bezirksvorste-
her:innen sind nicht Teil des Magistrats. 

Der Magistrat ist streng hierarchisch auf-
gebaut. Oberste Vorgesetzte der Be-
diensteten des Magistrats sind der:die 
Bürgermeister:in sowie der:die Magis-
tratsdirektor:in, zweiterer jedoch nicht von 
den Stadträt:innen und den Bezirksvor-
steher:innen. Der Magistrat besorgt unter 
anderem alle Geschäfte der Gemeinde 
(Geschäftsbesorgungsmonopol), voll-

zieht alle behördlichen Angelegenheiten, 
sofern dafür nicht andere Organe zustän-
dig sind, und ihm obliegt die Vermögens-
verwaltung der Gemeinde. (Magistrat der 
Stadt Wien 2024b: 19–20)

Einteilung des Magistrats
Abgesehen von der Magistratsdirektion, 
dem Stadtrechnungshof und den magis-
tratischen Bezirksämtern, die keinen Ge-
schäftsgruppen zugeordnet sind, ist der 
Magistrat in Geschäftsgruppen eingeteilt. 
Die Geschäftsgruppen werden den vom 
Gemeinderat festgelegten Verwaltungs-
gruppen angepasst, für die Gemeinde-
ratsausschüsse eingerichtet werden. 
Jeder Geschäftsgruppe ist ein:e Stadt-
rät:in zugeordnet, der:die als Leiter:in der 
Geschäftsgruppe agiert. (Magistrat der 
Stadt Wien 2024b: 20)

Geschäftsgruppen
Aktuell gibt es sieben Geschäftsgruppen, 
denen 57 Magistratsabteilungen (Dienst-
stellen) sowie die Unternehmungen der 
Stadt Wien (Gesundheitsverbund, Wien 
Kanal und Wiener Wohnen) untergeord-
net sind (Magistrat der Stadt Wien 2024b: 
20–21). Für die Belange des öffentlichen 
Raums aktuell zuständig sind: 

• Die Geschäftsgruppe für Innovation, 
Stadtplanung und Mobilität mit der 
amtsführenden Stadträtin Ulli Sima und 
den Tätigkeitsbereichen der Stadtpla-
nung, Verkehrsplanung und technischer 
Belange im öffentlichen Bereich, 
• die Geschäftsgruppe für Umwelt, Klima, 
Demokratie und Personal mit dem amts-
führenden Stadtrat Jürgen Czernohorszky 
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und den Tätigkeitsbereichen der öffentli-
chen Begrünung sowie
• die Geschäftsgruppe für Finanzen, Wirt-
schaft, Arbeit, Internationales und Wiener 
Stadtwerke mit dem amtsführenden 
Stadtrat Peter Hanke mit dem Tätigkeits-
bereich Finanzen und der Aufsicht über 
die Wiener Linien.

Geschäftsgruppe Innovation, 
Stadtplanung und Mobilität
• Magistratsabteilung 18 – Stadtentwick-
lung und Stadtplanung
• Magistratsabteilung 19 – Architektur 
und Stadtgestaltung
• Magistratsabteilung 21 A – Stadtteilpla-
nung und Flächenwidmung Innen-Süd-
west
• Magistratsabteilung 21 B – Stadtteilpla-
nung und Flächenwidmung Nordost
• Magistratsabteilung 28 – Straßenver-
waltung und Straßenbau
• Magistratsabteilung 29 – Brückenbau 
und Grundbau
• Magistratsabteilung 33 – Wien leuchtet
• Magistratsabteilung 46 – Verkehrsor-
ganisation und technische Verkehrsan-
gelegenheiten

Geschäftsgruppe Klima, Umwelt, 
Demokratie und Personal
• Magistratsabteilung 42 – Wiener Stadt-
gärten

Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau, 
Stadterneuerung und Frauen
• Magistratsabteilung 25 – Technische 
Stadterneuerung (u.a. Gebietsbetreuung 
Stadterneuerung)

Magistratsdirektion
Die Magistratsdirektion ist eine eigene 
Dienststelle und wird aktuell von dem:der 
Magistratsdirektor:in geleitet. Sie ist in die 
Präsidialabteilung, die Klimaschutzkoor-
dination, die Personalstelle Wiener Stadt-
werke, die strategische Kommunikation 
sowie in die Geschäftsbereiche (1) Recht, 
(2) Personal und Revision, (3) Organisa-
tion und Sicherheit und (4) Bauten und 
Technik unterteilt. (Magistrat der Stadt 
Wien 2024b: 21)

Magistratsabteilung 28 – 
Straßenverwaltung und Straßenbau
 Die Magistratsabteilung 28 (MA 28) ist 
für die Projektierung, den Bau, die Erhal-
tung und die allgemeine Verwaltung aller 
Gemeindestraßen in Wien zuständig. Sie 
ist Eigentümerin aller Liegenschaften der 
Stadt Wien, die als Verkehrsflächen ge-
widmet sind. (MA 28 o. J.-a) Damit ist sie 
zentrale Akteurin von Straßenumgestal-
tungsprojekten.

Die MA 28 ist operativ unterteilt in die Be-
reiche Projektentwicklung und -manage-
ment (Planungsgruppe), Bau- und Erhal-
tungsmanagement (Baugruppen) und 
Liegenschaftsmanagement.

Die Planungsgruppe (Bereich Projekt-
entwicklung und -management) ist eine 
relativ kleine Abteilung innerhalb der MA 
28 mit ca. 20 Planungsreferent:innen, die 
dem:der Bereichsleiter:in unterstehen. 
Daran angehängt ist das Zeichenbüro, 
welches alle Straßendetailpläne erstellt. 
(Interview 3 2024: 4) Die Referent:innen 
haben bezirksweise Zuständigkeiten, 
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wobei je nach Bezirksgröße eine Person 
für einen oder mehrere Bezirke zustän-
dig ist. Bei großen Bezirken können auch 
zwei Personen für einen Bezirk zuständig 
sein. Unterstützt werden die Planungsre-
ferent:innen durch Verwaltungsprakti-
kant:innen. (Interview 3 2024: 17; Interview 
12 2024) 

Die Referent:innen arbeiten dabei sehr 
eigenständig und können – innerhalb 
der festgesetzten formalen Abläufe – ihre 
Arbeitsweise frei wählen. Bei Projekten ha-
ben sie die Aufgabe der Projektleiter:innen 
und koordinieren die Planung sowie den 
Bauablauf mit den zuständigen Dienst-
stellen. Sie betreuen dabei ein Projekt von 
der Planung bis zur baulichen Fertigstel-
lung und sind für Planungs- bzw. Bauaus-
schreibungen zuständig sowie während 
des Bauablaufs in engem Austausch mit 
dem:der zuständigen Baureferent:in im 
Falle von häufig auftretenden notwen-
digen baulichen Abweichungen von der 
Planung. Innerhalb der Planungsgruppe 
gibt es regelmäßige Treffen, in denen sich 
die Referent:innen zu aktuellen Projekten 
austauschen. (Interview 3 2024: 10–11, 17; 
Interview 12 2024)

Der Bereich Bau- und Erhaltungsma-
nagement ist unterteilt in acht Baugrup-
pen: Die Baugruppen Nord, Ost, Süd, West 
und Mitte, denen jeweils zwei bis sechs 
Bezirke zugeordnet sind, die Baugruppe 
Hauptstraßen B, die Baugruppe Straßen-
sonderbauten und eine Gruppe Fahrra-
dabstellanlagen und Förderangelegen-
heiten (MA 28 2024). Die Baugruppen 
arbeiten sehr eng mit den Referent:innen 

der Planungsgruppe zusammen und ha-
ben ihre bezirksweise aufgeteilten Teams 
(Interview 12 2024).

Der Bereich Liegenschaftsmanagement 
betreut alle Liegenschaften der Stadt 
Wien, die durch die MA 28 verwaltet wer-
den. Dazu gehören alle öffentlichen Stra-
ßen und noch weitere öffentliche Ver-
kehrsflächen. In der operativen Planung 
wird die Grundverwaltung dann tätig, 
wenn Grundstücke für Straßenbauten 
einzulösen oder Nutzungsverträge für 
Grundstücke zu erstellen sind. (Interview 
3 2024: 11)

Als rein ausführende und verwaltende 
Stelle agiert die MA 28 nur im Auftrag 
Budgetführender Stellen, die ein Bauvor-
haben finanzieren. Auftraggeber:innen 
für Projekte können die Geschäftsgruppe, 
Bezirke, andere Dienststellen, die Wiener 
Linien, Einbautenträger:innen sowie pri-
vate Liegenschaftseigentümer:innen sein. 
Die MA 28 ist dabei die einzige Dienst-
stelle, die Straßendetailpläne zeichnen 
darf und arbeitet dabei im Auftrag bzw. in 
enger Abstimmung mit anderen Dienst-
stellen. Diese können ihre Anforderungen 
allerdings lediglich schriftlich, mündlich 
oder anhand einfacher Skizzen kommu-
nizieren und selbst keine Pläne zeichnen. 
Dadurch kommt es häufig zu Unklarheiten 
in der Kommunikation und Informations-
verlusten. (Interview 12 2024) Der typische 
Prozessablauf für Straßenbauprojekte ist 
in Kapitel 4 dargestellt.
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Die MA 28 stand als zentrale Planungs-
abteilung für Straßenbauvorhaben in den 
letzten Jahren vor einigen Herausforde-
rungen und Umstrukturierungen, die bis 
heute andauern. Die steigende Quantität 
und Komplexität der Straßenbauprojekte 
durch veränderte Schwerpunktsetzungen 
in der politischen Agenda und steigen-
den Anforderungen an die Qualität der 
Straßenbauprojekte (z.B. durch Anfor-
derungen in der Barrierefreiheit) kommt 
die Dienststelle immer häufiger an ihre 
Ressourcengrenze. Insbesondere seit der 
aktuellen Stadtregierung (2020 bis 2025) 
haben die Planungsvorhaben durch Ziel-
setzungen und deutlich gestiegene fi-
nanzielle Mittel deutlich zugenommen, 
wodurch die Planungs- und Baugruppen 
an ihre Kapazitätsgrenzen gestoßen sind. 

Die Stadtregierung hat darauf mit einer 
Erhöhung der Dienstposten reagiert. Die 
Vergrößerung des Personalstands führt 
wiederum zu anderen Problemen wie bei-
spielsweise der Bereitstellung von Ausbil-
dungsressourcen, Arbeitsplätzen und der 
erhöhten Komplexität der Aufgabenbe-
reiche der Führungspersonen, die eine 
weitere Aufteilung der Abteilungen er-
fordern. Die Leitungsstelle der Planungs-
abteilung wurde 2024 aufgrund einer 
Pensionierung neu besetzt, in Zukunft ist 
eine Umstrukturierung mit Aufteilung der 
Planungsgruppe angedacht. (Interview 3 
2024: 5, 7, 13, 15, 75)

Magistratsabteilung 46 – 
Verkehrsorganisation und technische 
Verkehrsangelegenheiten
Die Magistratsabteilung 46 (MA 46) ist „für 
alle Maßnahmen im öffentlichen Stra-
ßenraum zuständig, die das sichere und 
möglichst leichte Vorankommen für alle 
Verkehrsteilnehmer:innen ermöglichen“ 
(MA 46 o. J.). Die drei Hauptaufgaben sind 
dabei Verkehrsorganisation, Verkehrssi-
cherheit und technische Verkehrsangele-
genheiten (Kraftfahrzeugrecht und -tech-
nik, Landesfahrzeugprüfstelle). Bei der 
Gestaltung des öffentlichen Raums sind 
die Bereiche Verkehrsorganisation und 
Verkehrssicherheit relevant. Sie beschäf-
tigen sich mit der Erstellung von Maßnah-
men zur Verkehrssicherheit, insbesondere 
an Unfallhäufungsstellen, der Erreichbar-
keit und Anlieferung von Grundstücken 
über den öffentlichen Straßenraum, tritt 
in Planungsprozessen als Verkehrsbehör-
de als Erstellerin von Verordnungen auf, 
ist für die Genehmigung von Baustellen 
im öffentlichen Raum zuständig, erteilt 
Ausnahmebewilligungen zur verkehrs-
fremden Nutzung von Straßen und hat in 
einigen Belangen des öffentlichen Stra-
ßenraumes Sachverständigenfunktion. 
Dabei bezieht sich die Dienststelle auf 
die Grundsätze der StVO, die Leichtigkeit, 
Flüssigkeit und Sicherheit des Verkehrs. 
(Interview 4 2024: 4–7; MA 46 o. J.)

Die MA 46 ist in zwei Dezernate sowie die 
Landesfahrzeugprüfstelle und organi-
satorische Abteilungen aufgeteilt. Das 
Dezernat Behörde und Planung ist in die 
drei Gruppen Mitte, Südost und Nord-
west eingeteilt. Innerhalb der Gruppen 
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gibt es Teams, denen jeweils ein bis zwei 
Bezirke zugeteilt sind. Die Referent:innen 
sind jeweils nur für diese Bezirke zustän-
dig. Das Dezernat Behörde und Planung 
ist für alle verkehrsorganisatorischen 
Angelegenheiten zuständig und erstellt 
Verordnungen für Verkehrszeichen und 
Bodenmarkierungen, Bescheide und Aus-
nahmebewilligungen. 

Das Dezernat Verkehrsmanagement und 
-sicherheit ist in die zwei Gruppen Ver-
kehrs- & Datenmanagement und Ver-
kehrssicherheit eingeteilt. Die Gruppe 
Verkehrssicherheit besteht aus ca. 10 
Referent:innen, die eine unterstützende 
Funktion für die Gruppe Behörde und Pla-
nung in Belangen der Verkehrssicherheit 
haben. In Entscheidungen der Verkehrs-
sicherheit haben sie das letzte Wort und 
können auch Sachverständigenfunktion 
einnehmen. In den Abteilungen gibt es 
Spezialist:innen für Rad- und Fußver-
kehr sowie Eisenbahntechnik. (Interview 4 
2024: 4–10; MA 46 2024)

Die MA 46 tritt in Planungsprozessen ent-
weder als beratende Behörde auf, die 
schlussendlich die erforderlichen stra-
ßenrechtlichen Verordnungen erstellt und 
stark in den Planungsprozess miteinbezo-
gen wird, als Sachverständige in Fragen 
der Flüssigkeit, Leichtigkeit und Sicherheit 
des Verkehrs, oder als initiierende Dienst-
stelle, die aufgrund von Erfordernissen der 
Verkehrssicherheit (Unfallhäufungsstelle) 
selbst oder aufgrund von Wünschen des 
Bezirks in Belangen der Verkehrsorgani-
sation Projekte erstellt, wenn diese ohne 
bauliche Maßnahmen (Änderung von Bo-

denmarkierungen oder Verkehrszeichen) 
umgesetzt werden. Dabei arbeitet sie eng 
mit der MA 28 zusammen, die für die Um-
setzung straßenpolizeilicher Maßnahmen 
zuständig ist. (Interview 4 2024: 9–10, 33)

Herausforderungen der MA 46 sind derzeit 
ein enger Personalstand bei gleichzeitig 
wachsenden Aufgabenbereichen. Durch 
die steigende Komplexität der Planungen, 
steigende Anforderungen an Qualität der 
Planungen und Partizipation sowie auf-
grund deutlich mehr umzusetzender Pro-
jekte steigt auch das Arbeitsvolumen der 
Referent:innen. Der Personalstand ist da-
bei lange nicht gewachsen, bis es 2023 zu 
einer Aufstockung der Dienstposten ge-
kommen ist. Auch für 2025 ist eine weitere 
Aufstockung in Verhandlung. (Interview 4 
2024: 14, 17)

Magistratsabteilung 18 – 
Stadtentwicklung und Stadtplanung
Die Magistratsabteilung 18 (MA 18) „erstellt 
übergeordnete, räumlich-strategische 
Planungen und Konzepte in den Berei-
chen Raumplanung und Mobilität. Diese 
bilden die Grundlagen für wesentliche 
stadtentwicklungspolitische Entschei-
dungen.“ (MA 18 o. J.-c) Damit ist sie die 
strategische, übergeordnete Planungs-
abteilung in den Bereichen Stadtplanung 
und Mobilität und ist für die zukünftige 
Stadtentwicklung zuständig.

Die MA 18 ist in sieben Referate aufgeteilt, 
wobei sich das Referat Mobilitätsstrate-
gien mit der strategischen und generel-
len Planung von Mobilitätsbelangen in der 
Stadt und in das Stadtumland beschäftigt. 
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Neben dem Team für öffentlichen Ver-
kehr, die sich mit der generellen Planung 
von U-Bahn- und Straßenbahnprojekten 
befassen, gibt es einzelne Referent:in-
nen, die sich mit der generellen Planung 
des Fuß- und Radverkehrs beschäftigen. 
Der Referent für Radverkehr plant in Ab-
stimmung mit der Mobilitätsagentur und 
den Bezirken das Hauptradverkehrsnetz 
und erstellt Machbarkeitsstudien für die 
Umsetzung von Radverkehrsanlagen im 
Hauptnetz. Bei der Detailplanung wird 
er beratend hinzugezogen. (Interview 2 
2024: 3–8; MA 18 o. J.-d)

Gebietsbetreuung Stadterneuerung – 
GB* 
Die Gebietsbetreuung Stadterneuerung 
(GB*) ist eine Service-Einrichtung der 
Stadt Wien und Teil der MA 25 – Techni-
sche Stadterneuerung. Sie ist unterteilt in 
6 Stadtteilbüros, die sich die Bezirke auf-
teilen und machen Beratungsleistungen 
zu den Themen Wohnen, Wohnumfeld 
und Nachbarschaft. Häufig unterstützen 
sie auch die Bezirke bei Öffentlichkeitsver-
anstaltungen und Partizipationsprojekten. 
(GB* o. J.)

Stadtrechnungshof
Der Stadtrechnungshof hat unter ande-
rem die Aufgabe, die gesamte Buchfüh-
rung (Gebarung) der Gemeinde und der 
von Organen der Gemeinde Wien verwal-
teten, mit Rechtspersönlichkeit ausge-
statteten Fonds, Stiftungen und Anstalten 
sowie von wirtschaftlichen Unternehmun-
gen, an denen die Gemeinde mit min-
destens 50 % des Kapitals beteiligt ist auf 
die Richtigkeit, Ordnungsmäßigkeit, Spar-

samkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmä-
ßigkeit zu prüfen. Dabei sind seine Befug-
nisrechte sehr weit gefasst. (WStV: § 73b) 
Über seine Tätigkeit berichtet der Stadt-
rechnungshof jährlich an den Gemeinde-
rat (Magistrat der Stadt Wien 2024b: 22).
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tretungen und deren Ausschüssen und 
Kommissionen zusammen. Die Bezirke 
verfügen über keine Rechtspersönlichkeit 
und sind damit dezentralisierte Gemein-
deorgane der Gemeinde Wien. (Magistrat 
der Stadt Wien o. J.-a)

Bezirksvorsteher:in
Der:die Bezirksvorsteher:in wird durch die 
Bezirksvertretung gewählt und hat eine 
zentrale Rolle in der politischen und admi-
nistrativen Struktur eines Bezirks. Er:Sie steht 
an der Spitze des Bezirks und übernimmt 
sowohl repräsentative als auch operati-
ve Aufgaben. Jeder der 23 Wiener Bezirke 
hat eine:n Bezirksvorsteher:in, der:die auch 
Vorsitz der Bezirksvertretung bzw. seiner 
Ausschüsse und Kommissionen sein kann. 
(Magistrat der Stadt Wien o. J.-a)

Abbildung 19: 
Verortung der Bezirke in Wien 

 
Quelle: Eigene Darstellung

Die Bezirke
In Wien gibt es 23 Bezirke, die jeweils mit 
Nummer und Namen bezeichnet werden. 
Kleinster Bezirk ist der 8. Bezirk Josefstadt 
mit 1,1 km². Die geringste Einwohner:in-
nenzahl hat der 1. Bezirk Innere Stadt mit 
16.500. Größter und einwohner:innens-
tärkster Bezirk ist die Donaustadt mit 102,3 
km² und über 220.000 Einwohner:innen. 
(Magistrat der Stadt Wien 2024a) Eine 
Übersicht über die Bezirke ist in Abbildung 
19 dargestellt. Eine Übersicht über die Ein-
wohner:innenzahlen und Flächen der Be-
zirke sind in Abbildung 20 und Abbildung 
21 dargestellt.

Die Bezirksorgane setzen sich aus den 
Bezirksvorsteher:innen, den Bezirksver-



73

Das Amt der Bezirksvorsteher:innen wird 
gemeinhin als sehr mächtig beschrie-
ben (u.a. Interview 2 2024: 13). Sie können 
eigenmächtig über Ausgaben des Bezirks 
bestimmen, die eine bestimmte Höhe 
nicht überschreiten und haben Mitwir-
kungs- und Anhörungsrechte bei Hand-
lungen des Magistrats, die weit über jene 
der Bezirksvertretungen hinaus gehen. 
Darüber hinaus wird, obwohl die Bezirks-
vorsteher:innen Weisungen des Bürger-
meisters entgegennehmen müssen und 
bestimmte Themen durch die Geschäfts-
gruppen und den Gemeinderat eigen-
ständig erledigt werden könnten, meist 
das Einvernehmen mit den Bezirksvorste-
her:innen gesucht, wenn ihr Bezirk betrof-
fen ist. Bei Einsprüchen gegenüber Maß-
nahmen der Stadtverwaltung werden 
Entscheidungen an den:die zuständige:n 
Stadträt:in weitergeleitet, die üblicherwei-
se Konsens mit den Bezirken herstellen. 
(Interview 2 2024: 13; Magistrat der Stadt 
Wien o. J.-a)

Bezirksvorsteher:innen können Aufgaben 
in ihrem Zuständigkeitsbereich an Be-
zirksrät:innen übertragen. Angeschlossen 
an das Amt der Bezirksvorsteher:in ist das 
Büro der Bezirksvorsteher:in mit eigenen 
Angestellten, welches administrative Auf-
gaben übernimmt.

Bezirksvertretung
Die Bezirksvertretung setzt sich aus – je 
nach Einwohner:innenzahl des Bezirks – 
40 bis 60 Bezirksrät:innen zusammen. Die 
Mandate der Bezirksvertretung werden 
nach dem Wahlergebnis der Bezirksver-
tretungswahl nach der relativen Zahl der 

Abbildung 20: 
Einwohner:innenzahlen der 
Bezirke 
 
Quelle: Eigene Darstellung 
Datengrundlage: Magistrat der 
Stadt Wien (2024a).

Abbildung 21: 
Bezirksflächen 
 
Quelle: Eigene Darstellung 
Datengrundlage: Magistrat der 
Stadt Wien (2024a)
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Stimmen für eine Partei vergeben. Durch 
die unterschiedlichen Größen der Bezirke 
ergeben sich große Unterschiede in der 
Repräsentation der Bevölkerung in den 
Bezirksrät:innen. Abbildung 23 und Ab-
bildung 24 zeigen die Verteilungen der 
Bevölkerungszahlen und der Mandate in 
den Bezirksvertretungen. Während die Be-
völkerung in den Bezirken 1, 4, 6, 7, 8 und 
9 deutlich stärker repräsentiert ist als in 
den anderen Bezirken, sind die bevölke-
rungsreichen Bezirke 10, 21 und 22 deutlich 
unterrepräsentiert.

Jede Bezirksvertretung muss gemäß Wie-
ner Stadtverfassung einen Finanzaus-
schuss, einen Bauausschuss und einen 
Umweltausschuss haben, um die ihm 
übertragenen Durchführungsrechte in 
den jeweiligen Materien im eigenen Wir-
kungsbereich durchführen zu können. 
Ausschüsse haben mindestens 10 und 
höchstens 15 Mitglieder und in gleicher 
Zahl Ersatzmitglieder.

Büro der:des
Bezirksvorsteher:in

Bezirksvertretung1

1) Bezirksorgane vorgegeben gemäß § 8 WStV

Finanzausschuss1

Bauausschuss1

Umweltausschuss1

Kommission zur
Vorberatung je

nach Erfordernis

Bezirksvorsteher:in1

Abbildung 22: 
Übersicht über die Bezirksorgane 

 
Quelle: Eigene Darstellung nach 

Magistrat der Stadt Wien (o. J.-a)

Abbildung 23: 
Einwohner:innenzahl und 

Mandate in der Bezirksvertretung 
 

Quelle: Eigene Darstellung 
Datengrundlage: Magistrat 

der Stadt Wien (2024a), MA 62 
(2020d)

Abbildung 24: 
Einwohner:innen pro Mandat in den Bezirken 
 
Quelle: Eigene Darstellung 
Datengrundlage: Magistrat der Stadt Wien (2024a), MA 62 
(2020d)
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Zusätzlich können Bezirksvertretungen 
Kommissionen einrichten zur Vorberei-
tung bestimmter Bezirksrelevanter Fra-
gen. Im Unterschied zu den Ausschüssen 
haben Kommissionen keine Beschluss-
rechte, sondern dienen lediglich zu Vor-
beratung und Informationsaustausch. 
Welche Kommissionen die Bezirke ein-
richten, können sie selbst entscheiden. 
Jeder Bezirk hat eine Kommission zum 
Thema Bezirksentwicklung und Mobilität 
eingerichtet, beispielsweise in Ottakring 
die Entwicklungs- und Mobilitätskommis-
sion (BV 16 2022) oder die Wiedner Ver-
kehrs- und Planungskommission (BV 4 o. 
J.). Ihre Vorsitzenden sind von der stim-
menstärksten Partei und üblicherweise 
erste Ansprechpartner:innen der Bezirks-
vorsteher:innen in Verkehrsrelevanten 
Themen. Der 3. Bezirk Landstraße ist der 
einzige, in dem der Bezirksvorsteher auch 
Vorsitzender der Verkehrskommission ist 
(Stadt Wien o. J.-g).

Institutionelle Akteur:innen 
außerhalb des Magistrats

Mobilitätsagentur
Die Mobilitätsagentur ist ein Unternehmen 
der Stadt Wien und arbeitet ausschließ-
lich im Auftrag der Stadt. Sie dient als ex-
terne Expertin in Sachen Aktive Mobilität 
und ist seit 2021 auch in der Rolle der Rad-
verkehrskoordination mit Martin Blum als 
Radverkehrskoordinator, wodurch sie in-
tensiv in Bauprojekte von Radverkehrsan-
lagen sowie in die Entwicklung des Rad-
verkehrsnetzes miteinbezogen wird. Die 
Mobilitätsagentur koordiniert unter an-

derem das Radwegebauprogramm mit 
der Geschäftsgruppe und den zuständi-
gen Dienststellen. Darüber hinaus betreut 
die Mobilitätsagentur Fußverkehrsange-
legenheiten mit der Fußverkehrsbeauf-
tragten Petra Jens und führt Marketing-
kampagnen und bewusstseinsbildende 
Maßnahmen zur Förderung des Fuß- und 
Radverkehrs durch. (Interview 5 2024: 
5–8)

Lokale Agenda 21 (LA 21)
Ausgehend vom Aktionsprogramm 
Agenda 21 der Vereinten Nationen und 
der Unterzeichnung der Charta von Aal-
borg durch den Wiener Bürgermeister 
wurde 1998 die erste Lokale Agenda im 9. 
Bezirk gegründet als Modell für eine par-
tizipative nachhaltige Stadtentwicklung. 
Der Verein Lokale Agenda 21 ist durch 
einen Beschluss des Gemeinderats heu-
te institutionell verankert. Zu Beginn der 
Tätigkeit der LA21 steht ein Beschluss der 
Bezirksvertretung, einen Agendaprozess 
im Bezirk zu starten. Die Kosten dafür wer-
den jeweils zur Hälfte vom Bezirk und von 
der Stadt getragen. Aktuell laufen in Wien 
LA21-Prozesse in 11 Bezirken, die jeweils von 
anderen privaten Büros betreut werden.

Ziel des LA21-Prozesses ist es, die Bevöl-
kerung zu aktivieren und zur eigenstän-
digen Gestaltung ihres Wohnumfeldes zu 
emanzipieren. Das Agendabüro soll bei 
der Umsetzung helfen und stellt Ressour-
cen, Wissen und Kontakte bereit. Etwaige 
Maßnahmen, beispielsweise Umgestal-
tungen im öffentlichen Raum, müssen 
durch das Bezirksbudget finanziert wer-
den.
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Als zweites Standbein betreut der Verein 
LA21 das Aktionsprogramm Grätzloase, in 
dem alle Wiener:innen ein Parklet an ih-
rem Wohn-, Arbeits- oder Vereinsort be-
antragen und gestalten können. Die Ab-
wicklung und Finanzierung übernimmt die 
LA21. (LA21 o. J.)

Wiener Linien
Die Wiener Linien GmbH & Co KG planen 
und betreiben die städtischen U-Bahn-, 
Straßenbahn- und Buslinien und sind als 
Tochterunternehmen der Wiener Stadt-
werke GmbH eng an die Stadt Wien an-
gegliedert. 

Verkehrsverbund Ostregion
Der Verkehrsverbund Ostregion ist für die 
Planung, Koordination und Optimierung 
des öffentlichen Verkehrs in Wien, Nieder-
österreich und dem Burgenland zustän-
dig (VOR o. J.). Da in Wien die Stadtbus- 
und Straßenbahnlinien durch die Wiener 
Linien geplant und koordiniert werden, 
ist der VOR in Wien – neben Regional-
zügen und der S-Bahn – lediglich für die 
Regionalbuslinien verantwortlich, die von 
Niederösterreich nach Wien fahren. Bei 
Straßenplanungen, die Regionalbuslinien 
betreffen, wird der VOR häufig in der Pla-
nungsphase konsultiert.

Einbautenträger:innen
Es gibt zahlreiche öffentliche und priva-
te Einbautenträger:innen, die u.a. Strom-, 
Gas-, Fernwärme-, Wasser- und Abwas-
ser- oder Telekommunikationsleitungen 
unter der Straße verlegen. Öffentliche 
Einbautenträger:innen sind beispielswei-
se die Wiener Netze, Wien Energie, Wiener 

Wasser (MA 31) oder Wien Kanal. Private 
Einbautenträger:innen sind beispiels-
weise Telekommunikationsunternehmen, 
die Telefon- und Internetleitungen unter 
der Straße verlegen. Nach dem Verursa-
cherprinzip kommen Einbautenträger:in-
nen bei erforderlichen Aufgrabungen der 
Straße für die Wiederinstandsetzung auf 
(Interview 12 2024; MA 28 o. J.-c).

Mobilitätsclubs
In Wien gibt es zahlreiche Mobilitätsclubs, 
die unterschiedliche Interessen haben 
und in der Fachkommission Verkehr über 
Projekte informiert werden. Insbesondere 
die großen Mobilitätsclubs wie ARBÖ und 
ÖAMTC, in geringerer Form auch die Rad-
lobby, haben durch ihre mediale Präsenz 
oftmals großen Einfluss in der Meinungs-
bildung politischer Entscheidungsträ-
ger:innen und können Projekte dadurch 
beeinflussen oder gar verhindern. Dabei 
lobbyieren ARBÖ und ÖAMTC vorwie-
gend für die Interessen des Pkw-Verkehrs, 
die Radlobby für Radverkehrsinteressen, 
geht-doch.wien und walk-space für Inte-
ressen von Fußgänger:innen und der VCÖ 
vorwiegend für Interessen des Rad- und 
Fußverkehrs und des öffentlichen Ver-
kehrs. (Interview 1 2024: 19, 38–39)

Wirtschaftskammer Wien
Die Wirtschaftskammer beteiligt sich in 
den Gremien sehr intensiv an den Pro-
jekten und hat Interesse an den Bedürf-
nissen der Wirtschaftstreibenden. Dabei 
geht es meist um Ladezonen, Taxistand-
plätze oder Stellplätze in Geschäftsstra-
ßen, die immer wieder Einsprüche durch 
die WK hervorrufen. Sie hat ein hohes Ge-
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wicht bei Planungsprozessen und kann 
üblicherweise auch Einspruch gegenüber 
Maßnahmen einlegen. (Interview 3 2024: 
29)

Arbeiterkammer
Die Kammer für Arbeiter und Angestellte, 
kurz Arbeiterkammer, ist die gesetzliche 
Interessensvertretung für Arbeiter:innen 
und Angestellte. Sie wird formal in Stra-
ßenprojekten beteiligt, hat jedoch kaum 
besondere Ansprüche an die Projekte und 
gibt ihnen meist Zustimmung. (Interview 3 
2024: 21)

Blaulichtorganisationen
Die Blaulichtorganisationen werden in 
Planungsprozessen durch die Landes-
polizeidirektion Wien, die Wiener Berufs-
feuerwehr (MA 68) und die Wiener Berufs-
rettung (MA 70) vertreten. Sie vertreten 
Interessen der Verkehrssicherheit und des 
schnellen Vorankommens und der Zu-
fahrt der Einsatzkräfte zu Gebäuden.

ÖBB und ASFINAG
Die ÖBB Infrastruktur AG und die ASFINAG 
(Autobahnen- und Schnellstraßen-Fi-
nanzierungs-Aktiengesellschaft) sind für 
den Ausbau des hochrangigen Eisen-
bahn- und Autobahn- bzw. Schnellstra-
ßennetzes verantwortlich. Sie sind private 
Gesellschaften in Eigentum des Bundes 
und haben gesetzlich festgeschriebe-
ne Kompetenzen. Eisenbahn- und Auto-
bahnprojekte kommen in der Stadt selten 
vor, haben dann aber großen Einfluss auf 
die umgebende Verkehrsinfrastruktur. Als 
problematisch stellt sich dabei häufig 
heraus, dass ihr gesetzlicher Auftrag sehr 

eng gefasst ist. Entlang von Eisenbahn-
strecken und Autobahnen würden sich oft 
Synergieeffekte zur Errichtung von hoch-
rangiger Radverkehrsinfrastruktur erge-
ben, die aufgrund des gesetzlichen Auf-
trags jedoch kaum Unterstützung durch 
ÖBB bzw. ASFINAG in der Planung erhalten. 
Auch regelmäßige Querungen von Eisen-
bahn- und Autobahnstrecken werden 
oftmals nicht ausreichend bedacht. (In-
terview 1 2024: 75)
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3.6. Finanzen

Zentralbudget der Wiener 
Stadtverwaltung
Mit dem Zentralbudget der Wiener Stadt-
verwaltung ist jenes Budget gemeint, 
über das der Gemeinderat in seinem 
Voranschlag verfügt und beschließt. Über 
das Zentralbudget werden alle Maßnah-
men finanziert, die in die Zuständigkeit 
des Landes oder der Gemeinde Wien fal-
len. Beispielhaft seien hier aufgezählt die 
Instandhaltung und Instandsetzung von 
Hauptstraßen B und die Finanzierung von 
Radverkehrsprojekten im Hauptradver-
kehrsnetz. (Stadt Wien 2024c)

Bezirksbudget
Das Bezirksbudget ist jenes Budget, das 
der Bezirk nach einem spezifischen Ver-
teilungsschlüssel – beispielsweise nach 
Fläche, Einwohner:innenzahl oder Stra-
ßenkilometer – vom Budget der Stadt 
Wien zugeteilt bekommt und über wel-
ches die Bezirksvertretung frei verfügen 
kann. Mit ihm müssen alle Maßnahmen 
finanziert werden, welche in die Kompe-
tenz der Bezirke fallen. Der:die Bezirks-
vorsteher:in kann bis zu einem gewissen 
Höchstbetrag auch selbstständig über 
ein gewisses Budget verfügen, ohne einen 
Beschluss der Bezirksvertretung einholen 
zu müssen, solange sie im Rahmen des 
Budgetvoranschlags sind. Über größere 
Bezirksausgaben muss die Bezirksvertre-
tung abstimmen. (§ 103 WStV)

Umverteilungen durch Förderungen
In den letzten Jahren hat sich gezeigt, 
dass Umverteilungen durch Förderungen 
eine immer größere Rolle in den Hand-
lungsmöglichkeiten von Stadt und Bezirk 
spielen. Zahlreiche Fördertöpfe von Bund 
und Stadt Wien geben den Bezirken grö-
ßere Spielräume in ihren Möglichkeiten 
zur Umgestaltung des öffentlichen Raums 
und steuern diese Ausgaben durch sehr 
konkrete Vorgaben, welche vorwiegend 
die Förderung des Fuß- und Radverkehrs 
und die Klimawandelanpassung zum Ziel 
haben. Die Bezirke stehen dadurch vor der 
Wahl, Maßnahmen in diese Richtungen im 
öffentlichen Raum umzusetzen oder po-
tenzielles Budget ersatzlos verstreichen zu 
lassen, was den Handlungsdruck erhöht. 
Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen, 
dass diese Art der Förderungen von oben 
einen wesentlichen Beitrag zur klimafitten 
Umgestaltung öffentlicher Räume bietet 
(Halbwidl 2024). Die Förderabwicklung 
erfolgt über die MA 28. Das Budget muss 
durch die Bezirke vorgeschossen werden 
und wird rückwirkend ausgeschüttet. (In-
terview 3 2024: 69)

• Die klimaaktiv mobil Förderschiene 
ist die wesentliche Förderschiene des 
Bundes zur Förderung von Maßnahmen 
des Fuß- und Radverkehrs in Städten und 
Gemeinden. Das zur Verfügung stehen-
de Budget wurde in der vergangenen 
Regierungsperiode mehrmals erhöht und 
beträgt derzeit 108 Mio. Euro pro Jahr, 
das an alle österreichischen Gemeinden 
oder Wiener Bezirke ausgezahlt werden 
kann. Voraussetzung dafür ist ein Master-
plan Gehen bzw. ein Radverkehrskonzept. 
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Aus diesen können konkrete Maßnahmen 
zu bis zu 50 % gefördert werden. (Klima- 
und Energiefonds 2024)
• Die aktuelle Stadtregierung schüttet 
mit dem Förderprogramm Lebenswer-
te Klimamusterstadt in der aktuellen 
Regierungsperiode 2020 bis 2025 ins-
gesamt 100 Mio. Euro an Maßnahmen 
zur Klimawandelanpassung an die Be-
zirke aus. Die Förderungen für derartige 
Projekte sind an konkrete Maßnahmen 
zur Klimawandelanpassung geknüpft, 
etwa ein bestimmter Entsiegelungsgrad, 
Baumpflanzungen, die Realisierung von 
Wasserspielen, Beschattung und Sitzge-
legenheiten. (Stadt Wien o. J.-d)
• Der Regionalisierungsfonds EFRE der 
EU-Kommission hat in Wien Zielgebie-
te zur Stadtentwicklung festgelegt mit 
unterschiedlichen Schwerpunkten in 
den letzten Förderperioden. Zielgebiete 
sind unter anderem strukturschwache 
Gebiete in der Bestandsstadt, in denen 
Maßnahmen der Stadtentwicklung, unter 
anderem Umgestaltungen des öffentli-
chen Raums, gefördert werden. (MA 28 o. 
J.-b)

Intransparenz bei der Finanzaufteilung
In der Aufteilung der finanziellen Mittel 
an die Bezirke gibt es mehrere intrans-
parente Faktoren und Kriterien, die dazu 
ausgenutzt werden könnten, bestimm-
te Bezirke zu bevorzugen. Die Kriterien, 
nach denen die Bezirksbudgets aufgeteilt 
werden, werden durch den Gemeinde-
rat festgelegt. Einzelne Kriterien wie die 
Aufteilung nach Straßenkilometer bevor-
zugen dünn besiedelte Flächenbezirke, 
die vorwiegend von der SPÖ regiert wer-

den. Die Aufteilung der Budgetmittel aus 
dem Zentralbudget und der städtischen 
Förderprogramme ist nicht transparent, 
was eine Ungleichbehandlung der Bezirke 
durch die Stadtregierung leichter macht.

Diese Faktoren geben der SPÖ als domi-
nierende Partei in der Wiener Stadtregie-
rung und in den meisten Bezirken eine 
besondere Machtstellung, da sie in ge-
wissen Teilen ihre eigenen Bezirke bevor-
zugen kann.
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3.7. Die Wiener Ver-
kehrspolitik seit den 
1970er Jahren 

Zum Verständnis der aktuellen Entwick-
lungen in der Wiener Verkehrspolitik ist ein 
Rückblick in die letzten 50 Jahre sinnvoll. In 
diesem Kapitel werden Meilensteine und 
wichtige Ereignisse aufgezählt, die nach-
haltigen Einfluss auf aktuelle Entschei-
dungshandlungen haben. Bei den Ereig-
nissen wird teilweise auf Informationen 

Verkehrspolitische Entwicklungen 1970 bis 2010

Die Jahrzehnte nach dem 2. Weltkrieg waren vom Wiederaufbau ge-
prägt. In der Wiener Stadtentwicklung lassen sich zwei Entwicklungs-
ströme feststellen: Einerseits die Bewahrung vertrauter Stadt¬bilder so-
wie eine angemessene Moderni¬sierung, andererseits die Umsetzung 
moderner Leitbilder in Stadterweiterungsge¬bieten. (MA 18 2020: 19) 
Zwischen den 1950er und 1970er Jahren entstanden zahlreiche Groß-
wohnsiedlungen in den Stadtrandgebieten nach den Grundsätzen der 
Charta von Athen, die eine strikte räumliche Trennung von Wohnen, 
Arbeiten und Freizeit propagierte. Die dichte Stadt der Neu- und Grün-
derzeit wurde als altmodisch gesehen – aufgelockerte Bebauungs-
strukturen mit vielen Grünflächen galten als modern. 

Diese Grundsätze der Stadtentwicklung und die Propagierung des pri-
vaten Pkw als modernes Verkehrsmittel resultierten im Wunschbild der 
autogerechten Stadt mit entsprechendem Stadtumbau. Zahlreiche 
Stadtautobahnprojekte – etwa die Gürtel- und Wiental-Autobahn – 
wurden geplant. Dabei hatte Wien allerdings nicht denselben Entwick-
lungsdruck wie andere europäische Großstädte, da die Bevölkerungs-
zahl aufgrund der Randlage am Eisernen Vorhang stagnierte. (MA 18 
2020: 20–21; Petrovic et al. 2009: 90; Süßenbeck und Gerstenmayer 
2007: 103)

Aufgrund anhaltender Bürger:innenproteste kündigte 
Bürgermeister Felix Slavik 1972 die Abkehr vom Konzept 
der Stadtautobahn an (Wien Geschichte Wiki 2024b).

1945-1970

1972

aus dem Wien Geschichte Wiki zurückge-
griffen, eine historische Wissensplattform, 
die auf Informationen der Öffentlichkeit 
und der Stadtverwaltung zurückgreift und 
durch die Wienbibliothek im Rathaus be-
treut wird (Wienbibliothek im Rathaus 
2024).
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Das Modell der sanften Stadterneuerung wird eingeführt, die insbesondere bei grün-
derzeitlichen Stadtteilen zu einer kontinuierlichen Aufwertung führte. In der Stadtpla-
nung begann die Abkehr vom reinen Top-Down-Ansatz und von der Monofunktionalität 
von Stadträumen. Sie wurden nach und nach von weitreichenden partizipativen Pla-
nungsmodellen und einem Fokus auf Nutzungsmischung abgelöst. (MA 18 2020: 20–22)

Eröffnung der Kärntner Straße als erste Fuß-
gänger:innenzone Wiens (wien.orf.at 2024a).

Eröffnung der U1 zwischen Stephansplatz und Reumannplatz, die erste U-Bahn Wiens 
(wien.orf.at 2024a). Fertigstellung der Autobahn Südosttangente A23, der ersten stadt-
umfahrenden Autobahn Wiens (ASFINAG 2012: 105–106).

1974

1978

Abbildung 25: 
Gürtelautobahn im Bundesstra-
ßennetz für Wien 1971 
 
Quelle: Stadt Wien (o. J.-b)
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Zur Bewahrung der sozialen und funktionalen stadträumlichen Kom-
plexität und Qualität führte das Programm der sanften Stadterneue-
rung in den 1980er Jahren auch zu zahlreichen Verkehrsberuhigungs-
maßnahmen für den Kfz-Verkehr (Wien Geschichte Wiki 2024a). 

Die Bevölkerung spricht sich in einer Volksbefragung mit 77,5% Ja-
Stimmen für die Beschleunigung des öffentlichen Verkehrs und seine 
Priorisierung vor dem Motorisierten Individualverkehr aus (Wien Ge-
schichte Wiki 2014). 
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1979 Erste Dezentralisierungsbestrebungen
Die Bemühungen Planung und Politik näher an der Bevölkerung zu 
bringen, führte zu Bestrebungen nach einer Dezentralisierung der Ent-
scheidungskompetenzen. Ein erster Schritt dazu erfolgte 1979 mit der 
Festschreibung der Aufgaben der Bezirksvertretungen in der Wiener 
Stadtverfassung. Die Bezirksvertretungen wurden daraufhin personell 
aufgestockt und den Bezirksorganen Mitwirkungs-, Anhörungs- und 
Informationsrechte zuerkannt. Die Zahl der Mandate in den Bezirksver-
tretungen wurde je nach Einwohner:innenzahl eines Bezirks auf 30 bis 
50 (bisher 30) festgelegt. Außerdem bekam die Bevölkerung das Recht 
zur Formulierung von Anliegen an die Bezirksvorsteher:innen und Ant-
wort zu erhalten. (Stadt Wien 1978: 628, 643) Die gleichzeitig eingeführ-
te Bereichsleitung Dezentralisierung in der Magistratsdirektion befasst 
sich bis heute mit der organisatorischen Durchführung der Dezentrali-
sierung und den Schnittstellen zwischen Bezirken und Magistrat.

Abbildung 26: 
Bevölkerungsentwicklung Wien 

 
Quelle: Eigene Darstellung nach 

Stadt Wien (2019), Statistik Austria 
(2011) und Statistik Austria und 

Stadt Wien (2024)
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Ausarbeitung des Stadtentwicklungsplan 1984 (STEP 84), dem ers-
ten Stadtentwicklungsplan Wiens als neues, die Gesamtstadt be-
trachtendes Planungsinstrument. Seine Schwerpunkte Lebensqualität, 
Demokratie und Umwelt verdeutlichten den Umbruch in der Stadtent-
wicklungspolitik. Die Entwicklung sollte fortan nicht mehr immer wei-
tere zurückzulegende Distanzen schaffen, sondern die Innenentwick-
lung entlang von Hauptzentren und konzentrierten Siedlungsachsen 
fördern. (MA 18 2020: 61–62) 

Der STEP 84 läutete mit klaren Worten einen Paradigmenwechsel in 
der Verkehrsplanung ein. Spätestens jetzt sollte mit dem Ideal der au-
togerechten Stadt gebrochen werden: „Die autogerechte Stadt kann 
und soll es nicht geben.“ (MA 18 1985: 26) Es sollte keine Erhöhung der 
Leistungskapazitäten des Pkw-Verkehrs in der dichtbebauten Stadt 
geben. Stattdessen sollte „das Leistungsangebot der Straße“ insbe-
sondere dem Wirtschaftsverkehr zugutekommen, während andere 
Verkehrsarten auf den öffentlichen Verkehr verlagert werden. Durch 
eine Priorisierung von Straßenbahn- und Buslinien mit eigenen Fahr-
streifen und Ampelschaltungen soll der öffentliche Verkehr wieder at-
traktiver und Straßenbahnen und Busse damit eine attraktive Ergän-
zung zu den U- und S-Bahnen werden.

Der Fall des Eisernen Vorhangs führt zu einer Trendumkehr in der Be-
völkerungsentwicklung. War Wien durch die Lage am Eisernen Vor-
hang nach dem 2. Weltkrieg an den Rand Westeuropas gedrängt, war 
es nun im Zentrum eines vereinigten Europas. War die Bevölkerung 
seit 1945 kontinuierlich gesunken und hatte 1988 mit 1,48 Mio. Einwoh-
ner:innen den niedrigsten Stand erreicht, stieg sie fortan stetig an. 
Diese Entwicklung hatte eine zwingende Trendumkehr in der Stadt-
planung zufolge, die nun mit dem Be-völkerungswachstum und dem 
damit einhergehenden Wohnungsbedarf umgehen musste.

1984

1989

Erste Dezentralisierungsnovelle
Den Bezirken wurde die Durchführung bestimmter Verwaltungsange-
legenheiten – unter anderem die Instandhaltung von Kindergärten, 
Schulen und Nebenstraßen – und Zuteilung eines entsprechenden 
Budgets mit eigenem Rechnungsabschluss zuerkannt und die Infor-
mations- und Mitwirkungsrechte gestärkt. Vor allem die Kompetenzen 
der Bezirksvorsteher:innen wurden mit der Novelle der Stadtverfas-
sung deutlich erweitert. (Stadt Wien 1986: 3074–3077)

1988
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Das Hauptradverkehrsnetz wird aufgrund seiner schlep-
pend vorangehenden Erweiterung Re-Zentralisiert. Seit-
her wird das Hauptradverkehrsnetz durch die MA 18 in Zu-
sammenarbeit mit den Bezirken geplant und durch das 
Zentralbudget der Stadt finanziert. (Interview 2 2024: 10)

Die Strategische Umweltprüfung für den Nordosten Wiens (SUPer 
NOW) wird aufgrund der dynamischen Stadtentwicklung im Nordos-
ten Wiens erstellt. Sie empfiehlt unter anderem eine kompakte Stadt-
entwicklung, Maßnahmen zur Verkehrsvermeidung, den Ausbau des 
hochrangigen öffentlichen Verkehrs und den Bau einer „leistungsfä-
higen Straßenquerung der Donau“ (TRAFICO et al. 2003: 139). Die aus 
dieser Empfehlung geplante Verlängerung der Schnellstraße S1 unter 
der Donau und der Lobau hindurch, allgemein bekannt als Lobau-
Autobahn und Lobautunnel, prägt den verkehrspolitischen Diskurs in 
Wien und Niederösterreich sowie in der Bundespolitik. Es entstehen 
Lager der Projektbefürworter, bestehend unter anderem aus SPÖ, 
ÖVP, FPÖ, ÖAMTC, Wirtschaftskammer und Arbeiterkammer, und der 
Projektgegner:innen, bestehend unter anderem aus den Grünen und 
Umwelt-NGOs (Die NEOS machen zum Teil widersprüchliche Aussa-
gen und positionieren sich nicht explizit). Befürchtet werden vor allem 
eine Zunahme des Kfz-Verkehrs und dadurch das Konterkarieren der 
Mobilitätsziele der Stadt Wien sowie eine Schädigung des Augebiets 
in der Lobau. (Scherer 2021)

2003

1994

1998

Der Stadtentwicklungsplan 1994 (STEP 94) 
schreibt die Leitsätze des STEP 84 fort und ver-
sucht auf die sich veränderten Rahmenbedin-
gungen einzugehen (MA 18 2020: 61–65).

Zweite Dezentralisierungsnovelle
Die zweite Dezentralisierungsnovelle 1998 brachte eine abermalige 
Ausweitung der Bezirkskompetenzen und einer damit verbundenen 
Verdoppelung des Budgets mit sich. Unter anderem wanderten die 
Hauptstraßen A in die Kompetenz der Bezirke. Auch wurden die Infor-
mations- und Anhörungsrechte der Bezirksvorsteher:innen und Bezirks-
vertretungen bei Projekten des Magistrats erweitert. (Stadt Wien 1998)
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2010

2004-2006

2011

Die Wiener SPÖ kann bei der Gemeinderatswahl 2010 nicht die absolute 
Mandatsmehrheit erreichen und ist daher auf einen Koalitionspartner 
angewiesen (MA 62 2010b). Dies läutete die zehn Jahre andauernde 
Rot-Grüne Regierungszusammenarbeit ein. 

Die Grüne Spitzenkandidatin Maria Vassilakou wurde amtsführende 
Stadträtin für Stadtentwicklung, Verkehr, Klimaschutz, Energieplanung 
und Bürger:innenbeteiligung. Damit waren alle Planungsagenden im 
Mobilitätsbereich bis auf die Wiener Linien (Öffentliche Verkehrsbetrie-
be der Stadt Wien) in ihrem Ressort zusammengefasst. Schwerpunk-
te im Regierungsübereinkommen für Mobilität und Öffentlichen Raum 
wurden die Neugestaltung von Straßen und Plätzen, die Ausarbeitung 
eines Verkehrskonzepts für Wien, die Erhöhung der Verkehrssicherheit, 
die Förderung des öffentlichen Verkehrs und des Rad- und Fußverkehrs 
sowie die Ausweitung der Parkraumbewirtschaftung auf die Außenbe-
zirke. (SPÖ Wien und Die Grünen Wien 2010: 60–64) Verkehrspolitische 
Leuchtturmprojekte von Stadträtin Vassilakou in der Regierungsperio-
de sind die Gründung der Mobilitätsagentur Wien, die Ausweitung der 
Parkraumbewirtschaftung und die Umgestaltung der inneren Mariahil-
fer Straße in eine Fußgänger:innen- und Begegnungszone.

Eine geplante Tiefgarage unter dem Bacherplatz erregt Unmut in der 
Bevölkerung. Die Unzufriedenheit wird von Beteiligten unter anderem 
mit einer mangelnden Einbindung der Bevölkerung begründet. Eine 
Bürger:inneninitiative sammelt fast 2.000 Unterschriften dagegen, die 
Änderung des Flächenwidmungsplans wird dennoch beschlossen. Es 
folgen Protestkundgebungen und eine Besetzung des Parks mit einem 
Zeltlager. Eine Anrainer:innenbefragung ergab schließlich eine Mehrheit 
gegen das Projekt, infolgedessen es vom Bezirksvorsteher eingestellt 
wurde. (Neumann 2008)

Die Mobilitätsagentur Wien wird ge-
gründet und ihr Geschäftsführers Martin 
Blum zum Radverkehrsbeauftragten er-
nannt. Sie betreibt Öffentlichkeitsarbeit 
und Bewusstseinsbildung für das Rad-
fahren und seit 2013 auch für das zu Fuß 
gehen. (Mobilitätsagentur Wien o. J.)

Verkehrspolitische Entwicklungen seit 2010
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Bei der Gemeinderatswahl zeigten sich neue Entwicklungen in den 
Wahlergebnissen. Die SPÖ blieb mit fast 40 % mit Abstand stimmen-
stärkste Partei, verlor aber 5 Prozentpunkte. Die NEOS traten erstmals zur 
Wien-Wahl an und erreichten über 6% der Stimmen. Die Grünen konn-
ten ihr Ergebnis von knapp 12% nahezu halten, während die FPÖ ihr Er-
gebnis auf über 30% weiter ausbauen konnte. Die ÖVP sank auf unter 
10 % ab. (MA 62 2015) Die Zusammenarbeit zwischen der SPÖ und den 
Grünen hatte aufgrund der Ablehnung einer Regierungsbeteiligung der 
FPÖ durch Bürgermeister Häupl (wien.orf.at 2015) keine Alternative und 
wurde fortgesetzt. Die Ressortaufteilung zwischen SPÖ und den Grünen 
blieb die gleiche. Verkehrspolitische Leuchtturmprojekte Maria Vassi-
lakous waren nunmehr die Umgestaltung des Schwedenplatzes, die 
Fortsetzung der Ausweitung der Parkraumbewirtschaftung und die Er-
richtung von Radwegen am Getreidemarkt und in der Linken Wienzeile.

Der STEP 2025 wird im Ge-
meinderat beschlossen.

2014

2015

Die zur Fußgänger:innen- und Begegnungszone umgestaltete innere 
Mariahilfer Straße wird eröffnet. Dem war 2013 eine temporäre Um-
setzung vorausgegangen. (derStandard 2016) Der Planungsprozess 
der Mariahilfer Straße gestaltete sich als äußerst komplex und politisch 
aufgeladen. Er war begleitet von Protesten der Wirtschaftskammer, 
Anrainer:innen und Oppositionsparteien. Auch wenn die SPÖ Wien und 
Bürgermeister Häupl sich zunächst nicht zum Projekt äußerten, zeigten 
sie bald Unzufriedenheit mit dem Projektablauf. Die SPÖ Wien veröffent-
lichte eigene Forderungen für die Umgestaltung, die teilweise konträr 
zu Vassilakous Konzept waren und die Koalition belasteten. Nachdem 
sich selbst der SPÖ Bezirksvorsteher von Mariahilf gegen die SPÖ-For-
derungen stellte, versuchte Bürgermeister Häupl laut Zeitungsberichten 
wieder Konsens herzustellen. (vienna.at 2014)

Der Preis der Jahresnetzkarte 
der Wiener Linien von 449 auf 
365 Euro gesenkt. Der Preis 
wurde bis heute nicht mehr 
erhöht, was zu einer deut-
lichen Steigerung der ver-
kauften Jahreskarten führte. 
(Winkler-Hermaden 2018)

Die Parkraumbewirtschaftung 
(bisher nur Innenbezirke) wird auf 
Teile der Bezirke 12, 14, 16 und 17 
ausgeweitet. 

Der Bezirksvorsteher der ÖVP vom 
18. Bezirk Währing wehrte sich ge-
gen die Umsetzung in seinem Be-
zirk (wien.orf.at 2012), weshalb die 
Erweiterung hier erst nach dem 
Wahlsieg der Grünen 2016 erfolgen 
konnte.

2012
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Maria Vassilakou tritt als Stadträtin 
zurück, Birgit Hebein wird von den 
Grünen zur neuen Vorsitzenden 
gewählt und amtsführende Stadt-
rätin für Stadtentwicklung, Verkehr, 
Klimaschutz, Energieplanung und 
Bürger:innenbeteiligung. Hebein 
verändert die Zusammenarbeit der 
Koalition durch ihren Regierungsstil 
stark. In Folge ihres konfrontativen 
Auftretens zeigt sich zunehmend 
Unzufriedenheit beim Koalitions-
partner SPÖ. (derStandard 2019; 
Interview 6 2024: 6)

Erster weltweiter Klimastreik und Gründung von 
Fridays for Future in Österreich. Es folgen re-
gelmäßige Großdemonstrationen vorwiegend 
junger Menschen, um für eine Änderung der Kli-
mapolitik zu demonstrieren. (Fridays For Future 
Austria 2019)

Um von Hitze besonders stark 
belasteten Wohngebieten 
Freiräume zu bieten, werden in 
einzelnen Straßenabschnitten 
Coole Straßen eingerichtet, 
die durch die Mobilitätsagen-
tur betreut werden. Die Aktion 
wird 2020 weitergeführt. Unter 
Stadträtin Sima wird die Aktion 
2021 wieder abgeschafft. (Ku-
rier 2021)

2016

2018

2017

2019

Planungen zur Umgestaltung des 
Schwedenplatzes. Stadträtin Vassi-
lakou und Bezirksvorsteher Figl kön-
nen sich bis 2019 jedoch nicht auf eine 
gemeinsame Vorgehensweise eini-
gen (wien.orf.at 2019). Die Planungen 
wurden bis heute nicht wieder aufge-
nommen.

bis 2019: Ausweitung der 
Parkraumbewirtschaftung 
auf Teile des 10., 11. und 19. Be-
zirks. (MA 18 o. J.-a)

Bis 2019: Die Radwege am Getreidemarkt und in der Linken Wienzeile 
werden unter großem Widerstand der Oppositionsparteien und der 
Mobilitätsclubs ÖAMTC und ARBÖ umgesetzt (Alena 2018; Die Presse 
2017).

Der bisherige Wohnbaustadtrat 
Michael Ludwig wird neuer Bür-
germeister von Wien, nachdem 
Michael Häupl zurücktrat (wien.
orf.at 2018). 
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2020

März: Beginn der COVID-19 Pandemie mit weitreichenden Einschrän-
kungen in der Bewegungsfreiheit der Bevölkerung.

Die Bürger:inneninitiative Platz für Wien stellt vor der 
Wien-Wahl 18 Forderungen an die Wiener Stadtpolitik 
„für eine klimagerechte, verkehrssichere Stadt mit ho-
her Lebensqualität“ und sammelt Unterschriften für eine 
Online-Petition. Die selbstgenannt „größte Verkehrsini-
tiative Wiens“ sammelt 57.760 Unterschriften und führt 
Gespräche mit den politischen Parteien im Gemein-
derat und den Bezirksvorsteher:innen. Dabei erhalten 
sie Unterstützung für ihre Forderungen von Stadträtin 
Hebein, den Grünen und den NEOS sowie Bezirksvorste-
her:innen von 12 Bezirken. Die SPÖ Wien übernimmt die 
Radverkehrs-Forderungen in ihr Wahlprogramm. (Platz 
für Wien 2020b, 2020c, 2020e)

: Der Sommer 2020 führte zum Höhepunkt des Koalitionsstreits zwischen 
den Grünen und der SPÖ. Im Juni veröffentlicht Birgit Hebein Pläne zu 
einer „autofreien Innenstadt“, die sie mit dem Bezirksvorsteher der In-
neren Stadt ausgearbeitet hatte. Diese sind offenbar nicht mit der SPÖ 
und Bürgermeister Ludwig abgestimmt und führen zu öffentlichen Un-
mutsbekundungen. (Krutzler 2020a)

Die Bezirke 7 und 15 errichten auf einer Zwischenfahrbahn des Gürtels 
einen temporären Swimming Pool unter dem Namen Gürtelfrische 
West mit organisatorischer Unterstützung durch Stadträtin Hebein. Die 
Aktion diente einerseits als Freizeitangebot, andererseits als Verkehrs-
versuch, der Auswirkungen einer Sperre der Gürtelzwischenfahrbahn 
zeigen sollte. Obwohl die Aktion von einem SPÖ-Bezirksvorsteher initiiert 
ist, kritisiert die SPÖ Wien das Projekt öffentlich. (Rachbauer 2021)

Stadträtin Hebein lässt zur Förderung des Radfahrens in der 
COVID-Pandemie „Pop-Up-Radwege“ – temporäre, durch 
Baustelleneinrichtung abgetrennte Radfahrstreifen – auf ei-
nigen mehrstreifigen Straßen einrichten. Sie sind politisch äu-
ßerst umstritten und werden auch durch Bürgermeister Ludwig 
kritisiert. (Die Presse 2020; Frey et al. 2020)

Abbildung 27: 
Aktion von Platz für Wien 

 
Quelle: Platz für Wien (2020d)

Abbildung 28: 
Pop-Up-Radweg in der 

Lassallestraße im Sommer 2020 
 

Quelle: Mobilitätsagentur (2020)
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2020

Die Bundesregierung verzehnfacht die Förde-
rungen für den Fuß- und Radverkehr auf 40 
Mio. Euro. (Radlobby 2020)

Oktober: Bei der Gemeinderatswahl stürzt die FPÖ aufgrund 
bundespolitischer Skandale um 24 Prozentpunkte auf 7% der 
Stimmen ab. Die SPÖ, die Grünen, die ÖVP und die NEOS er-
halten Zuwächse. Bürgermeister Ludwig entscheidet sich 
überraschend für Koalitionsverhandlungen mit den NEOS, 
die später eine Regierung bilden sollten. Die Grünen sind 
damit trotz ihres höchsten bisherigen Ergebnisses auf Stadt-
ebene nicht mehr in der Stadtregierung. Ulli Sima von der 
SPÖ, bisherige Stadträtin für Umwelt, wird neue Stadträtin für 
Innovation, Stadtplanung und Mobilität. (vienna.at 2020)

Sima bricht öffentlich mit der Politik ihrer Grünen Vorgän-
ger:innen und propagiert eine Verkehrspolitik, die keine 
„Wunden aufreißt“. Laufende Projekte, die unter Stadträtin 
Hebein starteten, wurden gestoppt oder evaluiert. Projekte, 
die weitergeführt wurden, erhielten neue Namen. In Inter-
views gibt Sima an, einen Schwerpunkt auf Entsiegelung und 
den Ausbau des Radverkehrs zu legen, für welchen mit der 
Vervierfachung des Radverkehrsbudgets auf 20 Mio. Euro der 
Grundstein gelegt wurde. (Sima 2020)
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Abbildung 29: 
Ergebnisse der Wien-Wahl 2020 
und Vergleich mit 2010 und 2015 

 
Quelle: Eigene Darstellung nach 

MA 62 (2010b, 2015, 2020c)
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Die Baustelle der Stadtstraße, die das Stadt-
entwicklungsgebiet Seestadt Aspern an die 
A23 und die S1 mittels einer leistungsfähi-
gen vierstreifigen Straße anbinden soll, wird 
durch Klimaaktivist:innen besetzt. (Profil 2022)

2021

Abbildung 30: 
Stimmenstärkste Parteien in 
den Bezirken bei den Bezirksver-
tretungswahlen 2005, 2010, 2015 
und 2020. In der Leopoldstadt 
fand 2016 eine Wahlwieder-
holung statt, aus der die Grünen 
als stimmenstärkste Partei 
hervorgingen 
 
Quelle: Eigene Darstellung nach 
MA 62 (2005, 2010b, 2015, 2020c)
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2024 Erhöhung der Bundesförderungen für Fuß- 
und Radverkehr auf € 108 Mio (Krutzler 2023)

Ausweitung der Parkraumbe-
wirtschaftung auf nahezu das 
gesamte Stadtgebiet (MA 18 o. 
J.-a).Ausweitung der Kompetenzen 

der Mobilitätsagentur. Sie wird 
jetzt intensiv in die Planungs-
prozesse von Radverkehrsinfra-
struktur im Magistrat miteinbe-
zogen (Interview 1 2024: 25).

Die Smart Klima City Strategie 
wird im Gemeinderat beschlos-
sen (Magistrat der Stadt Wien 
2022b).

Stadträtin Sima kündigt in Medi-
enberichten die „verkehrsberu-
higte Innenstadt“ an, die mittels 
Kameraüberwachung umge-
setzt werden soll. Dazu benö-
tigt es eine Änderung der StVO 
durch den Bund, die bis heute 
nicht erfolgte. (Al-Youssef und 
Krutzler 2023)

„Aufstand der Letzten Genera-
tion“: Regelmäßige Straßenblo-
ckaden durch Klimaaktivist:in-
nen (Fink und Krutzler 2024)

Erstellung der ersten bezirkswei-
ten Masterplan Gehen. Bis 2024 
lassen 17 Bezirke einen Master-
plan Gehen ausarbeiten. (Mobi-
litätsagentur Wien 2024)

2022
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Die Verkehrsflächen für den Radverkehr sinken auf ein Re-
kordtief von 11 Kilometer, nachdem immer mehr Radwege 
Flächen des Autoverkehrs weichen mussten (MA 18 o. J.-b).

Ein Gemeinderatsbeschluss sieht die Ent-
wicklung eines Programms zur Förderung 
des Radverkehrs vor (MA 18 o. J.-b).

Aufgrund des Gemeinderatsbeschlusses von 1980 
wird das erste Wiener Radverkehrskonzept mit Routen 
und möglichen Lückenschlüssen ausgearbeitet. Bis 
1986 wird das Radverkehrsnetz – bestehend u.a. aus 
Radwegen, verkehrsberuhigten Straßen und Radrou-
ten – auf 168 Kilometer erweitert (MA 18 o. J.-b).

Erste Dezentralisierungsnovelle
Die Nebenstraßen werden der Bezirkskompetenz zugeteilt und müssen 
fortan durch die Bezirke erhalten und finanziert werden (MA 18 o. J.-b).

1977

1980

1982

1988

3.7.1. Meilensteine der Wiener 
Radverkehrsplanung

Die Entwicklung der Radverkehrsplanung 
eignet sich aufgrund ihres abgegrenzten 
Themenbereichs und der gezielten För-
derung besonders, um transformative 
Entwicklungen im Licht der Verkehrspoli-
tik beschreiben zu können. Dieses Kapitel 
beschäftigt sich daher explizit mit der Ent-
wicklung der Radverkehrsplanung in Wien 
seit den 1970er-Jahren.
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Mit den Leitlinien zum Wiener Verkehrskonzept beschließt der 
Gemeinderat eine Erhöhung des Radverkehrsanteils auf 6% 
(MA 18 o. J.-b).

Erstellung eines Hauptradwegenetzes und 
Forcierung des Radverkehrs zu den Zwe-
cken Einkaufen, Ausbildung und Arbeits-
pendeln (MA 18 o. J.-b).

Gestattung der Fahrradmitnahme in der U-Bahn zu 
bestimmten Zeiten (MA 18 o. J.-b).

Zweite Dezentralisierungsnovelle
Die abermalige Erweiterung der Kompetenzen der Bezirke führt dazu, 
dass auch die Planung und Erhaltung aller Radverkehrsanlagen in 
Hauptstraßen in die Bezirkskompetenz fällt (MA 18 o. J.-b).

Überarbeitung des Hauptradverkehrsnetzes durch die MA 18 in Mitwir-
kung der Bezirke mit einem Lückenschlussprogramm und Marketing-
maßnahmen (MA 18 o. J.-b).

Re-Zentralisierung des Radverkehrsnetzes
Die Planung und Finanzierung des Hauptradverkehrsnetzes wird wieder 
in die Kompetenz der Stadt zurückgeführt. Maßnahmen im Hauptrad-
verkehrsnetz werden nun durch das Zentralbudget der Stadt Wien fi-
nanziert. Dieser Schritt war maßgeblich für die weitere Entwicklung des 
Radverkehrsnetzes verantwortlich. Die MA 18 war nun für die Aktualisie-
rung des Radverkehrsnetzes verantwortlich und konnte Machbarkeits-
studien für Radwege ausarbeiten. (Interview 2 2024: 5)

1993

1994

1995

1998

2000

2000
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Grundlegende Überarbeitung des Hauptradverkehrsnetzes 
mit Einteilung der Routen in die Kategorien Basisnetz, Grund-
netz und erweitertes Grundnetz (MA 18 o. J.-b).

Gründung der Mobilitätsagentur Wien und Ernennung ihres Ge-
schäftsführers Martin Blum zum Radverkehrsbeauftragten. Sie be-
treibt Öffentlichkeitsarbeit und Bewusstseinsbildung für das Rad-
fahren (Mobilitätsagentur Wien o. J.).

Das Fachkonzept Mobilität zum STEP 2025 (Magistrat 
der Stadt Wien 2014a) wird im Gemeinderat beschlos-
sen. Es beinhaltet Ziele für den Radverkehr und Korri-
dore für Rad-Langstrecken.

Erhöhung des Radverkehrsbudgets 
auf 20 Mio. Euro (Interview 1 2024: 58).

Die Bundesregierung verzehnfacht die Förderungen für 
den Fuß- und Radverkehr auf 40 Mio. Euro (Radlobby 2020).

Ausweitung der Kompetenzen der Mobilitätsagentur. Sie wird jetzt in-
tensiv in die Planungsprozesse von Radverkehrsinfrastruktur im Magis-
trat miteinbezogen (Interview 1 2024: 25).

Ausweitung der Parkraumbewirtschaftung auf nahezu das gesam-
te Stadtgebiet und Ausarbeitung von Bezirks-Radverkehrskonzepten 
in einigen Außenbezirken. Der Rückgang in der Stellplatzauslastung 
führt zur Umnutzung zahlreicher Parkstreifen zu Radwegen. (Rachbauer 
2022)

Erhöhung der Bundesförderungen für Fuß- 
und Radverkehr auf € 108 Mio (Krutzler 2023).

Die Argentinierstraße wird als erste Fahrradstraße nach 
niederländischem Vorbild fertiggestellt (BV 4 2024).

2008

2011

2014

2020

2022

2024
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3.7.2. Schlussfolgerungen 
aus der Verkehrspolitik seit 
2010

Die Verkehrsplanung ist ein politisch 
heißes Thema
Die Wiener SPÖ ist seit 1945 dominieren-
de Partei in der Wiener Stadtregierung 
und konnte lange Zeit mit einer absolu-
ten Mehrheit regieren. Auch die meisten 
Bezirke (17 von 23) haben eine rote Man-
datsmehrheit in der Bezirksvertretung 
und SPÖ-Bezirksvorsteher:innen. Diese 
Voraussetzungen haben großen Einfluss 
auf die Machtdynamik hinter einer Regie-
rungszusammenarbeit mit einer anderen 
Partei. In den Regierungskoalitionen seit 
2010 hat die SPÖ die Mandatsmehrheit im 
Gemeinderat nur knapp verfehlt und ging 
in Koalitionen mit den Grünen (2010-2020) 
und NEOS (seit 2020). 

Unter anderem im turbulenten Prozess 
der Umgestaltung der Mariahilfer Stra-
ße zeigte sich, dass die SPÖ in den Ko-
alitionen eine deutlich größeres Gewicht 
hat als die Koalitionspartner:innen (das 
zeigt sich auch im Planungsprozess der 
Praterstraße, siehe Kapitel 4.3). Dies liegt 
einerseits an der deutlich höheren Legi-
timation durch den größeren Stimmen-
anteil. Andererseits besteht die SPÖ nach 
Aussagen eines Grünen Gemeinderats 
(Interview 9 2024: 24, 43) auf das Einver-
nehmen ihrer Bezirksparteien und macht 
ihre Zustimmung im Stadtsenat und im 
Gemeinderat meist vom Konsens mit 
ihren Bezirksvosteher:innen oder den Be-
zirksparteien, wenn diese zwar nicht die 

Mehrheit im Bezirk stellen, jedoch ihre 
Zustimmung für eine Umsetzung benö-
tigt wird, abhängig. Die Grünen konnten 
demnach als Regierungspartnerin ohne 
Zustimmung der SPÖ kaum Projekte um-
setzen. Die Grüne Planungsstadträtin 
wurde 2020 durch eine der SPÖ abgelöst, 
was die Dynamik in der Regierung stark 
verändert hat.

Der Mobilitätsbereich unterliegt durch 
die unmittelbare Betroffenheit der meis-
ten Menschen einer starken Meinungsbil-
dung und öffentliche Diskussion. Das führt 
einerseits dazu, dass Projekte, in denen 
Verkehrsflächen umverteilt werden, leicht 
angreifbar sind, andererseits zu starker 
Medienpräsenz der handelnden Perso-
nen. Etwa indem Stadträtin Vassilakou in 
der öffentlichen Wahrnehmung deutlich 
präsenter wirkte als Stadträt:innen der 
SPÖ. Die Grünen selbst gehen davon aus, 
dass die SPÖ gezielt versuchte, die Erfolge 
der Stadträtinnen Vassilakou und Hebein 
zu begrenzen (Interview 9 2024: 24).

Widerstand und personelle Ressourcen
Hinzu kommt ein Ressourcenproblem: 
Widerstand von Interessensvertretungen 
und der Politik sowie teilweise aus dem 
Magistrat binden viele Ressourcen in der 
Geschäftsgruppe und bei den Projektver-
antwortlichen, wodurch weniger Projekte 
umgesetzt werden konnten. Dies hat auch 
mit den Wertehaltungen des Personals im 
Magistrat zu tun, die sich nur sehr lang-
sam ändern. (Interview 9 2024: 35–36)

Nach der Wahl 2020 änderte sich eini-
ges: Stadträtin Sima von der SPÖ hat den 
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Rückhalt der Stadtpartei. Außerdem liegt 
es nahe, dass sie bessere Kontakte zu den 
SPÖ-Bezirksvorsteher:innen und den SPÖ-
Bezirksparteien hat, wodurch es ihr leich-
ter fällt, politischen Konsens zu finden und 
progressive Projekte umzusetzen.

Auch ist eine Verschiebung im Wertesys-
tem in der Bevölkerung und in der Politik 
zu beobachten. Das könnte auf die öf-
fentlichkeitswirksamen Proteste der Kli-
mabewegung und von Platz für Wien 
zurückzuführen sein. Maßnahmen zum 
Klimaschutz und zur Klimawandelanpas-
sung sind nun populärer geworden (Na-
rodoslawsky 2024). Der geringere Wider-
stand in Politik und der Öffentlichkeit führt 
zu einer besseren Ressourceneffizienz 
im politischen Büro, wodurch sich mehr 
Projekte umsetzen lassen. Auch ist zu be-
obachten, dass in den Medien weniger 
kritisch über die Umverteilung des öffent-
lichen Raums berichtet wird.

Die Entwicklung der 
Radverkehrsplanung als Positivbeispiel
Die Radverkehrsplanung steckte in Wien 
bis Ende der 90er Jahre in den Kinder-
schuhen, der Radwegebau wurde kaum 
ernsthaft betrieben. Die Dezentralisie-
rungen in den 1988 und 1998 ließen das 
Radverkehrsnetz zu einem Stückwerk ver-
kommen, da jeder Bezirk selbst für die 
Radverkehrsplanung verantwortlich war 
und die Abstimmung zwischen den Be-
zirken unzureichend war. Erst die Re-Zen-
tralisierung der Hauptradverkehrsnetzes 
2003 ermöglichte eine strategische Um-
setzungsplanung. Dennoch war die Rad-
verkehrsplanung weiterhin eine Nische 

im Magistrat und wurde von Einzelkämp-
fer:innen in der Verwaltung betrieben, die 
wenig Unterstützung anderer Dienststel-
len erhielten. Auch die Einsetzung eines 
Radwegekoordinators änderte daran 
wenig.

Erst mit der Regierungsbeteiligung der 
Grünen ab 2010 änderte sich der Stel-
lenwert des Radverkehrs. Mit Strukturre-
formen im Magistrat und der Einrichtung 
der Mobilitätsagentur zur Bewusstseins-
bildung und Bewerbung des Radfahrens 
versuchten sie, Veränderungen im System 
herbeizuführen. Die Strukturen und Wert-
vorstellungen im Magistrat und in den Be-
zirken änderten sich jedoch nur langsam 
und der Ausbau des Radverkehrsnetzes 
blieb hinter seinen Erwartungen zurück 
(Interview 2 2024: 17). Auch eine größe-
re Aufstockung des Radverkehrsbudgets 
fand in der Regierung keinen Konsens.

Die Wertehaltungen in der Gesellschaft 
verändern sich
Das Aufkeimen der Klimabewegung unter 
Fridays for Future ab 2019, die Initiative 
von Platz für Wien 2020 und die spürbar 
heißer werdenden Sommer stärkten die 
Befürworter:innen einer Verkehrswende. 
Den progressiven Bezirksvorsteher:innen 
gab das Rückenwind in der Umsetzung 
von Radverkehrsmaßnahmen, teilweise 
auch aus ihren eigenen Parteien, andere 
wurden in ihrer Opposition zu Radwegen 
umgestimmt. (Interview 1 2024: 38; Inter-
view 5 2024: 10–12) Parkstreifen waren bis-
her das größte Hindernis für Radwege, 
verloren in den letzten Jahren aber stetig 
an Bedeutung (Interview 3 2024: 65–66). 
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Nicht zuletzt kann das auch auf die Aus-
weitung der Parkraumbewirtschaftung 
auf ganz Wien zurückgeführt werden.

Eine echte Wende in der Wiener Ver-
kehrspolitik ist aber erst seit der Gemein-
deratswahl 2020 spürbar. Der Fokus der 
Stadtregierung auf Radverkehr und Kli-
mawandelanpassung und neue Förder-
modelle für die Bezirke gaben der Um-
gestaltung öffentlicher Räume auch in 
bisher eher autoorientierten Bezirken star-
ken Aufwind. Stadträtin Sima war dabei 
gegenüber den Bezirken sehr konsensori-
entiert. Für eine hohe Qualität der Radver-
kehrsanlagen, große, durchgängige Pro-
jekte (Rad-Langstrecke Nord) und lange 
erwartete Lückenschlüsse (z.B. Wiedner 
Hauptstraße, Hütteldorfer Straße) nimmt 
sie auch größere Auswirkungen auf die 
Verkehrsorganisation in Kauf und ver-
sucht, mit gezielter Öffentlichkeitsarbeit 
den öffentlichen Diskurs zu beeinflussen. 
Hilfreich ist dabei die Vorarbeit der Grü-
nen in der Stadtregierung, die während 
ihrer Regierungsperiode Überzeugungs-
arbeit geleistet und die Wertehaltungen 
im Magistrat geprägt haben, wodurch 
der Radverkehr stetig mehr Priorität in der 
Entscheidungsfindung genoss. Mit der 
Aufwertung der Mobilitätsagentur 2022 
wurde eine eigene Institution für den Rad-
verkehr auch in der Planung verankert. Die 
Mobilitätsagentur kann sich seither direkt 
in die Planungen einbringen. Durch den 
engen und direkten Kontakt zur Stadträtin 
besitzt sie hohe politische Legitimität. (In-
terview 5 2024: 8, 17) Großen Einfluss auf 
das Verwaltungshandeln wird auch der 
Personalpolitik der Planungsgruppe der 

MA 28 zugeschrieben, die in den letzten 
Jahren gezielt Planer:innen eingestellt hat, 
die zu einem großen Teil selbst Radfahren 
und sich so dieser Perspektive bewusst 
sind (Interview 2 2024: 10).

Betrachtet man die Entwicklung des Mo-
torisierungsgrades zeigt sich außerdem, 
dass der private Pkw an Stellenwert in 
der Bevölkerung verliert. Abbildung 31 ver-
gleicht die Entwicklung der Einwohner:in-
nenzahlen und des Pkw-Bestands in drei 
Bezirken. Der 6. Bezirk Mariahilf steht stell-
vertretend für die Innenbezirke, in denen 
die Einwohner:innenzahl weitgehend kon-
stant bleibt, die Pkw-Zulassungszahlen 
seit der Jahrtausendwende allerdings 
stark rückläufig sind. Eine ähnliche aber 
weniger starke Entwicklung zeigt sich in 
den gründerzeitlichen Außenbezirken, für 
die der 17. Bezirk Hernals hier exemplarisch 
dargestellt ist. In den Außenbezirken mit 
großen Stadterweiterungsgebieten wie 
dem 21. Bezirk Donaustadt steigen Ein-
wohner:innenzahl und Pkw-Bestand stark 
an. Diese Unterschiede lassen sich zu-
rückführen auf die dichte bauliche Struk-
tur in den Bestandsstadtteilen, die kurze 
Wege und flächeneffiziente Verkehrsmit-
tel fördern. Auch ist anzunehmen, dass 
die Stellplatzverfügbarkeit ein relevantes 
Thema bei den Zulassungszahlen sind. 
Stellplatzverpflichtungen kommen ledig-
lich beim Neubau zu tragen, wodurch in 
Neubaugebieten deutlich mehr Stellplät-
ze verfügbar sind als in Altbaugebieten. 
Insgesamt ist der Pkw-Bestand in Wien 
rückläufig und in den Außenbezirken 
mit Stadterweiterungsgebieten nahezu 
gleichbleibend (Leth 2024a).
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Finanzielle Förderungen haben 
großen Einfluss auf die Umsetzung 
transformativer Maßnahmen
Die Erhöhung der finanziellen Mittel durch 
die Stadt Wien hat ihr Übriges dazu beige-
tragen, unterstützt durch die deutlich ge-
stiegenen Förderungen durch den Bund 
von 4 Mio. Euro auf 108 Mio. Euro pro Jahr. 
Dadurch können nun – neben der Vielzahl 
an kleineren Projekten – auch Großpro-
jekte umgesetzt werden, wie die geplante 
700 Meter lange Fuß- und Radwegbrücke 
zum Gewerbepark Stadlau (Stadt Wien 
2024d). 

Mit dem Fokus auf derart viele Umge-
staltungen für den Radverkehr und zur 
Klimawandelanpassung zeigten sich je-
doch auch Engpässe in der Verwaltung. 
Trotz Aufstockung des Personalstands in 
den planenden Abteilungen ab 2021 ist 
die Anzahl der Umgestaltungsprojekte 
inzwischen vor allem durch die Ressour-
cen der planenden und ausführenden 
Dienststellen beschränkt. Weitere Verän-
derungen des Personalstands stellen den 
Magistrat vor weitere Herausforderungen 
in Bezug auf physische Arbeitsplätze, Ge-
bäude und Führungsstrukturen. (Interview 
1 2024: 35–36; Interview 3 2024: 15; Inter-
view 12 2024)

Abbildung 31: 
Prozentuale Entwicklung der 
Einwohner:innenzahlen und des 
Pkw-Bestands in den Bezirken 
Mariahilf (Innenbezirk), Hernals 
(gründerzeitlicher Außenbezirk) 
und Donaustadt (Außenbezirk 
mit intensiver Stadterweiterung) 
zwischen 1984 (Basisjahr, 100%) 
und 2024 
 
Quelle: Eigene Darstellung 
Datenquelle: Leth (2024a nach 
Statistik Austria)
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Das folgende Kapitel ist der zentrale Teil 
der empirischen Forschung dieser Arbeit 
und befasst sich mit der theoretischen 
und tatsächlichen Handlungspraxis von 
Prozessen in der Verkehrsplanung in Wien. 
Ziel ist es, solche Prozesse mitsamt ihren 
Akteur:innen, Entscheidungsgremien und 
beeinflussenden Faktoren zu beschreiben 
und verstehen. Dies gelingt einerseits mit 
einer allgemeinen, nicht-projektspezi-
fischen Beschreibung der formellen und 
tatsächlichen Handlungspraxis in Pla-
nungsprojekten in Kapitel 4.2. Dieses stützt 
sich auf Erkenntnisse aus zwölf Interviews 
mit Personen aus Verwaltung und Pla-
nung und versucht, ein umfassendes Bild 
über die Planungspraxis zu liefern. In den 
Kapiteln 4.3 bis 4.5 werden drei Umge-
staltungsprojekte genauer analysiert, um 
das Entscheidungshandeln in den kon-
kreten Projekten untereinander zu verglei-
chen und so weitere Aussagen zur tat-
sächlichen Praxis zu liefern. In Kapitel 4.6 
werden die Erkenntnisse aus den voran-
gegangenen Kapiteln zusammengeführt 
sowie Unterschiede und Gemeinsamkei-
ten analysiert, um normative Aussagen 
über die Entscheidungspraxis zu treffen.

Planungsprozesse für Straßen und 
Plätze sind durch Vorgaben innerhalb 

der Stadtverwaltung und in der StVO stark 
formalisiert. Dennoch gibt es sehr unter-
schiedliche Zugänge, wie Projekte initiiert 
werden und wie Planungen innerhalb des 
formalen Korsetts durchgeführt werden. 
Diese unterschiedlichen Zugänge werden 
beeinflusst durch die Aufgabenstellung 
und deren Komplexität, der Anzahl an Ak-
teur:innen, der politischen Brisanz des Pro-
jekts, des allgemeinen politischen Zugangs 
und nicht zuletzt der Werte und Erfahrun-
gen der einzelnen Akteur:innen. Neben den 
Akteur:innen im Magistrat spielen vor allem 
die Bezirksvorsteher:innen eine wesentliche 
Rolle im Ablauf, Gelingen und Scheitern von 
Projekten. Auch außenstehende Akteur:in-
nen können großen Einfluss auf die han-
delnden Personen ausüben und Vorhaben 
bestärken oder erschweren.

In diesem Kapitel werden die formalen 
Abläufe von Planungsprozessen für Umge-
staltungen des Straßenraums in Wien skiz-
ziert und Einflussfaktoren auf das Gelingen 
und Scheitern von Planungen beschrieben. 
Dabei wird vor allem auf die Prozesse der 
Detailplanung eingegangen, wobei die ge-
nerelle Planung nicht ganz ausgelassen 
werden kann und sich auf ähnliche Prozes-
se stützt.



INSTITUTIONELLES HANDELN 
IN PLANUNGSPROZESSEN
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4.1. Methodik

Vergleich von Fallstudien
In den folgenden Kapiteln wird das Ent-
scheidungshandeln und seine Einfluss-
faktoren anhand von drei Fallstudien ana-
lysiert und die einzelnen Innovationen der 
Fallstudien anhand der MLP eingeordnet. 
Die Fallstudien wurden anhand ihrer Pro-
jektspezifika und erwarteter Erkenntnisge-
winne ausgewählt. Es sollten Projekte sein, 
die unterschiedliche Verwaltungs- und 
Entscheidungsebenen miteinbeziehen 
sowie unterschiedliche räumliche, struk-
turelle und finanzielle Voraussetzungen 
haben. Auch der Inhalt neuer transforma-
tiver Gestaltungselemente war ein Faktor 
in der Auswahl der Fallstudien. 

Umgestaltung der Praterstraße
Die Praterstraße ist eine wichtige und viel 
frequentierte Einkaufsstraße, entspre-
chend große Bedeutung hat ihre Um-
gestaltung für den 2. Bezirk. Durch ihren 
Baumbestand und ihre vierstreifige Fahr-
bahn bei gleichzeitiger Nutzung als Ein-
kaufsstraße stellt sie einen für Wien unge-
wöhnlichen Straßentyp dar. Der Prozess 
der Umgestaltung von 2015 bis 2024 war 
politisch besonders herausfordernd und 
von langer Dauer. Dabei wurde der ur-
sprüngliche Plan kontrovers diskutiert und 
letztendlich verworfen, um einen neuen 
Planungsprozess unter neuer Stadt- und 
Bezirksregierung zu starten. Relevant für 
die Auswahl der Praterstraße als Fall-
studie in der vorliegenden Arbeit waren 
der komplexe Prozess, die hohen Ambi-
tionen zur Transformation des öffentli-

chen Raums, für Außenstehende spür-
bare Widerstände in der Planung sowie 
die Planungsverantwortung bei Bezirk in 
der Gestaltung bzw. bei der Stadt für den 
Radweg.

Pilotprojekt Supergrätzl Favoriten
Das Supergrätzl Favoriten ist ein im Jahr 
2020 politisch initiiertes Pilotprojekt zur 
Verkehrsberuhigung dichtbebauter 
Stadtteile. Es soll bis 2025 als Testraum 
für neue Beteiligungsformate und Um-
setzungskonzepte, insbesondere Tactical 
Urbanism, dienen, die bei gutem Ergebnis 
auf ganz Wien ausgerollt werden können. 
Die Auswahl dieses Projekts als Fallstudie 
erfolgte, da die Stadt Wien bisher wenig 
Erfahrungen mit temporären Maßnah-
men im Straßenraum hat und erwartbar 
ist, dass der Prozess einige Widerstän-
de in der Verwaltung hervorrufen würde. 
Auch stießen bisherige Initiativen, die sich 
temporärer Maßnahmen bedienten, wie 
zum Beispiel die Coolen Straßen und die 
Pop-Up-Bikelanes auf parteipolitische 
Konflikte und wurden wieder zurückge-
nommen (Krutzler 2020b). Das Verstehen 
dieser Widerstände erscheint wichtig für 
das Verständnis transformativer Prozes-
se, insbesondere in der Umsetzung von 
Maßnahmen, die in möglichst kurzer Zeit 
und mit wenig Kosten viel Wirkung erzeu-
gen sollen.

Umgestaltung der Thaliastraße
Die Umgestaltung der Thaliastraße von 
2020 bis zur geplanten Projektfertigstel-
lung im Sommer 2025 wurde durch den 
Bezirk initiiert und sollte die Einkaufsstraße 
wieder beleben. Erklärtes Projektziel war 
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die klimafitte Transformation des öffentli-
chen Raums, was vor allem durch Baum-
pflanzungen geschehen sollte. Dieses 
Projekt ist für die vorliegende Arbeit span-
nend, da der Planungsprozess als un-
kompliziert gesehen wird und viel Verän-
derung von der Politik eingefordert wurde, 
was auf wenig Widerstand durch die Ver-
waltung stieß.

Interviews
Hauptbestandteil des empirischen Teils 
dieser Arbeit waren zwölf leitfadenge-
stützte Expert:inneninterviews, die im Zeit-
raum Mai bis Oktober 2024 durchgeführt 
wurden. Eine Übersicht über die Inter-
viewpartner:innen findet sich in Tabelle 
3. Die Auswahl der Interviewpartner:innen 
erfolgte aufgrund des erhofften Erkennt-

nisgewinns zur Beantwortung der For-
schungsfragen dieser Arbeit. Einerseits 
wurden Interviewpartner:innen gesucht, 
die an den jeweiligen Planungsprozes-
sen der Fallstudien beteiligt waren. Im Fall 
der Praterstraße waren das leitende Mit-
arbeiter:innen zweier an der Planung be-
teiligter Planungsbüros, beim Supergrätzl 
Favoriten ein:e am Prozess beteiligte Re-
ferent:in der MA 18 und bei der Thaliastra-
ße ein:e Bezirksrät:in der SPÖ Ottakring. 
Um einen Überblick über das Wiener Pla-
nungs- und Verwaltungssystem zu er-
halten, wurden zusätzlich Interviews mit 
dem Planungsdirektor der Stadt Wien, vier 
Personen der MA 18, MA 28 und MA 46 auf 
verschiedenen Hierarchieebenen, einer 
leitenden Person in der Mobilitätsagen-
tur und einem Gemeinderat der Grünen 

Interview Funktion der interviewten Person

Interview 1 Roland Romano, Sprecher der Radlobby Österreich

Interview 2 Referent:in der MA 18

Interview 3 Leitende:r Referent:in der MA 28

Interview 4 Leitende:r Referent:in der MA 46

Interview 5 Leitende:r Mitarbeiter:in der Mobilitätsagentur Wien

Interview 6 Mitarbeitende:r eines ausführenden Planungsbüros

Interview 7 Mitarbeitende:r eines ausführenden Planungsbüros

Interview 8 Bezirksrät:in der SPÖ Ottakring

Interview 9 Gemeinderatsmandatar:in der Grünen Wien

Interview 10 Thomas Madreiter, Planungsdirektor der Stadt Wien

Interview 11 Referent:in der MA 18

Interview 12 Referent:in der MA 28

Tabelle 3: Übersicht über die 
Interviewpartner:innen



Abbildung 32: 
Übersicht über die Fallstudien 
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Wien durchgeführt. Die Interviews wur-
den insofern anonymisiert, dass in dieser 
Arbeit lediglich ihre Organisation und die 
Funktion der Person aufscheint. Bei zwei 
Interviewpartner:innen wurde aufgrund 
der leichten Rückverfolgbarkeit auf eine 
Anonymisierung verzichtet. Die Leitfäden 
bauten auf einem ähnlichen Schema auf 
und wurden an die jeweiligen Wissensbe-
reiche angepasst. Die Leitfragen wurden 
im Voraus der Interviews an die Interview-
partner:innen versendet. Ein exemplari-
scher Leitfaden befindet sich im Anhang. 

Grenzen und Schwächen der Methodik
Trotz der vielen Interviews und der sorg-
fältigen Auswahl der Interviewpartner:in-
nen muss auf die Schwächen der Metho-
dik hingewiesen werden. Die Erkenntnisse 
zur Entscheidungspraxis stützt sich auf die 
Aussagen mehrerer Personen aus Politik, 
Planung und Verwaltung. Viele Aussagen 
werden von unterschiedlichen Personen 
bestätigt, einzelne Aspekte wurden nur 
ein Mal erwähnt. In den nachfolgenden 
Kapiteln wurde versucht, die Erkennt-
nisse zusammenzutragen, um ein all-
gemeines Bild über die Handlungspraxis 
in Verkehrsplanungsprojekten zu erlan-
gen. Die Aussagen können dennoch nur 
einen Ausschnitt darstellen und sind ge-
prägt durch die individuellen Realitäten 
der interviewten Personen und die Art der 
Fragestellung. Auch durch die Auswahl 
der Interviewpartner:innen kann eine un-
vollständige Betrachtung nicht ausge-
schlossen werden. So wurden vorwiegend 
Personen aus Planung und Verwaltung 
interviewt und lediglich zwei Politiker:in-
nen. Auf Stadtebene wurde ein:e Politi-

ker:in der Grünen, für die Fallstudie Thalia-
straße ein:e Politiker:in der SPÖ interviewt, 
was eine Einseitigkeit der politischen Mei-
nungen ergibt. Auch wurde die Fallstudie 
Praterstraße deutlich intensiver unter-
sucht als die anderen Fallstudien: Zur 
Praterstraße wurden zwei Interviews ge-
führt und zahlreiche Aussagen in anderen 
Interviews gemacht. Zu den Fallstudien 
Supergrätzl Favoriten und Thaliastraße 
wurde lediglich jeweils ein Interview ge-
führt, beim Supergrätzl Favoriten mit einer 
Person aus der planenden Verwaltung, 
bei der Thaliastraße mit eine:r Politiker:in 
aus der regierenden Partei im Bezirk. 
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4.2. Allgemeines Ent-
scheidungshandeln
4.2.1. Wie Planungsprozesse 
in Wien ablaufen: ein genera-
lisierter Aufriss

Als Grundstücksverwalterin aller öffent-
lichen Straßen ist die MA 28 zentrale Ak-
teurin aller Straßenplanungen. Bei Detail-
planungen wird die Planung durch die 
Planungsreferent:innen der MA 28 aus-
geführt oder an private Ingenieurbüros 
vergeben. Auch in der generellen Planung 
werden Planungsreferent:innen üblicher-
weise in den Planungsprozess miteinbe-
zogen. Die Bauausführung erfolgt durch 
die Baugruppe der MA 28 oder wird an 
private Bauunternehmen vergeben. Bei 
der Straßenplanung unterscheidet die 

Stadt Wien zwei Ebenen, die sich in den 
Zuständigkeiten widerspiegelt. Die MA 
18 - Stadtentwicklung und Stadtplanung 
betreut die Erstellung von Strategien im 
Mobilitätsbereich und die Generelle Stra-
ßen- Radverkehrs- und Fußverkehrspla-
nung. Die MA 28 befasst sich mit der Stra-
ßendetailplanung, dem Straßenbau und 
der Straßenerhaltung. Haben Projekte 
einen starken Bezug zur Gestaltung, kann 
auch die MA 19 – Architektur und Stadt-
gestaltung für den Prozess zuständig sein. 
Innerhalb ihrer Projekte holen sich MA 18, 
MA 28 und MA 19 Unterstützung von an-
deren Dienststellen hinzu, die entweder 
durch die Planung betroffen sind, sie in 
Auftrag gegeben haben oder formal hin-
zugezogen werden müssen. Projekte wer-
den dabei je nach Straßenkategorie und 
Kompetenzverteilung entweder durch die 
Stadt oder vom Bezirk initiiert und/oder 
finanziert. Politische Legitimation erhält 

Planungsstadträtin

Magistratsdirektion

Regelmäßiger Austausch
Austausch bei Bedarf

Bezirksvorsteher:in

BezirkGeschäftsgruppe

Zentrale Akteur:innen bei Straßenbauprojekten

MA 28
MA 46

MA 18

Abbildung 33: 
Zentrale Akteur:innen bei 
Straßenbauprojekten 
 
Quelle: Eigene Darstellung
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die Verwaltung durch die Geschäftsgrup-
pe in Person der zuständigen Stadträtin 
und durch den Bezirk in Person der:des 
Bezirksvorsteher:in, der:die als Vertretung 
der Bezirksbevölkerung verstanden wird. 
(Interview 2 2024: 26; Interview 12 2024)

Arten von Projekten
In diesem Kapitel wird der typische Ablauf 
von Umgestaltungsprozessen skizziert. 
Zunächst werden daher für die Projekte 
Typen gebildet. Aufgrund der Vielzahl an 
unterschiedlichen Projekttypen werden 
nur die häufigsten Projekttypen detailliert 
beschrieben.

Wie in Kapitel 3.1.4 beschrieben, sind fol-
gende Projekttypen bei Planung und Fi-
nanzierung vorwiegend auf Stadtebene 
angesiedelt:

• Hauptstraßen B (ohne Nebenflächen)
• Radverkehrsprojekte im Hauptradver-
kehrsnetz
• Straßenumbauten im Zuge von U-
Bahnplanungen
• Straßenplanung in Stadterweiterungs-
gebieten

Alle anderen Projekttypen liegen bei Pla-
nung und Finanzierung in Bezirkskompe-
tenz:

• Hauptstraßen A und Nebenstraßen
• Plätze und Parks
• Grünflächen und Aufenthaltsbereiche

Projekte in Stadt- bzw. Bezirkskompetenz 
unterscheiden sich vor allem durch die Ak-
teursstruktur und die Entscheidungskom-

petenzen. Bei vielen Projekten sind beide 
Ebenen betroffen. Straßenumbauten im 
Zuge von U-Bahnbauten und Straßenpla-
nung in Stadterweiterungsgebieten unter-
scheiden sich von ihrer Projektgenese so 
sehr vom üblichen Projektablauf, dass sie 
hier nicht beschrieben werden.

Abgesehen von den oben genannten 
Projekten gibt es auch Projekte, die in Be-
zirkskompetenz liegen, aber aufgrund ih-
rer Relevanz für die strategische Planung, 
beispielsweise als Modellversuche, durch 
die Stadt geleitet und teilweise finanziert 
werden (Beispielsweise die Fallstudie Su-
pergrätzl Favoriten).

Initiierung von 
Umgestaltungsprojekten
Die MA 28 benötigt für ihre Tätigkeit in Pla-
nung und Bau von Straßen immer eine:n 
Verursacher:in, die:der die Maßnahme 
beauftragt und finanziert. Diese können 
folgende sein (Interview 3 2024: 8–9; In-
terview 12 2024):

• Auftrag durch die Geschäftsgruppe 
(politischer Auftrag durch die Strad-
trätin), teilweise indirekt über andere 
Dienststellen
• Auftrag durch den Bezirk
• Auftrag durch die MA 46 als Verkehrs-
behörde für Maßnahmen an Unfallhäu-
fungsstellen
• Bedarf nach Umbauten durch Ände-
rungen von Haltestellen und Fahrwegen 
öffentlicher Verkehrsmittel durch die 
Wiener Linien
• Bedarf einer Straßenbaustelle durch 
eine:n Einbautenträger:in
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• Bedarf der Änderung einer Grund-
stücksaufschließung durch private Lie-
genschaftseigentümer:innen 

Nach allfälligen Aufgrabungen durch Ein-
bautenträger:innen wird die Straße in der 
Regel wieder in ihren Ursprungszustand 
gebracht. Gestalterische Maßnahmen, 
die über Straßenbauarbeiten hinausge-
hen, sowie die Tätigkeiten der MA 18 in der 
Generellen Planung bedürfen eines politi-
schen Auftrags durch die Stadt oder den 
Bezirk. Gründe für Straßenumgestaltun-
gen können verschieden sein und werden 
durch die politische Agenda auf Stadt- 
und Bezirksebene, die öffentliche Meinung 
und anfallende notwendige Bauarbeiten 
an Straßeneinbauten und sonstigen Ein-
richtungen im Straßenraum beeinflusst. 

Bei größeren Umgestaltungsmaßnah-
men ist oft die Sanierung oder Neuver-
legung von Einbauten Anlass für die Be-
fassung durch die Bezirkspolitik. Da in 
solchen Fällen die Straßen ohnehin auf-
gegraben werden müssen, ergeben sich 
finanziell und im Bauablauf Synergieef-
fekte. Auch Gleisbauarbeiten durch die 
Wiener Linien können Möglichkeitsräu-
me für Straßenumgestaltungen bringen, 
wenn eine erforderliche Sanierung des 
Unterbaus eine Verlegung der Gleislage 
ermöglicht. So wurde die Wiedner Haupt-
straße 2024 umgestaltet, da eine Gleissa-
nierung erforderlich war und dadurch die 
für den Bau eines Radwegs notwendige 
Gleisverlegung ermöglichte. (Interview 3 
2024: 8–9; Interview 12 2024) 

Die Gründe für Initiativen von Straßen-
umgestaltungen lassen sich wie folgt 
zusammenfassen, wobei meist mehrere 
Gründe für ein tatsächliches Umgestal-
tungsprojekt zutreffen (Interview 1 2024: 
16; Interview 3 2024: 8–9):

• Das Vorhaben ist Teil des Regierungs-
programms bzw. einer politischen Agen-
da
• Der Bezirk sieht Bedarf einer Umge-
staltung durch seine eigene politische 
Agenda, offensichtliche Missstände oder 
Druck durch die Öffentlichkeit
• Radwegebau im Hauptradverkehrsnetz
• Gewünschte Begrünungsmaßnahmen
• Verkehrssicherheitsprobleme und 
Schulwegesicherung (öffentliche Wahr-
nehmung)
• Unfallhäufungsstellen nach § 96 Abs 1 
StVO
• Bauarbeiten der Einbautenträger:innen
• Bauarbeiten an der Straßenbahninfra-
struktur, wenn sie mit einer Sanierung des 
Unterbaus einhergehen 

Im Alltag der planenden Dienststellen er-
geben sich manchmal im Zuge anderer 
Projekte oder aus eigenen Überlegungen 
der Referent:innen Ideen für Maßnah-
men, Projekte oder Projekterweiterungen, 
die an die Bezirksvorstehungen gespielt 
werden und so zur Umsetzung kommen. 
(Interview 5 2024: 20)

Auch gab es bereits Projekte in Form einer 
Public-Private-Partnership, in denen die 
Anrainenden Grundstückseigentümer:in-
nen eine Straßenumgestaltung angesto-
ßen und zu einem Großteil gezahlt haben. 
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Beispielsweise sei hier die Umgestaltung 
der Herrengasse genannt. (Teischl 2023)

Generelle Planung
Die MA 18 leitet Projekte der Generellen 
Straßen-, Straßenbahn-, Radverkehrs- 
und Fußverkehrsplanung. Häufige Projek-
te der Generellen Planung, insbesondere 
bei Straßenbahn- und Radverkehrspro-
jekten, sind Machbarkeitsuntersuchun-
gen. Hierbei wird untersucht, ob eine ge-
wünschte Maßnahme, beispielsweise ein 
Lückenschluss im Hauptradverkehrsnetz 
in einer bestimmten Straße, möglich ist, 
welche Alternativen es gibt und welche 
Auswirkungen diese Alternativen auf den 
Straßenraum und die Verkehrsorgani-
sation haben. In der Generellen Planung 
wird versucht, mögliche Zielkonflikte in der 
Umsetzung vorausschauend zu betrach-
ten, diskutieren und Lösungen anzubieten, 
sodass die Komplexität der Detailplanung 
deutlich reduziert wird, wenn hier keine 
Diskussionen über gröbere Interessens-
konflikte mehr geführt werden müssen. 
(Interview 2 2024: 5)

Projekte der Generellen Planung sind we-
nig formalisiert. Die Planung findet meist 
in enger Abstimmung mit der Mobilitäts-
agentur und den Magistratsabteilungen 
28 und 46 statt. Bei Bedarf werden weite-
re Magistratsabteilungen bzw. die Wiener 
Linien hinzugezogen, wenn ihre Interessen 
oder Zuständigkeiten berührt werden. 
Meist gibt es auch Abstimmungen mit 
den Bezirken. Abstimmungen mit der Ge-
schäftsgruppe dienen der politischen 
Mitsprache und Legitimation. (Interview 5 
2024: 4–5)

Unter der aktuellen Stadträtin für Innova-
tion, Stadtplanung und Mobilität Ulli Sima 
gibt es vier Mal im Jahr einen Abstim-
mungstermin mit Mobilitätsagentur, MA 
18 und MA 28, in dem das Bauprogramm 
für den Radverkehr besprochen und ko-
ordiniert wird. Darüber hinaus gibt es un-
regelmäßige Besprechungen zu Einzel-
projekten. Die aktuelle Stadträtin bringt 
sich damit sehr stark in die Genese von 
Radverkehrsprojekten ein und schafft so-
mit politische Legitimation für den weite-
ren Projektablauf. (Interview 5 2024: 4–5)

Monatlich wird ein Koordinationstreffen 
zum Thema Radverkehr abgehalten, in 
dem die Mobilitätsagentur die für den 
Radverkehr zuständigen Personen der 
einzelnen Dienststellen – üblicherweise 
MA 18, MA 28, MA 29, MA 33, MA 46 und MA 
45 – einlädt, um aktuelle Radverkehrs-
projekte zu besprechen, koordinieren und 
nächste Schritte zu diskutieren. Dabei 
geht es sowohl um das generelle Aus-
bauprogramm, aber auch um einzelne 
Projekte, die sich bereits in der Detailpla-
nung befinden. Bei Problemen in einem 
Projekt oder größerem Abstimmungsbe-
darf werden hier auch weitere, projekt-
spezifische Dienststellenbesprechungen 
vereinbart. (Interview 5 2024: 4–5)

Detailplanung
Bei Straßenbauprojekten sind Magistrats-
intern die drei Gremien (1) Auditkommis-
sion, (2) Projekt- und Einbautenbespre-
chung und (3) Fachkommission Verkehr 
formal festgelegt, die sich teilweise aus 
den formalen Anforderungen der Mitwir-
kung aus § 94f der StVO ergeben. 
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Die MA 28 ist üblicherweise für die Planung 
und Projektsteuerung zuständig und koor-
diniert alle Maßnahmen, die dafür gesetzt 
werden und alle Akteur:innen, die hinzu-
gezogen werden. Sie bekommt zunächst 
einen Auftrag durch die Geschäftsgruppe 
oder den Bezirk, der Umsetzungsinteres-
sen und Ziele beinhaltet, beziehungsweise 
durch andere Bauträger mit deren Anfor-
derungen zur Umsetzung. Die MA 28 kann 
die Detailpläne entweder selbst erstellen 
oder, wie häufig bei größeren Projekten, 
schreibt die Planerstellung an ein exter-
nes Planungsbüro aus. Zunächst wird ein 
Lageplan auf Basis des Auftrags gezeich-
net. Dieser wird bei größeren Projekten 
üblicherweise mit dem Bezirk, den Dienst-
stellen, deren Zuständigkeiten durch die 
Planung berührt werden, der Mobilitäts-
agentur, den Wiener Linien und mit der Ge-
schäftsgruppe abgestimmt. Ob, wie und 
wie oft andere Dienststellen außerhalb der 
formalen Gremien in die Planungen mit-
einbezogen werden, hängt vom Ermessen 
und der Arbeitsweise der Planungsrefe-
rent:in und von der politischen Relevanz 
des Projekts ab. Bei kleineren Projekten 
erfolgt vor der Auditkommission oft keine 
Abstimmung mit anderen Dienststellen.

Der Planungsentwurf für ein Projekt mit 
Lageplan wird in die Auditkommission 
getragen. Die Auditkommission ist ein 
formales Fachgremium, das 2006 vor-
wiegend zur Sicherstellung der Verkehrs-
sicherheit aller Verkehrsplanungsprojekte 
aufgrund einer Richtlinie auf Bundesebe-
ne eingerichtet wurde (FSV 2006; Hlad-
schik und Kirchberger 2013: 9), in der je-
doch auch andere qualitative Inhalte 

diskutiert werden. Die Auditkommission 
wird von der Baudirektion einberufen. In 
ihr sitzen Referent:innen bzw. Bereichslei-
ter:innen der für die Verkehrsplanung re-
levanten Dienststellen und seit 2022 auch 
Vertreter:innen der Mobilitätsagentur. Der 
fachübergreifende Austausch in Projek-
ten durch die Auditkommission führt oft 
zu einer deutlichen Qualitätssteigerung 
der Projekte, da hier zusätzliche Erfahrun-
gen und andere Blickwinkel eingebracht 
werden können. Die Auditkommission ist 
das erste formale Gremium, in dem an-
dere Dienststellen Projekte der MA 28 zu 
sehen bekommen, wenn sie nicht bereits 
vorher abgestimmt wurden. (Interview 2 
2024: 35; Interview 5 2024: 17; Interview 11 
2024: 24; Interview 12 2024)

Nach der Auditkommission gibt es übli-
cherweise eine oder mehrere Korrektur-
schleifen des Planungsentwurfs, bevor 
das Projekt in der Projekt- und Einbau-
tenbesprechung (P&E) vorgestellt wird. 
Hier sitzen neben Vertreter:innen der rele-
vanten Dienststellen auch die Wiener Li-
nien, Einbautenträger:innen, die Bezirke 
als Vertreter:innen der Bezirksbevölkerung, 
die Wirtschaftskammer als Vertreter:in 
der Wirtschaftstreibenden sowie Landes-
polizeidirektion, Feuerwehr (MA 68) und 
Berufsrettung (MA 70). Die P&E wird von 
der MA 28 geleitet und nicht selten kommt 
es zu größeren Änderungswünschen. Die 
Dienststellen und Bezirke haben dabei 
ein Einspruchsrecht bei geplanten Um-
baumaßnahmen. Bei Uneinigkeit erfolgt 
die Entscheidung durch die Baudirektion. 
(Interview 3 2024: 21; Interview 11 2024: 24; 
Interview 12 2024)
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Im nächsten Schritt – nach einer etwaigen 
Überarbeitung des Planentwurfs – wird der 
Planungsentwurf in der Fachkommission 
Verkehr aufgelegt, wo gesetzliche Interes-
sensvertretungen wie Wirtschaftskammer 
und Arbeiterkammer sowie nicht-gesetz-
liche Interessensvertretungen wie ARBÖ, 
ÖAMTC, Radlobby, VCÖ und Walkspace, 
aber auch das Verkehrsamt der Lan-
despolizeidirektion die Entwürfe einsehen, 
Fragen stellen und Bedenken bezüglich 
der Verkehrssicherheit einbringen können. 
Dabei werden die Pläne üblicherweise nur 
bei groben Bedenken nochmals geändert. 
(Interview 1 2024: 18–21)

P&E und Fachkommission Verkehr erfüllen 
die Erfordernisse der Mitwirkung der Lan-
despolizeidirektion und Interessensver-
tretungen der Berufsgruppen nach § 94f 
der StVO sowie die Erfordernisse der Mit-
wirkung der Bezirksvorsteher:innen nach § 
103h WStV.

Die Detailplanung ist mit der abgestimm-
ten und durch Referent:in, Abteilungs- und 
Bereichsleitung der MA 28 unterzeichne-
ten Fassung des Lageplans abgeschlos-
sen. Lediglich bei Großprojekten werden 
durch die MA 28 ein technischer Bericht 
und eine Grobkostenschätzung erstellt 
(Interview 12 2024). Solche Großprojek-
te erfordern eine Planungs- und Reali-
sierungsfreigabe durch die Baudirektion 
und müssen vor der Umsetzung durch 
den Stadtsenat genehmigt und durch 
den Gemeinderat beschlossen werden 
(Interview 9 2024: 10–12; Interview 12 2024).

Ausführung
Die Bauausführung wird durch die Grup-
pe Bau der MA 28 durchgeführt oder an 
Bauunternehmen ausgeschrieben. Dabei 
stimmen sie sich mit erforderlichen Bau-
tätigkeiten anderer Bauträger:innen wie 
jenen der Wiener Linien oder Einbauten-
träger:innen ab. Da im Bauablauf häu-
fig Unwägbarkeiten auftreten, kommt es 
meist zu geringfügigen Umplanungen 
während des Bauablaufs, für die der:die 
zuständige Planungsreferent:in in engem 
Austausch mit dem:der Baureferent:in ist. 
(Interview 12 2024)

Ist die bauliche Ausführung fertiggestellt, 
kommt es zum behördlichen Ermittlungs-
verfahren. Dieses wird durch die Ver-
kehrsbehörde (MA 46) geleitet. Es neh-
men alle relevanten Dienststellen sowie 
der Bezirk und die Polizei teil. Ziel des be-
hördlichen Ermittlungsverfahrens ist es, 
die Grundlage für verkehrsrechtliche Ver-
ordnungen zu schaffen. Hierbei werden 
Bodenmarkierungen und Verkehrszeichen 
festgelegt, wobei es häufig zu Änderungen 
der ursprünglichen Planungen kommt, 
etwa durch die Markierung oder das Weg-
lassen einzelner Fahrstreifen. Dies hat teil-
weise großen Einfluss auf die tatsächliche 
Nutzung des Straßenraums, da hier durch 
Einzelpersonen noch spontane Änderun-
gen durchgeführt werden können, die 
nicht mehr durch die qualitätssichernden 
Gremien laufen. (Interview 1 2024: 21)
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4.2.2. Zielkonflikte, Inter-
essensabwägung und Ent-
scheidungsfindung 

Aufgrund der begrenzten Platzressour-
cen bei gleichzeitig vielen (gewünschten) 
Nutzungen kommt es bei Umgestaltungs-
projekten im öffentlichen Raum häufig zu 
Zielkonflikten. Durch eine aktive Beteili-
gung der relevanten Akteur:innen wird im 
Planungsprozess versucht, solche Ziel-
konflikte zu lösen, Prioritäten zu setzen und 
Kompromisse zu finden. Relevant für die 
Interessensabwägung sind neben recht-
lichen Erfordernissen und Zielsetzungen 
der StVO sowie Erfordernisse der Zufahrt 
und Erreichbarkeit der Anrainer:innen des 
betroffenen Straßenabschnitts vor allem 
politische Agenden und Zielsetzungen. 
In diesem Kapitel wird auf häufig auftre-
tende Zielkonflikte und auf die Systematik 
der Interessensabwägung und Entschei-
dungsfindung innerhalb der Stadtverwal-
tung eingegangen.

Häufig auftretende Zielkonflikte entstehen 
(derzeit) aufgrund von Interessen des Öf-
fentlichen Verkehrs, der Leistungsfähig-
keit des Kfz-Verkehrs, des Radverkehrs auf 
Hauptradrouten, von Begrünungsmaß-
nahmen, dabei insbesondere Baum-
pflanzungen, des zu Fuß gehens und an 
Stellplätzen mit besonderen Nutzungen 
wie Ladezonen oder Behindertenstellplät-
ze. (Interview 3 2024: 29–33, 71–72) Regu-
läre Pkw-Stellplätze werden zwar weiter-
hin meist durch die Bezirke eingefordert, 
haben allerdings nach Aussagen von 
Magistratsbediensteten in den letzten 

Jahren deutlich an Relevanz verloren und 
sind kaum noch Verhinderungsgrund für 
Umgestaltungen, insbesondere zuguns-
ten von Radwegen oder Begrünungs- 
und Aufenthaltsmaßnahmen. (Interview 3 
2024: 64; Interview 4 2024: 57)

Die Auftraggeber:innen von Umgestal-
tungen, also die Geschäftsgruppe mit 
der Stadträtin als Vorstand oder die Be-
zirke mit den Bezirksvorsteher:innen als 
Vorstand, teilen bei der Auftragserteilung 
üblicherweise bereits Ziele bzw. den An-
lass für die Umgestaltung mit, was eine 
politische Legitimation an die Verwaltung 
signalisiert (Interview 3 2024: 71). Bei grö-
ßeren Gestaltungsprojekten bringt sich 
die Stadträtin derzeit sehr stark in die Pla-
nungsprozesse ein und bekommt regel-
mäßige Berichte über die Projektgenese. 
Dieses starke Einbringen ist ein Spezifikum 
der aktuellen Stadträtin Sima und wurde 
davor nicht so intensiv gehandhabt. Reine 
Radverkehrsprojekte werden in der Regel 
in der Grobplanung mit der Geschäfts-
gruppe besprochen. Liegt nach einer In-
teressensabwägung eine Entscheidung 
für eine Anlageform vor, wird das Pla-
nungsprojekt durch den Magistrat ab-
gearbeitet ohne größere Einflüsse durch 
die Stadträtin. (Interview 2 2024: 35; Inter-
view 3 2024: 19–20; Interview 7 2024: 20) 
Die Bezirksvorsteher:innen bzw. ihre ge-
sandten Vertreter:innen in Form von Be-
zirksrät:innen ihrer Fraktion bringen sich 
in der Regel auch in die Projektgenese ein. 
Die Intensität der Beteiligung kann dabei 
sehr unterschiedlich sein und hängt von 
der politischen Agenda, der Projektgrö-
ße und der generellen Arbeitsweise der 
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Einzelpersonen ab. Dabei übernimmt der 
Bezirk bei Großprojekten in vielen Fällen 
die politische Projektsteuerung. (Interview 
6 2024: 19)

Politische Agenden spielen bei der Inte-
ressensabwägung daher eine wichtige 
Rolle. Entweder bringen sich die politi-
schen Entscheidungsträger:innen selbst 
in den Prozess ein und steuern ihn, oder 
sie teilen den planenden Dienststellen 
ihre Interessen und Ziele mit. Auch in Pro-
jektbesprechungen können politische 
Agenden mitgeteilt und Entscheidungen 
durch die Geschäftsgruppe oder den Be-
zirk getroffen werden. Bezirksvorsteher:in-
nen bzw. deren Vertreter:innen tauschen 
sich im Arbeitsalltag in der Regel sehr viel 
mit den Bezirksreferent:innen der MA 28 
und MA 46 aus, wodurch auch über die-
sen Weg Interessensabwägungen und 
Entscheidungen vorgenommen werden. 
(Interview 2 2024: 35) Besonders in den 
Bezirksinteressen spielen strategische 
Zielsetzungen der Stadt laut Aussage der 
MA 18 (Interview 2 2024: 22) selten eine 
große Rolle.

Die MA 46 hat einen sehr starken Einfluss 
auf den Entscheidungsprozess, da sie als 
Verkehrsbehörde verbindliche Entschei-
dungen treffen kann. In mehreren Inter-
views wurde betont, dass die Belange 
der Kfz-Leistungsfähigkeit an Kreuzungen 
und die Verkehrssicherheit in der Pra-
xis die größten Einflussfaktoren sind. Der 
Kfz-Leistungsfähigkeit werde durch die 
MA 46 ein hoher Stellenwert eingeräumt, 
was durch diese auch mit den Zielset-
zungen der StVO begründet wird (Inter-

view 2 2024: 37; Interview 3 2024: 55; Inter-
view 9 2024: 35–36). Während die MA 46 
selbst angibt, die Verkehrssicherheit im-
mer über die Leichtigkeit und Flüssigkeit 
des Verkehrs zu stellen (Interview 4 2024: 
42), berichtet die Radlobby von einem 
Fall, wo die Leistungsfähigkeit des Kfz-
Verkehrs an einer Unfallhäufungsstelle 
höher gewichtet wurde als die Verkehrs-
sicherheit. Für den Rad- und Fußverkehr 
werden keine Leistungsfähigkeitsberech-
nungen gemacht. (Interview 1 2024: 30) 
Als Verkehrsmenge zur Berechnung der 
Leistungsfähigkeit des Kfz-Verkehrs wird 
dabei immer jene von aktuellen Verkehrs-
zählungen herangezogen. Angebotspla-
nung und Strategische Zielsetzungen zur 
Reduktion des Kfz-Verkehrs spielen dabei 
keine Rolle. (Interview 2 2024: 37; Interview 
4 2024: 25) Kommt es durch Zielkonflikte 
zu einer Überlastung einer Kreuzung im 
Planfall, müssen die politischen Entschei-
dungsträger:innen entscheiden, ob sie 
eine solche Überlastung in Kauf nehmen, 
um andere Interessen höher zu gewich-
ten. (Interview 2 2024: 37)

Den Wiener Linien wird eine bedeutende 
Rolle in Planungsprozessen zugeschrie-
ben. Bei Straßenplanungen, bei denen 
Straßenbahn- oder Buslinien betroffen 
sind, werden die Wiener Linien im Pla-
nungsprozess – unter anderem in der 
Auditkommission – hinzugezogen, wobei 
sie wie Magistratsdienststellen eine Ein-
spruchsmöglichkeit gegenüber Maßnah-
men haben. Ihr Interesse im Planungs-
prozess ist es, eine Verschlechterung (z.B. 
Fahrzeitverlängerung) für den öffentli-
chen Verkehr zu vermeiden und im besten 
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Fall eine Verbesserung herbeizuführen. 
Dabei kommt den Wiener Linien ein hohes 
Gewicht in der Entscheidungsabwägung 
zu, da es ein hohes politisches Bekenntnis 
zur Förderung des öffentlichen Verkehrs 
gibt. (Interview 12 2024) In den letzten 
Jahren zeigte sich eine starke Opposition 
der Wiener Linien gegen Verkehrsberuhi-
gungsmaßnahmen wie die Einrichtung 
von Tempo 30 und Begegnungszonen 
auf Straßen mit Bus- oder Straßenbahn-
verkehr. Inzwischen wurde auf einigen 
derartigen Straßen in den Innenbezir-
ken Tempo 30 eingerichtet, teilweise mit 
Ausnahmen für den öffentlichen Verkehr. 
(derStandard 2016; Die Presse 2014) Auch 
Begegnungszonen in Straßen mit Busver-
kehr wurden beispielsweise in der Neu-
baugasse und in der Mariahilfer Straße 
eingerichtet, während Begegnungszonen 
auf Schienenstraßen noch nicht möglich 
sind, wie die Fallstudie Thaliastraße (Kapi-
tel 4.5) zeigt.

Straßenbahngleise sind üblicherweise 
eine fixe Konstante im Straßenraum, die 
nicht verändert werden kann. Bei Gleis-
bauarbeiten kommt das Verursacher-
prinzip zu tragen: wäre eine Gleisverle-
gung, beispielsweise für den Bau eines 
Radwegs, erforderlich, müsste die Stadt 
Wien sie finanzieren. Solche Maßnahmen 
erscheinen bisher jedoch kaum finanzier-
bar. Lediglich bei erforderlichen Sanie-
rungen des Unterbaus, wie es 2024 in der 
Wiedner Hauptstraße erforderlich war, ist 
es möglich, die Gleislage zu verändern. 
(Interview 3 2024: 37–39)

Gibt es Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen verschiedenen Projektbeteiligten 
(beispielsweise Dienststellen, Bezirksvor-
steher:in oder Wiener Linien) oder Ein-
sprüche zu Maßnahmen, die nicht im di-
rekten Dialog beigelegt werden können, 
wird der Fall mit allen Argumenten der 
Baudirektion in der Magistratsdirektion 
vorgelegt, die dann darüber entscheidet. 
Auch bei Zielkonflikten unterschiedlicher 
Nutzungen im Straßenraum wird die Ent-
scheidung durch die Magistratsdienst-
stellen im Regelfall der Baudirektion zu-
gewiesen. Die Baudirektion koordiniert 
sich bei solchen Zielkonflikten immer mit 
der Geschäftsgruppe, womit auch eine 
politische Legitimation der Entscheidung 
einhergeht. (Interview 3 2024: 23–27)

Schlussendlich ist festzuhalten, dass für 
die Priorisierung der einzelnen Verkehrs-
träger und Nutzungen im öffentlichen 
Raum zwar die Ziele des STEP – insbeson-
dere Priorisierung des Umweltverbunds – 
Relevanz haben können, es in der Praxis 
für konkrete Situationen allerdings kaum 
strukturierte Vorgaben wie Richtlinien 
gibt. Zielkonflikte müssen vielmehr bei je-
dem Projekt neu ausverhandelt werden. 
Auch entstehen viele Zielkonflikte durch 
das Festhalten der Verkehrsfunktion und 
Flüssigkeit für den Kfz-Verkehr, für dessen 
Netz es ebenfalls keine strukturierten Vor-
gaben und Strategien gibt. Straßenhier-
archien und -funktionen für den Kfz-Ver-
kehr werden teilweise bei jedem Projekt 
neu diskutiert und ausverhandelt.
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4.2.3. Partizipation

Die Stadt Wien hat sich im STEP 2025 (Ma-
gistrat der Stadt Wien 2014b: 29–30) das 
Ziel gesetzt, die Partizipation in der Stadt-
entwicklung voranzutreiben und verbind-
liche Leitlinien dafür auszuarbeiten. Bei 
bestimmten Vorhaben der Stadtteilpla-
nung, die eine Änderung der Flächenwid-
mung verursachen, sind diese Leitlinien 
bindend. In der Planung öffentlicher Räu-
me hat Partizipation in mehreren Formen 
Einzug in die Wiener Planungspraxis ge-
funden.

Bei Straßenbauprojekten ist Partizipation 
nicht zwingend vorgesehen. Bei größe-
ren Projekten werden im Auftrag der Be-
zirke meist jedoch vor oder während des 
Planungsprozesses Beteiligungsformate 
durchgeführt. Die Durchführung und Aus-
wertung erfolgt, wie in den Fallstudien Pra-
terstraße und Thaliastraße, häufig durch 
die Gebietsbetreuung Stadterneuerung, 
wobei sich die Bezirke stark beteiligen. Die 
Beteiligungsformate gehen dabei meist 
jedoch nicht über Befragungen hinaus, 
tatsächliche Mitwirkung ist nicht vorge-
sehen. In späteren Planungsphasen erfol-
gen oft analoge Planausstellungen in der 
Bezirksvorstehung, bei der die Planer:in-
nen und Bezirkspolitiker:innen für Fragen 
zur Verfügung stehen (Interview 8 2024: 
9).

Die Stadt Wien möchte Partizipationsver-
fahren bei Straßenbauprojekten inten-
sivieren und neue Formate entwickeln 
(Interview 10 2024: 9). Die Durchführung 

stößt bisher jedoch an personelle Gren-
zen in den Bezirksvertretungen, deren Be-
zirksrät:innen oft ehrenamtlich die Beteili-
gungsprozesse betreuen. Zudem gibt es 
keine konkreten Vorgaben für partizipa-
tive Prozesse und die Einbindung der Er-
gebnisse in die Planung (Interview 8 2024: 
46). Auch ist nicht immer klar, welche:r 
Akteur:in für die Durchführung der parti-
zipativen Prozesse zuständig ist, wodurch 
es bei jedem Projekt unterschiedlich sein 
kann. Die MA 28 sieht einen Zielkonflikt im 
(politischen) Wunsch nach einer raschen 
Umsetzung von Umgestaltungsprojek-
ten und dem Wunsch nach mehr Parti-
zipation, da Beteiligungsprozesse einen 
Planungsprozess immer länger machen 
(Interview 12 2024). Mit dem Wiener Klima-
team hat die Stadt Wien im Jahr 2022 ein 
neues Format ins Leben gerufen, in dem 
Bürger:innen direkt über ein Budget für 
Maßnahmen in ihrem Bezirk entscheiden 
können (MA 20 o. J.). 

Abbildung 36: 
Beteiligungsprozess in Wien 

 
Quelle: Eigene Aufnahme
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4.3. Fallstudie Prater-
straße
Die Praterstraße ist eine 1 km lange Radi-
alstraße im 2. Bezirk Leopoldstadt, die den 
Praterstern mit der Schwedenbrücke ver-
bindet. Auf halber Länge der Praterstraße 
befindet sich der Nestroyplatz mit einer 
gleichbenannten U-Bahnstation.

Sie ist im stadteinwärtigen Abschnitt zwi-
schen Schwedenbrücke und Aspernbrü-
ckengasse (300 m) Nebenstraße und 
im stadtauswärtigen Abschnitt zwischen 
Aspernbrückengasse und Praterstern 
Hauptstraße A und die geradlinige Fort-
setzung der Hauptstraße B 8 Wagramer 
Straße – Lassallestraße, die am Pra-
terstern in die Franzensbrückenstraße 
abzweigt und den 22. Bezirk mit der In-
nenstadt verbindet. Über die Aspernbrü-
ckengasse ist die Praterstraße eine Kfz-
Hauptverbindung zwischen Praterstern 
und Donaukanal bzw. Ring. Bis 2023 gab 
es von der Aspernbrückengasse bis zum 
Praterstern durchgehend jeweils zwei 
Fahrstreifen pro Richtung, die am Nestroy-
platz und an der Rotensterngasse durch 
Linksabbiegefahrstreifen ergänzt waren. 
Zwischen Schwedenbrücke und Aspern-
brückengasse besteht ein Fahrstreifen als 
Einbahn in Fahrtrichtung stadtauswärts 
mit Erlaubnis zum Radfahren gegen die 
Einbahn. Dieser innere Abschnitt ist ver-
kehrsberuhigt und dient dem Kfz-Verkehr 
nur zur Erschließung.

Die Praterstraße liegt zwischen Aspern-
brückengasse und Praterstern in der 

höchsten Netzkategorie (Basisroute) des 
Hauptradverkehrsnetzes und ist Teil der 
meistbefahrenen Radroute Wiens zwi-
schen Innenstadt und Prater bzw. Do-
nauinsel. Die Basisroute zweigt in die 
Aspernbrückengasse zum Donaukanal 
ab. Bis 2023 bestanden zwei Einrichtungs-
radwege an beiden Seiten der Fahrbahn 
mit einer Breite von jeweils 1,4 m (Rad-
lobby 2017). Diese Radwege galten als zu 
schmal – die RVS sieht für Einrichtungs-
radwege auf Rad-Langstrecken eine Re-
gelbreite von 2,3 bzw. 2,6 m vor (FSV 2006: 
23) – und überlastet, zumal sie kein Über-
holen zuließen.

Unter der Praterstraße verläuft seit 1979 
die U-Bahnlinie 1, die am Nestroyplatz eine 
Station mit Aufnahmegebäuden im Stra-
ßenraum hat. Im Zuge der Errichtung der 
U-Bahn wurde auch die für Wiener Ver-
hältnisse ungewöhnlich dichte Platanen-
allee gepflanzt. Zwischen Rotensterngas-
se und Nestroyplatz wird die Straße durch 
die Buslinie 5A in Fahrtrichtung stadtein-
wärts befahren.

Die Praterstraße beherbergt zahlreiche 
Geschäfte, Cafés und Restaurants und 
kann als eines der gesellschaftlichen Zen-
tren der Leopoldstadt gesehen werden.

Vergangene Entwicklungen
Die Praterstraße wurde zuletzt Ende der 
1970er Jahre im Zusammenhang mit 
dem U-Bahnbau umgestaltet und erhielt 
im Zuge dessen ihre Platanenallee und 
die Radwege. Da die Menge an Radfah-
renden in der Praterstraße immer mehr 
stieg und sie zu einer der meistbefahre-

Abbildung 37: 
Projektabgrenzung Praterstraße  
 
Quelle: Eigene Darstellung
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nen Radrouten Wiens wurde, stießen die 
schmalen Einrichtungsradwege spätes-
tens in den 2010er Jahren an ihre Kapazi-
tätsgrenze. 2014 wurden an der Zählstelle 
Praterstern täglich durchschnittlich 2.380 
Radfahrende gezählt mit einem Maxi-
malwert von 5.740, 2022 waren es be-
reits 3.555 Radfahrende mit einem Maxi-
malwert von 7.793 (nast consulting 2014, 
2023). Spätestens durch die Festlegung 
der Praterstraße als Teil der Rad-Lang-
strecke Nord im STEP 2025 wurde ab 2015 
der Bedarf nach einer Neuverteilung des 
Straßenraums deutlich.

Die Wiener Grünen brachten eine Neu-
gestaltung der Praterstraße erstmals im 
Wahlkampf für die Wien-Wahl 2015 auf, 
indem die Leopoldstädter Grünen eine 
Studie der TU Wien für ein neues Ver-
kehrskonzept vorstellten (Radlobby 2017). 
Eine Verbesserung für den Radverkehr 

könne demzufolge nur durch Entfall min-
destens eines Fahrstreifens geschehen. 
Die Bezirksvertretungswahl Leopoldstadt 
ging zugunsten der SPÖ aus und Bezirks-
vorsteher Karlheinz Hora stellte sich öf-
fentlich gegen eine Neuverteilung des 
öffentlichen Raums, um den Kfz-Verkehr 
nicht zu beeinträchtigen. (Bauer 2016) 

Nach der Aufhebung der Bezirksvertre-
tungswahl Leopoldstadt 2015 durch den 
Verfassungsgerichtshof wurde die Wahl 
2016 wiederholt. Dabei sank die Wahl-
beteiligung deutlich. Die Grünen konnten 
von allen Parteien ihre Wähler:innen am 
besten mobilisieren und gewannen die 
Wahl vor der SPÖ. Neue Bezirksvorstehe-
rin wurde Ursula Lichtenegger von den 
Grünen. (orf.at 2016b) Daraufhin wurde 
2017 der Planungsprozess zur Umgestal-
tung der Praterstraße und des Nestroy-
platz gestartet.

Abbildung 38: 
Praterstraße und Nestroyplatz vor 

der Umgestaltung 
 

Quelle: 
wikimedia commons / Gugerell
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Einer der Anlässe für die Umgestaltung 
war die erforderliche Deckensanierung 
der U-Bahntunnel unter der Praterstraße 
durch die Wiener Linien (Interview 1 2024: 
65).

Projektbeschreibung und 
Projektabgrenzung

Das Projekt der Neugestaltung der Prater-
straße und des Nestroyplatzes ist räum-
lich klar abgegrenzt und schließt die Pra-
terstraße zwischen Aspernbrückengasse 
und Praterstern, die Aspernbrückengasse 
sowie den Nestroyplatz, den Therese-Kro-
nes-Park und den Rosl-Berndt-Platz mit 
ein. Die im Volksmund sogenannte kleine 
Praterstraße zwischen Schwedenbrücke 
und Aspernbrückengasse ist nicht Teil 
des Projekts. Am Praterstern ist das Projekt 
durch die Kreisfahrbahn der B8 und die 
fortsetzenden Häuserfluchten der Prater-
straße abgegrenzt. Im Zuge der erforder-
lichen Sanierung der Aspernbrücke 2023 
und 2024 wurde die Rad-Langstrecke auf 
die Aspernbrücke ausgeweitet.

Politische Rahmenbedingun-
gen

Das Projekt Praterstraße ist durch sehr 
schwierige, da ständig stark veränder-
te politische Rahmenbedingungen ge-
prägt. Die Leopoldstadt ist traditionell ein 
von der SPÖ regierter Bezirk. Von 1945 bis 
2016 erhielt die SPÖ immer die Mandats-
mehrheit in der Bezirksvertretung und 
stellte alle Bezirksvorsteher. Bei der Be-

zirksvertretungswahl 2010 erhielt die SPÖ 
mit 45 Prozent der Stimmen die relative 
Mehrheit vor FPÖ, Grünen und ÖVP (MA 
62 2010a). Seit 2013 war der 2. Bezirk durch 
Bezirksvorsteher Karlheinz Hora der SPÖ 
Leopoldstadt regiert (MA 8 o. J.). Bei der 
Bezirksvertretungswahl 2015 wurde die 
SPÖ abermals stimmenstärkste Partei 
und Karlheinz Hora blieb Bezirksvorsteher. 
Die Bezirksvertretungswahl Leopoldstadt 
2015 wurde aufgrund von Unregelmäßig-
keiten durch den Verfassungsgerichts-
hof aufgehoben und wurde am 18.9.2016 
wiederholt. Die Wahlbeteiligung sank im 
Vergleich zum ersten Wahlgang um fast 
die Hälfte, die Grünen wurden mit 35% 
stimmenstärkste Partei vor der SPÖ mit 
28% und der FPÖ mit 22%. (MA 62 2016; 
orf.at 2016b) Das schlechte Abschneiden 
der anderen Parteien wird auf Probleme 
in der Mobilisierung ihrer Wähler:innen zu-
rückgeführt (orf.at 2016a). 

Der ehemalige Bezirksvorsteher Karlheinz 
Hora starb im August 2017 (Edler 2017). 
Spitzenkandidat der SPÖ Leopoldstadt für 
die Bezirksvertretungswahl 2020 wird Ale-
xander Nikolai, der politisch immer mehr 
in Erscheinung tritt und eine Reduktion 
der Kfz-Fahrstreifen ablehnt. Aufgrund 
der Mandatsverteilung in der Bezirksver-
tretung ist die Bezirksvorsteherin auf die 
Stimmen der SPÖ angewiesen, um Be-
zirksbudget für das Projekt freizugeben, 
was der SPÖ ein hohes Gewicht in der Ent-
scheidungsfindung gibt. Bei der Bezirks-
vertretungswahl 2020 wurde die SPÖ mit 
35% wieder stimmenstärkste Partei. Der 
Abstand zwischen SPÖ und den Grünen 
war jedoch deutlich geringer als noch bei 
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vorhergehenden Wahlen. Alexander Niko-
lai wurde durch die Bezirksvertretung zum 
Bezirksvorsteher gewählt. (MA 8 o. J.; MA 
62 2020a)

Auf Stadtebene erreichte die SPÖ bei der 
Gemeinderatswahl 2010 nicht die abso-
lute Mehrheit und ging eine Regierungs-
koalition mit den Grünen ein. Erstmals 
seit 1945 wurde das Planungs- und Ver-
kehrsressort nicht von der SPÖ geführt, 
Maria Vassilakou von den Grünen wurde 
Vizebürgermeisterin und amtsführende 
Stadträtin für Stadtentwicklung, Verkehr, 
Klimaschutz, Energieplanung und Bür-
ger:innenbeteiligung. Bei der Umgestal-
tung der Mariahilferstraße 2015 in eine 
Fußgänger:innen- und Begegnungszone 
zeigten sich bereits große Wiederstände 
durch den Koalitionspartner SPÖ (Vasari 
2015). Im Juni 2019 wurde Maria Vassila-
kou durch Birgit Hebein als Vizebürger-
meisterin und Stadträtin abgelöst (derS-
tandard 2019). 

Der Konflikt um die autofreie Innenstadt 
in der Hochphase des Wahlkampfs zur 
Gemeinderatswahl 2020 und Meinungs-
verschiedenheiten bei Lobautunnel und 
Stadtstraße belastete die Koalition stark, 
sodass sich die SPÖ nach der Wahl trotz 
Stimmenzugewinne der Grünen zu einer 
Koalition mit den NEOS entschied (Krutz-
ler 2020a; MA 62 2020c; vienna.at 2020). 
Ulli Sima von der SPÖ wurde daraufhin 
amtsführende Stadträtin für Innovation, 
Stadtplanung und Mobilität und kündig-
te in den Medien eine sich von ihren Vor-
gängerinnen unterscheidende, konsens-
orientiertere Politik an (Krutzler 2020b).

Prozess
Prozess Teil 1: Klimaboulevard 
Praterstraße (2017-2020)
Im Juni 2016, direkt nach der Amtsüber-
nahme der Grünen Bezirksvorsteherin 
Ursula Lichtenberger, startete die GB* 
2/20 ein Bürger:innenbeteiligungsverfah-
ren, das in mehreren Phasen von 2017 bis 
2019 durchgeführt wurde (Krammer 2017). 
2019 wurde eine Machbarkeitsstudie für 
eine Fahrstreifenreduktion durchgeführt. 
Sie kam zu dem Schluss, dass eine Fahr-
streifenreduktion auf einen Fahrstreifen in 
Fahrtrichtung stadteinwärts nicht emp-
fohlen wird, da sie „zu hohen Verlagerun-
gen der Kfz-Verkehrsströme in das umlie-
gende Straßennetz und auf benachbarte 
Straßen führen“ (Käfer 2019: 27) würde. Ein 
solcher Schluss auf Basis der Untersu-
chungsergebnisse wurde später von den 
planenden Büros als nicht nachvollziehbar 
bezeichnet (Interview 6 2024: 5).

Im Herbst 2019 wurde von der MA 19 – Ar-
chitektur und Stadtgestaltung ein Gestal-
tungsverfahren ausgeschrieben, in dem 
ein Konsortium unter der Führung von 3:0 
Landschaftsarchitektur und der Unter-
stützung durch con.sens mobilitätsde-
sign (Verkehrsplanung) und Weatherpark 
(Stadtklimatologie) mit dem Markenauf-
tritt cuulbox teilnahm und beauftragt 
wurde. Im Anschluss wurde ein Generelles 
Straßenprojekt durch die MA 28 ausge-
schrieben, das con.sens mobilitätsdesign 
für sich gewinnen konnte. Im Jänner 2020 
startete der Planungsprozess, der durch 
den Ausbruch der COVID-19-Pandemie 
im März 2020 beeinträchtigt und verzögert 
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wurde, da sich die Beteiligten auf die Ab-
haltung von Besprechungen in Form von 
Online-Meetings umstellen mussten. Trotz 
der getrennten Beauftragung des Gestal-
tungs- und des Verkehrsplanungsprojekts 
wurden beide Prozesse zusammen be-
arbeitet. In Austausch mit den zur Umset-
zung relevanten Magistratsabteilungen 
wurde ein Gestaltungsentwurf ausge-
arbeitet, der im September 2020 bei einer 
Pressekonferenz der Öffentlichkeit präsen-
tiert wurde. (Interview 6 2024: 4; Interview 7 
2024: 4; Klammer 2020)

Der Gestaltungsentwurf wurde von cu-
ulbox als „klimafitter Boulevard“ benannt 
und beinhaltete als wesentliche Verände-
rungen zum Bestand zwei breite Einrich-
tungsradwege, eine dritte Baumreihe in 
der Mitte der Praterstraße und eine Baum-
reihe an der Ostseite der Aspernbrücken-
gasse (3:0 Landschaftsarchitektur 2020).

Im Sommer 2020 wurde aufgrund der 
durch die COVID-19-Pandemie stark ge-
stiegenen Radverkehrszahlen in der Pra-
terstraße am rechten, stadtauswärts 
führenden Fahrstreifen ein temporärer 
Radfahrstreifen eingerichtet, um Radfah-
renden mehr Platz zu bieten. Diese Maß-
nahme wurde auch auf anderen Straßen 
in Wien eingerichtet und durch Stadträtin 
Birgit Hebein im Wahlkampf propagiert. 
Die Begleituntersuchung konnte eine 
deutliche Steigerung der Radverkehrszah-
len nachweisen und betrachtet die Ein-
richtung der Pop-Up-Radwege als Erfolg. 
Dennoch wurden sie nach dem Sommer 
2020 abgebaut und nicht wieder einge-
setzt. (Die Presse 2020; Frey et al. 2020) 

Prozess Teil 2: Mega-Radhighway 
Praterstraße (2020-2024)
Nach der Übernahme des Planungsres-
sorts durch Ulli Sima als neue Stadträtin 
wurde das Projekt Praterstraße gestoppt 
und sollte nach ihrem Wunsch hin evalu-
iert werden. Nach einer Projektvorstellung 
durch 3:0 Landschaftsarchitektur sollte 
das Projekt überarbeitet werden. Schwer-
punkt in der Zielsetzung war jetzt nicht 
mehr der „klimafitte Boulevard“, sondern 
die Rad-Langstrecke, die von der Urania 
bis nach Kagran durchgängig ausgebaut 
werden sollte und nun als „Mega-Rad-
highway“ vermarktet wurde. (Interview 7 
2024: 4; Stadt Wien 2023) 

Nach Aussage der Projektbeteiligten wur-
de das Gestaltungsprojekt zugunsten 
des Verkehrsprojekts in seiner Relevanz 
zurückgestuft (Interview 7 2024: 4). In der 
Zwischenzeit wurden mehrere Varianten 
der Verkehrsorganisation ausgearbeitet 
und durch die MA 28 ein neues generelles 
Verkehrsplanugsprojekt für die gesamte 
Rad-Langstrecke von Kagran zur Aspern-
brücke ausgeschrieben, welches durch 
FCP Fritsch, Chiari & Partner bearbeitet 
wurde. Das Gestaltungsprojekt wurde in 
weiterer Folge geändert und beinhaltete 
nur mehr die Platzbereiche im Verlauf der 
Praterstraße, die 3:0 Landschaftsarchi-
tektur gestalten sollte. (Interview 7 2024: 
5) 

Die ursprüngliche Umsetzung im ersten 
Prozess war für das Jahr 2020 geplant 
(Interview 9 2024: 62). Im Juni 2023 er-
folgte der Spatenstich zur Umgestaltung 
der Praterstraße. Geplant waren 1,5 Jahre 
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SPÖ - Ulli Sima
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Nach der Wahl:
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Planungs-
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Umbau
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Radweg

„Mega-Radhighway“ u.
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Bauzeit. Die Fertigstellung des Radwegs 
sollte noch im Jahr 2023 geschehen und 
wurde im Bauablauf mit Pönalen priori-
siert. Die Eröffnung des Radwegs erfolgte 
am 22.12.2023, die Fertigstellung der ge-
samten Umgestaltung erfolgte im Okto-
ber 2024. (Interview 7 2024: 10; Mobilitäts-
agentur Wien 2023; Stadt Wien 2023)
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Abbildung 40: 
Praterstraße nach der 

Umgestaltung 
 

Quelle: Eigene Aufnahme

Abbildung 41: 
Praterstraße nach der 

Umgestaltung 
 

Quelle: Eigene Aufnahme
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Abbildung 42: 
Fahrbahn und neue Mittel-
Baumreihe 
 
Quelle: Eigene Aufnahme

Abbildung 43: 
Rad-Langstrecke nach der 
Umgestaltung 
 
Quelle: Eigene Aufnahme

Abbildung 44: 
Praterstraße nach der 
Umgestaltung 
 
Quelle: Eigene Aufnahme
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Akteur:innen
Die folgende Abhandlung gibt eine Über-
sicht über die handelnden Akteur:innen 
im Prozess der Umgestaltung der Prater-
straße zwischen 2015 und 2024 und das 
Akteurshandeln in Bezug auf deren Moti-
ve, Ziele, Kommunikation und Zusammen-
arbeit. Die Akteur:innen werden einerseits 
nach amtlichen Funktionen, andererseits 
nach Einzelpersonen und Institutionen 
aufgelistet. Es werden nur Akteur:innen 
aufgelistet, die direkt und öffentlich sicht-
bar in Verbindung mit dem Gestaltungs-
prozess der Praterstraße in Erscheinung 
getreten sind oder in Interviews erwähnt 
wurden. Die Funktionen werden dort ge-
trennt, wo sie im Prozess getrennt auf-
scheinen.

Akteur:innen in politischen Funktionen
• Bezirksvorsteher:innen Karlheinz Hora 
(SPÖ, 2013-2016), Ursula Lichtenegger (die 
Grünen, 2016-2020), Alexander Nikolai 
(SPÖ, seit 2020)
• Stadträtinnen für Stadtentwicklung und 
Mobilität, Maria Vassilakou (die Grünen, 
2010-2019), Birgit Hebein (die Grünen, 
2019-2020), Ulli Sima (SPÖ, seit 2020)

Andere politische Akteur:innen
• SPÖ Leopoldstadt
• Die Grünen Leopoldstadt
• SPÖ Wien
• Die Grünen Wien

Akteur:innen in der Verwaltung
• MA 19
• MA 28, Planungsgruppe
• MA 28, Baugruppe
• MA 46
• Kompetenzzentrum technische Infra-
struktur (KTI) in der Baudirektion

Externe Planer:innen
• 3:0 Landschaftsarchitektur
• con.sens mobilitätsdesign
• Weatherpark
• FCP Fritsch, Chiari & Partner
• Traffix Verkehrsplanung 

Externe Akteur:innen
• Gebietsbetreuung Stadterneuerung 
2/20 (GB*)
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Akteurshandeln und Interes-
sen der handelnden Personen 
und Institutionen

Der Planungsprozess der Umgestaltung 
der Praterstraße wird durch die ständig 
wechselnden politischen Zuständigkeiten, 
undurchsichtige politische Machtverhält-
nisse und stark divergierende Interes-
senslagen als sehr schwierig, gleichzeitig 
aber auch als sehr ungewöhnlich wahr-
genommen. In diesem Kapitel werden 
die Akteur:innen vorgestellt und ihre Rol-
len und durch die Interviewten Personen 
wahrgenommenen Interessen erläutert. 
Dabei wird grundsätzlich der Prozess bis 
zum politischen Ressortwechsel 2020 be-
schrieben. Werden Handlungsstränge 
nach 2020 beschrieben, so ist dies ange-
führt.

Die Bezirksvorsteher:innen haben eine 
sehr wichtige Stellung bei Planungspro-
jekten im öffentlichen Raum. Während 
der bis 2016 regierende Bezirksvorsteher 
Karlheinz Hora eine Umgestaltung der 
Praterstraße mit Fahrstreifenreduktion 
ablehnte, schaffte der Wahlsieg der Grü-
nen mit anschließender Stellung der Be-
zirksvorsteherin einen Möglichkeitsraum 
zur Planung und Umsetzung des Projekts. 
Bei großen Umgestaltungsprojekten im 
öffentlichen Raum bringen sich die Be-
zirksvorsteher:innen bzw. die Bezirksrät:in-
nen ihrer Partei oft sehr stark in den Pro-
zess ein und übernehmen die politische 
Projektsteuerung. Bei der Praterstraße hat 
sich die Bezirksvorsteherin nach Aussa-
ge der Beteiligten ungewöhnlich wenig in 

die Zieldefinierung und Projektsteuerung 
eingebracht. Auch die Geschäftsgruppe 
und Stadträtin Birgit Hebein haben sich 
kaum in den Prozess eingebracht, nach 
Aussage eines Mitarbeiters im politischen 
Ressort wollte man den Bezirk selbststän-
dig handeln lassen und ihn im Hinter-
grund bestmöglich dabei unterstützen, 
dem Projekt innerhalb des Magistrats die 
notwendige Unterstützung zu geben. (In-
terview 6 2024: 4 und 8; Interview 9 2024: 
61) 

Die Abwesenheit einer aktiven politischen 
Projektsteuerung führte jedoch zu einem 
Mangel an konkreten politischen Zielen 
für das Projekt. Waren zwar grobe Ziele 
zu Prozessbeginn formuliert, wurden sie 
als nicht ausreichend und zu wenig am-
bitioniert für einen progressiven Straßen-
raumentwurf wahrgenommen. Auch wur-
den die Ziele von politischer Seite kaum 
eingefordert. Zusätzlich erzeugte die Dis-
kussion um die autofreie Innenstadt im 
Sommer 2020 ein entscheidungspoliti-
sches Vakuum, da alle Ressourcen der 
Geschäftsgruppe nun in diesem Thema 
gebunden zu sein schienen. (Interview 6 
2024: 4 und 8)

„Es […] gab eben keine politische Steue-
rung, weder auf der städtischen Ebene, 
noch auf der Bezirksebene, und damit ist 
es zu einem Magistratischen Projekt ge-
worden“ (Interview 6 2024: 19)

Die Rolle der Stadträtin und ihrer Ge-
schäftsgruppe änderte sich mit dem 
politischen Wechsel im Planungsressort 
nach der Gemeinderatswahl 2020. Die 



133

neue Stadträtin Ulli Sima verfolgte eine 
andere politische Agenda als ihre Vor-
gängerinnen und versuchte, sich sehr 
stark von ihnen abzugrenzen, um ihr poli-
tisches Profil zu stärken und Rückhalt in-
nerhalb der SPÖ Wien für ihre politischen 
Entscheidungen zu erhalten. Damit ein-
her ging eine veränderte Öffentlichkeits-
arbeit und eine Veränderung im Framing 
des Umgestaltungsprozesses. Das Thema 
Radverkehr rückte deutlich in den Vorder-
grund, die Rad-Langstrecke wurde unter 
dem Namen „Mega-Radhighway“ inten-
siv vermarktet. Das Projekt wurde evaluiert 
und geändert, wobei die Verkehrsplanung 
in den Vordergrund und die Gestaltung in 
den Hintergrund rückte. 

Die veränderten Rahmenbedingungen 
drückten sich auch in einer deutlich in-
tensiveren Involvierung der Stadträtin 
aus, die regelmäßige Berichterstattungen 
und Projektpräsentationen und eine in-
tensive Einbindung in die Entscheidungs-
findung verlangte. Damit übernahm sie 
die politische Projektsteuerung und gab 
dem Projekt neue Zielsetzungen und Prio-
ritäten. Beim Thema Verkehr war das die 
Errichtung der Rad-Langstrecke, beim 
Gestaltungsprojekt, das auf die Platzbe-
reiche reduziert wurde, war es die größt-
mögliche Entsiegelung. (Interview 6 2024: 
7; Interview 7 2024: 4) Die wesentlichen 
Qualitäten des Gestaltungsentwurfs in 
der ersten Phase konnten in der zweiten 
Phase wieder eingebracht werden. Trotz 
des Fokus auf Entsiegelung durch die 
Stadträtin Sima resultierte die Reduktion 
des Planungsgebiets im Gestaltungs-
projekt auf die Platzbereiche in einer ge-

ringeren Relevanz von Begrünung und 
Baumpflanzungen in den restlichen Stra-
ßenabschnitten. Dadurch ist die Zahl der 
Bäume in der finalen Umsetzung zuguns-
ten der Stellplätze deutlich geringer als 
im ersten Gestaltungsentwurf. (Interview 
7 2024: 7) In den Medien zeigte sich ein 
Interesse des Bezirksvorstehers für eine 
Beibehaltung des Großteils der Stellplätze 
(wien.orf.at 2022).

Die SPÖ Leopoldstadt hatte eine wichtige 
Rolle im Planungsprozess, da ihre Zustim-
mung aufgrund der Mehrheitsverhältnis-
se in der Bezirksvertretung für einen Be-
schluss des Bezirksbudgets erforderlich 
war. Eine Zustimmung der FPÖ war auf-
grund der Opposition gegen eine Fahr-
streifenreduktion auszuschließen. Auch 
die SPÖ Wien machte ihre Zustimmung 
zum Budget für die Umgestaltung von der 
Zustimmung ihrer Bezirkspartei abhän-
gig. Durch den ungewöhnlichen Wahlsieg 
der Grünen Leopoldstadt bei der Wahl-
wiederholung 2016 in einem bisher von 
der SPÖ sehr stark dominierten Bezirk war 
den politischen Beteiligten klar, dass es 
bei der Bezirksvertretungswahl 2020 sehr 
wahrscheinlich wieder zu einem Macht-
wechsel kommen würde. Der propagierte 
SPÖ-Spitzenkandidat für die Bezirksver-
tretungswahl wurde Alexander Nikolai, 
dessen politische Agenda zu Beginn noch 
recht unbekannt war. Er stellte sich sehr 
schnell gänzlich gegen eine Fahrstreifen-
reduktion und wurde starkes Gewicht im 
politischen Diskurs um die Praterstraße. Es 
zeigte sich, dass die Entscheidung um die 
Fahrstreifenreduktion nun keine verkehrs-
technische mehr war, sondern vielmehr 
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eine politische, durch die SPÖ Leopold-
stadt bestimmte. Ziel der SPÖ Leopold-
stadt und des Spitzenkandidaten war die 
Rückeroberung des Bezirks bei der Wahl 
2020, was sich in einer fundamental-
oppositionellen Rolle ausprägte. Ziel der 
Grünen im Bezirk und auf Stadtebene war 
nun die Aushandlung eines Kompromis-
ses mit der SPÖ, da eine Verbreiterung 
des Radwegs nur zulasten eines Kfz-Fahr-
streifens gehen konnte. Dabei wurden 
im Hintergrund viele Gespräche geführt, 
die dem ausführenden Planungsteam 
weitgehend verborgen blieben. Bestärkt 
durch das verkehrstechnische Gutachten 
wurde die Variante mit einer Fahrstreifen-
reduktion stadtauswärts ausverhandelt. 
(Interview 9 2024: 55–56, 59)

Trotz aller Uneinigkeiten der politischen 
Akteur:innen wurde die Existenz und die 
Schaffung eines Radwegs in Rad-Lang-
streckenqualität seit 2016 nie in Frage 
gestellt. Die Rad-Langstrecke war somit 
unstrittiges politisches Ziel und wesent-
liches Ziel in der Neuverteilung des Stra-
ßenraums. (Interview 1 2024: 30)

Die MA 19 – Architektur und Stadtge-
staltung trat im Prozess als zuständige 
Dienststelle für die Gestaltung des öffent-
lichen Raums auf und war verantwortlich 
für das Gestaltungsprojekt. Dabei erstellte 
sie die Ausschreibung für das Planungs-
projekt und war erste Ansprechstelle für 
die planenden Büros. Die MA 19 übernahm 
die Projektsteuerung, wobei sie in der Pro-
jektführung nicht ausreichend präsent 
war, sodass die Zuständigkeiten oftmals 
nicht gänzlich klar waren. Das Interes-

se der MA 19 schien vorwiegend auf der 
Ausgestaltung der Oberflächen und Ge-
staltungselemente zu liegen. Technische 
Infrastruktur und Begrünung schienen 
wenig Relevanz zu haben. (Interview 6 
2024: 4; Interview 7 2024: 14)

Die Planungsgruppe der MA 28 – Stra-
ßenverwaltung und Straßenbau war 
für alle verkehrsplanerischen Themen im 
Projekt verantwortlich und erstellte die 
Ausschreibung für das zum Gestaltungs-
prozess parallellaufende Generelle Ver-
kehrsplanungsprojekt. Nach dem Eindruck 
der interviewten Planer:innen schien der 
zuständige Planungsreferent einen gro-
ßen Zeitdruck zu haben und hatte das 
Ziel, das Projekt möglichst schnell ab-
schließen zu können. Das führte auch zu 
einem Desinteresse an Themen, die mög-
licherweise neue, länger anhaltende Dis-
kussionen auslösen hätten können. (Inter-
view 6 2024: 14)

Die MA 46 – Verkehrsorganisation und 
technische Verkehrsangelegenheiten 
wurde zu verkehrsplanerischen Bespre-
chungen eingeladen und hatte gemäß 
ihres Aufgabenverständnisses vor allem 
das Ziel, die Leichtigkeit und Flüssigkeit 
des Verkehrs sowie die Verkehrssicher-
heit sicherzustellen. Dabei hat sie Ent-
scheidungen in der Straßenraumauftei-
lung maßgeblich beeinflusst, indem sie 
verkehrsorganisatorischen Maßnahmen 
zugestimmt oder sie abgelehnt hat. Die 
Grundlage dieser Entscheidungen wur-
den dabei oft nicht in nachvollziehbarer 
Weise mitgeteilt. Sie wirkten in manchen 
Fällen gar willkürlich, wenn Maßnahmen 
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mit der Begründung abgelehnt wurden, 
sie würden die Leistungsfähigkeit zu stark 
beeinträchtigen, obwohl Berechnungen 
das Gegenteil zeigten. Auch Aspekte der 
Verkehrssicherheit wurden in mehreren 
Fällen vorgebracht, um Maßnahmen zu 
verhindern, die aus Sicht der anderen Be-
teiligten nicht nachvollziehbar erschienen. 
Es entstand der Eindruck, die Akteur:innen 
der MA 46 hätten kaum Interesse, inno-
vative Verkehrslösungen, die von der bis-
herigen Praxis abwichen, durchzudenken 
und zuzulassen. (Interview 6 2024: 11)

Das Kompetenzzentrum technische In-
frastruktur (KTI) innerhalb der Baudirek-
tion hatte die Rolle der letzten Entschei-
dungsinstanz bei Zielkonflikten, die durch 
die Projektbeteiligten nicht gelöst werden 
konnten, oder zur Absicherung von Ent-
scheidungen, die eine politische Priorisie-
rung benötigten. So entfiel beispielsweise 
in der Aspernbrückengasse ein Abbiege-
fahrstreifen in die Obere Donaustraße, 
um eine durchgängige Baumreihe bei 
gleichzeitiger Verbreiterung der Radwe-
ge zu schaffen, was zulasten der Kfz-Leis-
tungsfähigkeit an diesem Knoten ging. 
Diese Entscheidung wurde der KTI über-
lassen, die dem Fahrstreifenentfall in Ab-
stimmung mit der Geschäftsgruppe zu-
stimmte. (Interview 6 2024: 11)

Die beteiligten Planungsbüros wurden 
durch öffentliche Verhandlungsverfah-
ren ermittelt. Im ersten Prozessteil waren 
das im Gestaltungsprojekt ein Konsor-
tium unter dem Namen cuulbox mit dem 
Hauptauftragnehmer 3:0 Landschafts-
achitektur und den Subauftragnehmern 

con.sens mobilitätsdesign und Weat-
herpark. Im Verkehrsplanungsprojekt 
wurde con.sens mobilitätsdesign Haupt-
auftragnehmer. Das Ziel der Projektbetei-
ligten wurde schon in der Ausschreibung 
kommuniziert und wurde als „klimafitter 
Boulevard“ benannt. Motivation der Pla-
ner:innen war es, ein möglichst innova-
tives, zukunftsweisendes und klimare-
silientes Projekt unter Berücksichtigung 
der Bedürfnisse aller Verkehrsarten, ins-
besondere aber des Fußverkehrs und der 
Rad-Langstrecke umzusetzen. Wesent-
licher Bestandteil war eine Maximierung 
der Beschattung durch Baumpflanzun-
gen und die bauliche Umsetzung mittels 
Schwammstadtprinzip. Diese Ziele prägte 
den Planungsprozess, mussten aufgrund 
der fehlenden politischen Zielsetzungen 
allerdings sehr stark durch die Planungs-
büros eingefordert werden. (Interview 6 
2024: 4)

3:0 Landschaftsarchitektur wurde auch 
in der zweiten Planungsphase mit dem 
Gestaltungsentwurf beauftragt, der sich 
diesmal auf die Platzbereiche beschränk-
te. Motivation und selbstgesetzte Ziele 
blieben gleich. Die politischen Anforde-
rungen waren durch das Thema Entsiege-
lung geprägt, das durch Stadträtin Sima 
sehr stark eingefordert wurde. Der Gestal-
tungsentwurf musste in der zweiten Pha-
se mehrmals nachgebessert werden, da 
stets zusätzliche Entsiegelung gefordert 
wurde, was jedoch zulasten der Flächen 
für Aufenthaltsbereiche ging. Gleichzei-
tig wurde in den Streckenbereichen, die 
im Gestaltungsprojekt nicht enthalten 
waren, die Baumpflanzungen und de-
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ren Qualität aufgrund mangelnder Wur-
zelraumaufweitungen auf ein Minimum 
reduziert. (Interview 7 2024: 7) Während 
des Bauablaufs hatte 3:0 Landschafts-
architektur die künstlerische Oberleitung 
und war an den wöchentlichen Baube-
sprechungen beteiligt. Ihre Aufgabe war 
vor allem die Qualitätssicherung und die 
Funktion als Ansprechstelle bei auftre-
tenden Fragen während des Bauablaufs. 
(Interview 7 2024: 12)

Obwohl die zwei getrennt ausgeschriebe-
nen Projekte prozessual sehr eng gemein-
sam durchgeführt wurden, stellte sich die 
inhaltliche Aufteilung in der Umsetzung 
innovativer Bauformen als problematisch 
heraus. Die Planungsbüros der cuulbox 
legten einen starken Fokus auf die Inte-
gration blaugrüner Infrastruktur in den 
Straßenraum, was im Gestaltungsprojekt, 
das 3:0 Landschaftsarchitektur mit seiner 
Expertise zu Schwammstadt-Bauweisen 
führte, nicht berücksichtigt werden konn-
te. Ingenieurthemen der baulichen Aus-
gestaltung wären im Verkehrsprojekt zu 
planen, wo 3:0 Landschaftsarchitektur je-
doch keine Leistungen hatte.

FCP wurde nach dem Ressortwechsel 
2020 von der MA 28 mit der verkehrspla-
nerischen Leitung der Planung der Rad-
Langstrecke Nord von der Aspernbrücke 
bis Kagran beauftragt, was die Prater-
straße miteinbezog. Ihr Fokus lag vorwie-
gend auf der Errichtung eines Radwegs 
in Qualität einer Rad-Langstrecke, sowohl 
in der generellen Planung als auch in der 
Detailplanung. (Interview 7 2024: 5)

Traffix Verkehrsplanung wurde 2019 
mit der Machbarkeitsuntersuchung einer 
Fahrstreifenreduktion auf der Praterstra-
ße beauftragt und modellierte mehrere 
Planvarianten mit einem Verkehrsmo-
dell. In Planfall B – einer Reduktion eines 
Fahrstreifens je Richtung – ergab sich 
eine Erhöhung der Verkehrsmenge in der 
Franzensbrückenstraße in Fahrtrichtung 
Donaukanal um 8,5% und in der Tabor-
straße in Fahrtrichtung Donaukanal um 
6%, bei gleichzeitiger Reduktion der Ver-
kehrsstärken in der Praterstraße um 25% 
(Käfer 2019: 18–22). Es wurde der Schluss 
gezogen, dass eine Fahrstreifenreduktion 
stadteinwärts nicht empfohlen werde, da 
sich der Verkehr in das umliegende Stra-
ßennetz verlagern würde. Diese Schluss-
folgerung lässt die Untersuchung nach 
Meinung des planenden Büros con.sens 
mobilitätsdesign nicht zu, beeinflusste 
das Entscheidungshandeln jedoch stark 
(Interview 6 2024: 5).

Die Gebietsbetreuung Stadterneuerung 
für den 2. und 20. Bezirk (GB* Mitte) be-
kam 2016 vom Bezirk den politischen Auf-
trag, ein Bürger:innenbeteiligungsverfah-
ren zu leiten, das bis 2019 in mehreren 
Phasen durchgeführt wurde (Krammer 
2017). Die Ergebnisse des Beteiligungsver-
fahrens wurden jedoch kaum in die Ziel-
formulierungen der Planung miteinbezo-
gen und fanden keinen Widerhall in Politik 
und Verwaltung (Interview 6 2024: 32).
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Das Advocacy Coalition Framework (ACF) 
geht von Koalitionen aus, die sich in politi-
schen Subsystemen zur Erreichung eines 
spezifischen Ziels bilden. Beim Prozess der 
Praterstraße lassen sich drei primäre Ko-
alitionen erkennen, wobei sich die Zuge-
hörigkeit der Akteur:innen sich teilweise 
ändert oder nicht klar auszumachen ist.

• Die Koalition der Befürworter:innen einer 
innovativen klimafitten Umgestaltung 
wurde zunächst vor allem durch die Pla-
nungsbüros der cuulbox und deren Ein-
reichentwurf sowie durch die Grünen ge-
bildet. Später trat auch Stadträtin Sima 
bei, wobei sich der Umsetzungsschwer-
punkt verlagerte. Diese Koalition wurde 
unterstützt durch das Ergebnis des Be-
teiligungsverfahrens, das einen großen 
Wunsch der Bevölkerung für eine klimafit-
te Umgestaltung zeigte.

• Die zweite Koalition hatte Interesse an 
der Umsetzung der Rad-Langstrecke. Die-
se Koalition setzt sich aus den Akteur:in-
nen zusammen, die eine klimafitte Umge-
staltung propagierten, sowie aus weiteren 
Akteur:innen in Planung und Verwaltung. 
Da dieses Ziel weitgehend unbestritten 
war, zeigten sich auch keine direkten öf-
fentlichen Gegner:innen einer Rad-Lang-
strecke. Mit dem Auftreten von Ulli Sima 
als Verkehrsstadträtin wurde diesem Ziel 
eine noch höhere Relevanz eingeräumt.

• Die dritte Koalition besteht aus jenen Ak-
teur:innen, die den Status Quo, insbeson-
dere in den Belangen des Kfz-Verkehrs, 
beibehalten wollen. Das betrifft einerseits 
die Fahrstreifenanzahl, andererseits die 

Stellplatzzahl. Sie bestand zunächst aus 
FPÖ, ÖVP (beide auf Stadt- und Bezirks-
ebene), Bezirks-SPÖ, Bezirks-NEOS und 
ÖAMTC (Edler 2016). Die SPÖ Wien vertrat 
aus machtpolitischen Gründen (siehe un-
ten) die Interessen der Bezirks-SPÖ, wes-
halb sie auch dieser Koalition zugeord-
net werden kann. Sie wurden unterstützt 
durch das verkehrstechnische Gutachten 
zur Fahrstreifenreduktion von Traffix und 
durch das Handeln der MA 46.

Manche Akteur:innen vertraten zeitweise 
Interessen mehrerer Koalitionen, wobei 
die Schwerpunktsetzung in öffentlichen 
Aussagen für die Zuordnung zu einer Ko-
alition entscheidend ist. So sprachen sich 
die NEOS „für eine Belebung der Straße 
mit einem Mix aus Gastronomie, Kultur 
und Gewerbe aus. Jedoch nicht auf Kos-
ten der Autofahrer.“ (Edler 2016)

Obwohl die Grünen bis 2020 mit dem Mo-
bilitätsressort und der Bezirksvorstehung 
die wichtigsten politischen Ämter führten, 
war es ihnen nicht möglich, ihre Interessen 
im Planungsprozess durchzusetzen. Der 
Einfluss der SPÖ war durch ihre Mehrheit 
im Gemeinderat und in der Stadtregie-
rung festgelegt und unterstützt durch die 
Stimmen der SPÖ in der Bezirksvertretung, 
welche die Grünen für die Abstimmung 
eines Budgetantrags benötigten. Dass 
die SPÖ Wien die Interessen ihrer Bezirks-
partei vertritt, kann auf Dynamiken von 
Macht und Einfluss innerhalb der Stadt-
partei zurückgeführt werden. Diese Praxis 
gibt der Bezirkspartei somit auch Einfluss 
auf Entscheidungen der Stadtregierung 
und verfestigt die Macht, die die SPÖ Leo-
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poldstadt in der räumlichen Ausdehnung 
des Bezirks hat. Aufgrund der besonderen 
Mehrheitskonstellation nach der wieder-
holten Bezirksvertretungswahl 2016 war 
die Mehrheit der Grünen in der Bezirksver-
tretung außerdem nicht gefestigt, wes-
halb die SPÖ Leopoldstadt die Rolle der 
Fundamentalopposition einnahm.

Da abzusehen war, dass die Bezirksre-
gierung der SPÖ lediglich eine vierjähri-
ge Pause hatte, lässt sich auch vermu-
ten, dass die unterschiedlichen Signale 
aus der Bezirks- und Stadtpolitik Einfluss 
auf die Entscheidungen der Verwaltung 
gehabt haben, was sich mit Luhmanns 
Verwaltungstheorie erklären lässt. Die 
Verwaltung ist auf politische Aufträge an-
gewiesen, die sowohl von Regierungssei-
te als auch von der Opposition kommen 
können. Die politische Legitimation ent-
scheidet, ob diese Aufträge angenom-
men werden. Da abzusehen war, dass die 
SPÖ im Bezirk lediglich eine Regierungs-
pause hat, könnten ihre Aussagen weiter-
hin Legitimität in der Verwaltung genos-
sen haben. Die Signale der Unterstützung 
durch die Stadt-SPÖ, die in Regierungs-
verantwortung war, können diese Legiti-
mation verstärkt haben.

Projektfazit
Die bisherige Beschreibung der Projekt-
genese beinhaltet einige Projekterfolge 
und Innovationen. Diese werden nach-
folgend zusammengefasst und fördern-
de sowie behindernde Faktoren benannt. 
Folgende Projekterfolge und Innovatio-
nen lassen sich aus der Analyse des Pla-
nungsprozesses herauslesen. Sie werden 
in Abbildung 46 in die MLP verortet.

• Das durch das Projektteam der cuulbox 
in Teil 1 und durch die politische Agen-
da der Stadtpolitik formulierte Ziel der 
Umsetzung eines klimafitten Boulevards 
konnte teilweise umgesetzt werden. Vie-
le Klimawandelanpassungsmaßnahmen 
aus dem ersten Entwurf konnten im fi-
nalen Projekt übernommen werden. Im 
Streckenbereich wurden jedoch einige 
Abstriche zugunsten des Verkehrsraums 
gemacht.

• Das Ziel der Verbesserung der Rad-
verkehrsinfrastruktur auf Rad-Langstre-
ckenqualität wurde erreicht und wurde 
im Projektablauf nie hinterfragt. Während 
der erste Entwurf zwei breite Einrichtungs-
Radwege vorsah, wurde nun ein 4 Meter 
breiter Zweirichtungsradweg an der Süd-
seite gebaut, während der Einrichtungs-
radweg an der Nordseite leicht verbessert 
wurde.

• Die Umverteilung des öffentlichen 
Raums vom Kfz-Verkehr zur Aktiven Mo-
bilität wurde umgesetzt, hätte aber noch 
weitergehender durchgeführt werden 
können. Ein zweiter Fahrstreifen stadtein-
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wärts wäre nach Aussagen der Projekt-
beteiligten nicht zwingend erforderlich 
gewesen, was den Spielraum für Begrü-
nungs- und Aufenthaltsflächen deutlich 
erhöht hätte.

• Innovative technische Gestaltungsmerk-
male sind die dritte Baumreihe in Straßen-
mitte und die erweiterten Wurzelräume 
nach dem Schwammstadtprinzip, die 
aber nur in den Platzbereichen umgesetzt 
wurden. Das Einlassen von Oberflächen-
wasser in die Baumscheiben war zum Pla-
nungszeitpunkt von Seiten des Magistrats 
noch nicht möglich, wäre aber inzwischen 
umsetzbar (Interview 7 2024: 7).

Das Projekt war stark durch die schwieri-
gen politischen Verhältnisse geprägt und 
in der Hinsicht besonders herausfordernd 
und komplex für die Umsetzung. Nachfol-
gend einige fördernde und behindernde 
Faktoren zur Umsetzung der Projektziele.

• Die Planungsbüros der cuulbox zeig-
ten große Ambitionen und vertraten ihr 
Konzept gegenüber den handelnden Ak-
teur:innen. Aufgrund fehlender politischer 
Zielsetzungen und der Abwesenheit poli-
tischer Steuerung waren sie jedoch die 
einzigen, die gestalterische Qualitäten in 
ausreichendem Maß einforderten. Dies 
führte zu einem Steuerungsvakuum und 
widersprüchlichem Entscheidungshan-
deln in der Verwaltung aufgrund fehlen-
der politischer Legitimation.

Landscape

Regime

Nische

klimafitte Umgestaltung Rad-Langstrecke Umverteilung
öffentlicher Raum

Schwammstadt

politische Konflikte
auf Stadt- und 
Bezirksebene

klimaaktiv mobil
Förderungen

Änderung der
öffentliche Meinung 
bezüglich Radfahren 

und Klimaschutz

Abbildung 46: 
Einordnung der Innovationen des 
Projekts Praterstraße in die MLP 
 
Quelle: Eigene Darstellung
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• Wie die politische Projektsteuerung war 
auch die inhaltliche Projektsteuerung 
schwach ausgeprägt, wodurch die Hand-
lungsstränge oft nicht klar und linear waren.

• Die Interessenslagen der handelnden 
Akteur:innen in Politik und Verwaltung 
waren oftmals nicht nachvollziehbar 
oder blieben unausgesprochen. Es be-
stand der Eindruck, dass viele fachliche 
Entscheidungen aufgrund vorgefertigter 
Meinungen getroffen wurden und we-
niger aufgrund fachlicher Einschätzung. 
Einige Akteur:innen waren lediglich an 
einer raschen Abwicklung der Planungs-
aufgabe interessiert, was – analog zu Si-
mons Theorie von Entscheidungsfindung 
in administrativen Systemen – zu einer 
Reduktion der betrachteten Möglichkei-
ten geführt haben kann, in der nicht die 
beste Lösung gesucht wird, sondern eine, 
die gut genug erscheint.

• Die MA 46 hat die Aufgabe, die Leichtig-
keit und Flüssigkeit des Verkehrs und die 
Verkehrssicherheit zu gewährleisten. Dabei 
trifft sie Entscheidungen anhand der StVO 
und der RVS, wobei das Ermessen und die 
Erfahrung der beteiligten Referent:in eine 
große Rolle spielen. Einige Argumente 
für Entscheidungen erschienen beteilig-
ten Personen als willkürlich. Auch wurden 
Spielräume der Richtlinien teilweise auf 
das Maximum ausgereizt, was zu einer 
Maximierung des Verkehrsraumes für den 
Kfz-Verkehr führte. Letztendlich lässt sich 
dieses Handeln teilweise auf die Abwe-
senheit konkreter politischer Zielsetzungen 
und einer präsenten politischen Steuerung 
zurückführen.

• Als maßgebender Einfluss für den Pro-
jektablauf zeigten sich die politischen 
Verhältnisse. Die Grünen konnten den 
Bezirk nur aufgrund einer Wahlwiederho-
lung gewinnen. Die SPÖ hatte sehr große 
Chancen, bei der nächsten Wahl wieder 
die Mehrheit zu erreichen und agierte 
dementsprechend wahltaktisch. Ihr Spit-
zenkandidat positionierte sich als Gegner 
der Umgestaltungspläne. Über die SPÖ 
Wien hatte er Einfluss auf das Entschei-
dungshandeln der Stadtpartei und konn-
te so Projektentscheidungen blockieren 
und Einfluss auf sie nehmen. Die Hand-
lungen von Stadträtin Hebein im Vor-
wahlkampf 2020 verschlechterten das 
Verhältnis von SPÖ Wien und den Grünen 
Wien in der Regierungskoalition, was das 
Entscheidungshandeln vermutlich eben-
falls beeinflusste.

• Ursprüngliches Projektziel war die Re-
duktion der Fahrstreifen auf einen je Rich-
tung. Dies wurde durch zwei Faktoren ver-
hindert: die Vorstudie, die die Machbarkeit 
einer Fahrstreifenreduktion untersuchte, 
sprach sich gegen eine Fahrstreifenre-
duktion stadteinwärts aus, wobei dieser 
Schluss von Akteur:innen in Zweifel gesetzt 
wird. Auf Basis der fachlichen Einschät-
zung des Planungsbüros hätte die Fahr-
streifenreduktion durchgeführt werden 
können. Die SPÖ Leopoldstadt sprach 
sich gänzlich gegen eine Fahrstreifenre-
duktion aus, konnte schlussendlich aber 
zum Kompromiss der Fahrstreifenreduk-
tion stadtauswärts bewegt werden.
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• Die Umsetzung der Rad-Langstrecke 
war unwidersprochenes Projektziel und 
war durch die Festschreibung im STEP 
2025 und die politischen Zielsetzungen 
legitimiert. Damit war klar, dass eine Um-
setzung nach Rad-Langstreckenkriterien 
bzw. nach den Kriterien für Rad-Schnell-
verbindungen in der RVS erfolgen sollte.

• Der Planungsprozess nach 2020 profi-
tierte von einer klaren politischen Projekt-
steuerung durch Stadträtin Sima, die sich 
regelmäßig detailliert informieren ließ 
und viele Entscheidungen direkt beein-
flusste. Dies verstärkte die politische Le-
gitimität zur Umsetzung des Projekts und 
gab klare Handlungsstränge vor. 

Die Nischeninnovationen des Projekts 
wurden bereits in Abbildung 46 verortet. 
Betrachtet man die fördernden und be-
hindernden Faktoren, lassen sich diese in 
die verschiedenen Ebenen der MLP ein-
ordnen. 

Das Planungsteam der cuulbox lässt sich 
bei den Nischeninnovationen verorten, da 
sie den Anspruch zeigen, innovative Lö-
sungen zu planen und umzusetzen und 
im Prozess als größte Unterstützer:innen 
auftraten. Dabei wurden sie von den Grü-
nen unterstützt, die sich im politischen 
System des Regimes verorten lassen, Ni-
scheninnovationen jedoch unterstützen, 
um diese in das Regime zu holen. Das 
gleiche gilt für jenes Verwaltungsperso-
nal, welches die Nischeninnovationen in 
der Umsetzung unterstützt, in den Inter-
views jedoch nicht explizit erwähnt wurde.

Der Großteil der direkt eingebundenen 
Akteur:innen lässt sich im Regime ver-
orten. Insbesondere der starke Fokus auf 
die Belange des Kfz-Verkehrs in der Pla-
nungsphase, welcher die Platzaufteilung 
wesentlich beeinflusste, ist zentraler Be-
standteil des „Auto-Regimes“, welches 
in Kapitel 2.1.2 beschrieben wird. Dabei 
wird der Kfz-Verkehr als gegeben ange-
nommen, um den herum alle anderen 
Nutzungen geplant werden. Die Nischen-
innovationen wurden zwar von einigen 
Akteur:innen gestützt, was jedoch nur 
wenig Einfluss auf die Entscheidungen 
zur Beibehaltung der Dominanz des Kfz-
Verkehrs hatte. Der Einfluss der Regime-
Akteur:innen auf die Beibehaltung des 
Status-Quo erfolgte dabei einerseits be-
wusst, was beispielsweise die Bekennt-
nisse aus der Bezirkspolitik gegen Ein-
schränkungen des Kfz-Verkehrs zeigen, 
andererseits unbewusst durch die Befol-
gung von Richtlinien und die Anwendung 
erlernter Verhaltensmuster, beispielswei-
se im Handeln der Verkehrsbehörde.

Verstärkt wurde das Beibehalten der Kfz-
Dominanz durch die als schwach wahr-
genommene politische Projektsteuerung, 
wodurch die Koalition aus Befürwortern 
der Nischeninnovationen geschwächt 
und die Koalition für die Beibehaltung des 
Auto-Regimes gestärkt wurde. Forderun-
gen der Opposition und Aussagen der 
Verkehrsbehörde hatten so großen Ein-
fluss auf die Planungen und wurden teil-
weise unwidersprochen übernommen. 
Dieser Faktor lässt sich im Regime veror-
ten.
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Weitere Entwicklungen in der Landschaft, 
die einen Einfluss auf das Entscheidungs-
handeln im Projekt gehabt haben könn-
ten, sind:

• Im Projektverlauf traten immer größe-
re Spannungen zwischen den zwei auf 
Stadtebene regierenden Parteien SPÖ 
und Grüne auf, die politische Ressourcen 
in anderen Projekten band und Einfluss 
auf die Zusammenarbeit zwischen den 
Grünen und der SPÖ im Bezirk hatte. Im 2. 
Bezirk wurde das verstärkt durch die ge-
plante „Rückeroberung“ des Bezirks der 
SPÖ von den Grünen.

• Die allgemeine gesellschaftspolitische 
Stimmung, die sich zu immer stärker wer-
denden Forderungen nach Klimaschutz 
veränderte. Dies prägte sich unter ande-
rem durch regelmäßige Klimaproteste ab 
2019 und zivilgesellschaftliche Forderun-
gen zur Umverteilung des Straßenraums 
aus.

• Das Handeln der Grünen in der Stadt-
regierung, die ihren Fokus auf Klimaschutz 
und Klimawandelanpassung legten und 
mit diesen Themen regelmäßig in den 
Medien auftraten. Damit war klar, dass 
eine allfällige Umgestaltung einer wich-
tigen Straße in der Innenstadt nur nach 
Kriterien des Klimaschutzes und der Kli-
mawandelanpassung geschehen konn-
te. Die Grünen zeigten sich in ihrer Regie-
rungszeit immer wieder innovationsbereit. 
In der Praterstraße zeigte sich das im Jahr 
2020 durch die Einrichtung von temporä-
ren geschützten Radfahrstreifen.

• Die klimaaktiv mobil Förderungen zur 
Förderung von Maßnahmen für den Fuß- 
und Radverkehr wurden seit 2019 stetig 
ausgebaut. Auch die Stadt Wien nimmt 
diese Förderungen in Anspruch, was den 
Schluss zulässt, dass die Förderkriterien 
Einfluss auf die Planungen – insbesonde-
re auf die Neuplanung ab 2020 – genom-
men haben. 

Abbildung 47: 
Aspernbrückengasse mit drei 
Fahrstreifen, breitem Radweg 

und neuer Baumreihe 
 

Quelle: Eigene Aufnahme
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4.4. Fallstudie Super-
grätzl Favoriten
Das Supergrätzl ist ein dem Superblock 
angelehntes Planungsprinzip nach dem 
Vorbild der Superilles in Barcelona (Gui-
ding Architects Barcelona 2023) und den 
Kiezblocks in Berlin (Changing Cities o. J.). 
Es dient der Verkehrsberuhigung und Er-
höhung der Aufenthaltsqualität in einem 
streng abgegrenzten Planungsgebiet, das 
sich über mehrere Baublöcke erstreckt. 
Das Projektgebiet für den ersten Wiener 
Superblock, der Gegenstand dieser Fall-
studie ist, liegt im 10. Bezirk Favoriten und 
ist abgegrenzt durch die Straßen Gud-
runstraße, Leebgasse, Quellenstraße und 
Neilreichgasse. Das ca. 8,5 Hektar gro-
ße Gebiet ist geprägt durch eine dichte 
gründerzeitliche Bebauungsstruktur. Die 
Straßen sind, wie in der gesamten Umge-
bung, streng rasterartig angeordnet.

Die Umliegenden Straßen Gudrunstraße, 
Quellenstraße und Neilreichgasse sind 
Hauptstraßen A. In Der Quellenstraße ver-
kehrt die Straßenbahnlinie 6, in der Gud-
runstraße die Buslinie 14A. Gudrunstraße 
und Quellenstraße sind Einkaufsstraßen 
mit zahlreichen Geschäften. Die Leeb-
gasse, als vierte umgrenzende Straße, 
ist Nebenstraße und wird durch die Stra-
ßenbahn bei Ein- und Ausziehfahrten des 
Bahnhofs Favoriten genutzt. Die Straßen 
innerhalb des Supergrätzls sind Neben-
straßen. Vor der Umgestaltung waren alle 
Straßen im Supergrätzl Einbahnstraßen 
durchgehend in eine Richtung, sodass 
sie von Kfz auf sehr langer Strecke in eine 

Richtung genutzt werden konnte. Durch 
das Fehlen modaler Filter  wurde das 
Verkehrsaufkommen als hoch wahrge-
nommen. Die Straßenräume waren auf-
grund der hohen Stellplatzzahl und des 
hohen Anteils versiegelter Flächen durch 
die Dominanz des Kfz-Verkehrs geprägt. 
Bäume und Bepflanzungen waren nur an 
wenigen Kreuzungsbereichen vorhanden. 
(Studio LAUT 2021a)

In der Erlachgasse zwischen Herzgasse 
und Aixingergasse war die Straße bereits 
vor dem Projekt als Fußgänger:innenzone 
verordnet. Die Gestaltung beinhaltet viele 
Grünflächen und Baumpflanzungen. An 
der nordöstlichen Ecke des Supergrätzls 
befindet sich der Erlachplatz mit dem 
Erlachpark in Größe eines Häuserblocks 
und einem großen Kindergarten. Im Zen-
trum des Supergrätzls in der Herzgasse 
befindet sich die Kooperative Mittelschule 
Herzgasse.

Im Projektgebiet leben mit Stand 2021 
3.041 Menschen, davon deutlich weni-
ger Frauen (46% Frauen) als im Wiener 
Durchschnitt (51%). Die Bevölkerung ist 
jünger als der Wiener Durchschnitt. Das 
Projektgebiet ist durch eine hohe Bebau-
ungs- und Bevölkerungsdichte geprägt. 
Die Bevölkerungsdichte beträgt 650 Men-
schen pro Hektar und ist damit fünf Mal so 
hoch wie der Wiener Durchschnitt mit ca. 
130 Menschen pro Hektar. Der Motorisie-
rungsgrad ist mit 29 Pkw pro 100 Bewoh-
ner:innen deutlich niedriger als im Wiener 
Durchschnitt mit 37 Pkw pro 100 Bewoh-
ner:innen. (Studio LAUT 2021b, 2021a)

Abbildung 48: 
Projektabgrenzung Supergrätzl 
Favoriten  
 
Quelle: Eigene Darstellung
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Projektbeschreibung und 
Projektabgrenzung

Das Projektgebiet ist durch die Straßen 
Gudrunstraße, Leebgasse, Quellenstraße 
und Neilreichgasse abgegrenzt, wobei 
die genannten Straßen nicht Teil des Pro-
jektgebiets sind. Das Projekt selbst bezieht 
den öffentlichen Straßenraum ein. Der Er-
lachpark und sonstige Privatflächen sind 
nicht Teil des Projekts.

Die Auswahl der Projektgebiete für Super-
grätzl soll anhand folgender Kriterien er-
folgen (MA 18 2022: 8):

• Hohe Gebäude- und Bevölkerungs-
dichte oberhalb des Wiener Durch-
schnitts (mehr als 130 Bewohner:innen 
pro Hektar)
• Mangel an öffentlichen Freiräumen
• Bildungseinrichtungen im Projektgebiet
• Bedarf für Entsiegelung und Begrünung
• Bedarf für Kühlung des Stadtraumes
• Hohes Erneuerungspotenzial im Stra-
ßenraum
• Möglichkeit zur Änderung der Verkehrs-
organisation 

Das Projektgebiet für das Supergrätzl Fa-
voriten wurde aufgrund der hohen Hit-
zebelastung gemäß der Wiener Hitze-
karte, der dichten Besiedelung und dem 
dadurch hergeleiteten Bedarf an Frei-
räumen sowie der Standorte mehrerer 
Bildungseinrichtungen mit der MS Herz-
gasse im Zentrum und des dadurch be-
sonders festgestellten Bedarfs nach Kfz-
Verkehrsberuhigung zur Erhöhung der 

Verkehrssicherheit ausgewählt. Aufgrund 
des niedrigen Motorisierungsgrades und 
des niedrigen Stellplatzdrucks durch die 
Einführung der Parkraumbewirtschaf-
tung 2020 sah man hier Potenzial zur 
Umnutzung des Straßenraumes. (Inter-
view 11 2024: 6; Stadt Wien 2021) Dabei 
bestand die explizite politische Vorga-
be eines Pilotstandorts in Favoriten, was 
auf einen Schwerpunkt in der politischen 
Agenda der aktuellen Stadtregierung 
auf Bildungs- und Stadtentwicklungs-
maßnahmen in Favoriten aufgrund des 
schlechten Rufs als „Problembezirk“ und 
dessen politischen Themensetzung im 
Wahlkampf zurückgeführt werden kann 
(Interview 11 2024: 6; Scherndl und Gaigg 
2020). Zur Umsetzung des Projekts war 
eine Zusammenarbeit mit dem Bezirk 
notwendig, wobei das Interesse des Be-
zirksvorstehers groß war, das Pilotprojekt 
in Favoriten umzusetzen.
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Politische Rahmenbedingun-
gen

Bereits vor der Festschreibung der Super-
grätzl in die politischen und strategischen 
Zielsetzungen der Stadt Wien (beispiels-
weise in die Smart Klima City Strategie) 
wurde das Superblock-Konzept als mög-
liches Konzept zur Attraktivierung des öf-
fentlichen Raums in Wien fachlich dis-
kutiert. Das Forschungsprojekt SUPERBE 
untersuchte 2018 bis 2020 die Übertrag-
barkeit des Superblock-Prinzips auf den 
Wiener Kontext (Studio LAUT 2020). Die 
Lokale Agenda Josefstadt veröffentlich-
te 2019 ein Konzept für ein Superblock-
Konzept im 8. Bezirk (NEOS Wien 2021). 
Die Bürger:inneninitiative Platz für Wien 
forderte als eine ihrer 18 Forderungen an 
die Wiener Stadt- und Bezirksregierungen 
für die Wahl 2020 „100 verkehrsberuhigte 
Wohngebiete mit hoher Aufenthaltsqua-
lität“. Diese Forderung leitet sich direkt 
aus dem Superblock-Ansatz ab. (Platz 
für Wien 2020a, 2020b) Die Forderungen 
wurden in einer Online-Petition von 57.760 
Personen sowie durch die NEOS Wien und 
deren Spitzenkandidat Christoph Wieder-
kehr, die Grünen Wien und den Bezirks-
vorsteher von Favoriten Marcus Franz 
unterstützt (Platz für Wien 2020e).

Nach den Gemeinderats- und Bezirks-
vertretungswahlen 2020 bildete sich 
eine Regierungskoalition auf Stadtebe-
ne zwischen SPÖ und NEOS. Die Grünen 
waren damit nach 10 Jahren nicht mehr 
in der Stadtregierung. Christoph Wieder-
kehr von den NEOS wurde amtsführender 

Stadtrat für Bildung, Jugend, Integration 
und Transparenz (Stadt Wien o. J.-c). Das 
Supergrätzl wurde im Koalitionsüberein-
kommen als Bildungsmaßnahme poli-
tisch verankert (SPÖ Wien und NEOS Wien 
2020: 160–161). 

Im 10. Bezirk Favoriten konnte die SPÖ mit 
Bezirksvorsteher Marcus Franz ihr Ergebnis 
um 7 Prozentpunkte deutlich ausbauen 
und erhielt mit 47,4% der Stimmen und 30 
von 60 Mandaten die Mandatsmehrheit 
in der Bezirksvertretung. Die FPÖ Favoriten, 
die bei der Wahl 2015 fast die SPÖ über-
holte, stürzte von 38% auf 10,5% ab. (MA 62 
2020b)
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Prozess
Das Konzept der Supergrätzl wurde im 
Koalitionsabkommen der aktuellen Stadt-
regierung (2020: 160–161) erstmals in ein 
strategisches Dokument geschrieben, 
um vorrangig Straßen, die um Bildungs-
einrichtungen herum liegen, zu verkehrs-
beruhigen. Es folgte die Festschreibung 
im Wiener Klimafahrplan (Magistrat der 
Stadt Wien 2022c: 54) und in der Smart 
Klima City Strategie (Magistrat der Stadt 
Wien 2022b: 57) als Instrument zur Reduk-
tion und Beruhigung des Kfz-Verkehrs und 

zur Steigerung der Verkehrssicherheit. Alle 
Dokumente sehen eine Wienweite Um-
setzung des Konzepts in dafür passenden 
Gebieten vor und orientieren sich dabei 
an den Zielen des STEP 2025. Das Super-
grätzl Favoriten dient dafür als Pilotprojekt 
(Stadt Wien 2021).

Im Anschluss an die Regierungsbildung 
nach der Gemeinderatswahl 2020 star-
tete 2021 der Planungsprozess für das 
Supergrätzl Favoriten. Nach einer Be-
standsanalyse wurden durch die be-
auftragten Planungsbüros Studio LAUT 

Abbildung 49: 
Ablaufgrafik 

 
Quelle: Eigene Darstellung
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(Landschaftsarchitektur und Urbane 
Transformation) und Rosinak & Partner 
(Verkehrsplanung) 2021 drei Konzepte 
ausgearbeitet (MA 18 o. J.-f): 

• „Ein Verkehrskonzept mit Maßnahmen 
zur Verkehrsberuhigung und Verbesse-
rung der Verkehrssicherheit

• Ein Freiraumkonzept mit Maßnahmen 
für einen angenehmeren Aufenthalt im 
öffentlichen Raum

• Ein Konzept für die Supergrätzl-Pilot-
phase“

Es folgte bis 2022 die Pilotphase, in der 
verschiedene Maßnahmen zur Umnut-
zung des öffentlichen Raums und zur Kfz-
Verkehrsberuhigung mit provisorischen 
Instrumenten getestet wurden, bevor sie 
in der folgenden Umsetzungsphase per-
manent installiert werden. Die Pilotphase 
war stark durch die Mitwirkung der Anrai-
ner:innen geprägt. Sie sollten sich infor-
mieren, Fragen stellen, Wünsche äußern 
und gleichzeitig die getesteten Maß-
nahmen ausprobieren können. Das Pla-
nungsteam konnte beobachten, ob die 
getesteten Maßnahmen funktionieren 
und angenommen werden.

Im Sommer 2021 wurden Straßenlabore 
abgehalten, wo sich Anrainer:innen über 
das geplante Supergrätzl informieren und 
sich einbringen konnten. Im Frühjahr 2022 
fand eine Werkstatt-Ausstellung statt, wo 
das Entwicklungskonzept und das Pro-
gramm für die Pilotphase vorgestellt wur-
de. Im Sommer 2022 fanden ein weiteres 

Straßenlabor, Grätzlspaziergänge und ein 
Straßenfest statt. 

Ende 2023 startete die Umsetzungsphase 
mit der baulichen Umsetzung der Maß-
nahmen aus der Pilotphase. Die erste 
Bauphase wurde Ende 2024 abgeschlos-
sen, die zweite Phase soll im Frühjahr 2025 
starten und bis Herbst 2025 abgeschlos-
sen sein. Während der Umsetzungsphase 
gibt es laufend Informationen an die An-
rainer:innen zum Bauablauf sowie weite-
re Beteiligungsprogramme. (MA 18 o. J.-f; 
Studio LAUT und Rosinak & Partner 2022)

Die Pilotphase mit den temporären Maß-
nahmen hat in ihrer Ausführung rund 
200.000 Euro gekostet. Die bauliche Um-
setzung der Maßnahmen ist mit rund 8 
Mio. Euro veranschlagt. (Interview 11 2024: 
35, 38)
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Abbildung 50: 
Supergrätzl nach der baulichen 

Umgestaltung 
 

Quelle: Eigene Aufnahme

Abbildung 51: 
Tactical Urbanism bei der 

Volksschule Herzgasse aus der 
Pilotphase des Supergrätzl 

 
Quelle: Eigene Aufnahme



151

Abbildung 52: 
Die Dominanz des Autoverkehrs 
bleibt nach der Umgestaltung 
erhalten 
 
Quelle: Eigene Aufnahme

Abbildung 53: 
Baulich umgestalteter Bereich 
des Supergrätzls mit Modalem 
Filter 
 
Quelle: Eigene Aufnahme
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Akteur:innen
Das folgende Kapitel gibt eine Übersicht 
über die handelnden Akteur:innen im 
Prozess des Supergrätzl Favoriten zwi-
schen 2021 und 2025 und das Akteurs-
handeln in Bezug auf deren Motive, Ziele, 
Kommunikation und Zusammenarbeit. 
Die Akteur:innen werden einerseits nach 
amtlichen Funktionen, andererseits nach 
Einzelpersonen und Institutionen aufge-
listet. Es werden nur Akteur:innen aufge-
listet, die direkt und öffentlich sichtbar in 
Verbindung mit dem Gestaltungsprozess 
des Supergrätzl Favoriten in Erscheinung 
getreten sind oder in Interviews erwähnt 
wurden. Die Funktionen werden dort ge-
trennt, wo sie im Prozess getrennt auf-
scheinen.

Akteur:innen in politischen Funktionen
• Geschäftsgruppe für Wohnen, Wohn-
bau, Stadterneuerung und Frauen
• Geschäftsgruppe für Innovation, Stadt-
planung und Mobilität
• Bezirksvorsteher Marcus Franz (SPÖ) 
und Bezirksvorsteher-Stellvertreter Ger-
hard Blöschl (SPÖ)

Andere politische Akteur:innen
• NEOS Wien

Akteur:innen in der Verwaltung
• MA 18 – Stadtentwicklung und Stadt-
planung
• Programm WieNeu+ als Teil der MA 25 
– Technische Stadterneuerung
• MA 19 – Architektur und Stadtgestal-
tung
• MA 21 A – Stadtteilplanung und Flä-
chenwidmung Innen-Südwest
• MA 28 – Straßenverwaltung und Stra-
ßenbau
• MA 42 – Wiener Stadtgärten
• MA 46 – Verkehrsorganisation und 
technische Verkehrsangelegenheiten

Externe Planer:innen
• Studio LAUT
• Rosinak & Partner ZT GmbH

Externe Akteur:innen
• Anrainer:innen
• Schüler:innen der MS Herzgasse
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Akteurshandeln und Interes-
sen der handelnden Personen 
und Institutionen

Die Geschäftsgruppe für Innovation, 
Stadtplanung und Mobilität unter Stadt-
rätin Ulli Sima beauftragte die MA 18 mit 
der Durchführung und Begleitung des 
Pilotprozesses für das erste Supergrätzl, 
nachdem das Koalitionsübereinkommen 
der Stadtregierung 2020-2025 die politi-
sche Absicht dazu formulierte. Letzteres 
gibt dem Projekt eine hohe politische Le-
gitimation.

Die Geschäftsgruppe für Wohnen, 
Wohnbau, Stadterneuerung und Frau-
en unter Stadträtin Kathrin Gaál ist mit 
dem Programm WieNeu+ als Instrument 
der sanften Stadterneuerung der MA 25 – 
Technische Stadterneuerung im Projekt 
vertreten (Interview 11 2024: 6; MA 25 2023: 
104) und verstärkt den politischen Auftrag 
für das Projekt.

Bezirksvorsteher Marcus Franz und sein 
Stellvertreter bzw. die Bezirkspartei SPÖ 
Favoriten nehmen eine zentrale Rolle in 
der politischen Steuerung des Projekts 
ein, da der Projektgegenstand zur Gänze 
im eigenen Wirkungsbereich des Bezirks 
liegt. Ohne die Legitimation durch den 
Bezirksvorsteher wäre das Projekt nicht 
durchführbar. Sein Interesse liegt in der 
Vorreiterrolle des Bezirks in Sachen Kli-
maschutz und Klimawandelanpassung 
(Stadt Wien 2021). Dies lässt sich ferner 
aufgrund seines öffentlichen Auftretens 
im Zuge des Projekts sowie aufgrund sei-

ner politischen Position in der Verbesse-
rung der Lebensqualität im Bezirk sowie in 
der Stabilität der Mehrheit der SPÖ in der 
Bezirksvertretung vermuten.

Die NEOS Wien zeigten sich im öffentli-
chen Auftritt mit eigenem Vertreter im 
Namen de NEOS (Stadt Wien 2021), was 
eine Initiative durch die NEOS innerhalb 
der Stadtregierung verdeutlicht. Das Inte-
resse der Neos deckt sich somit vermut-
lich mit der Formulierung im Koalitionsab-
kommen.

Die MA 18 zeigt sich für die Leitung des 
Pilotprojekts verantwortlich. Dabei arbei-
tete sie sehr eng mit den Dienststellen 
MA 19, MA 21 A und dem Projekt WieNeu+ 
zusammen, die bei gestalterischen und 
organisatorischen Themen berieten und 
fachlichen Austausch ermöglichten. Da 
sie für die Umsetzung verantwortlich sind, 
wurden auch die Dienststellen MA 28 und 
MA 46 von Anfang an eingebunden. Mit 
ihnen wurden vorwiegend Straßenrecht-
liche und bautechnische Möglichkeiten 
besprochen.

Ziele der MA 18 und WieNeu+ waren vor 
allem die erfolgreiche Durchführung des 
Pilotprojekts und das dadurch mögli-
che Ausrollen auf andere Standorte, der 
Wissens- und Erfahrungsgewinn und der 
fachliche Austausch.

Die MA 28 ist als Straßenverwalterin für 
einen ordentlichen Bauablauf zuständig 
und hat üblicherweise Interesse an einer 
möglichst frühen Klärung eventueller Her-
ausforderungen und Reibungspunkte, um 
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die Detailplanung möglichst schnell und 
ohne großen Klärungsbedarf durchfüh-
ren zu können.

Die MA 46 ist im Prozess für Verkehrsor-
ganisation und Verkehrssicherheit ver-
antwortlich. Da die Straßen im Supergrätzl 
im Nebenstraßennetz liegen und es ein 
klares politisches Bekenntnis zur Kfz-Ver-
kehrsberuhigung gibt, sind Fragen der 
Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs 
untergeordnet. In der Verkehrsorganisati-
on ist die Erreichbarkeit aller Gebäude mit 
Hauszufahrten für Kfz erforderlich. Weiters 
hat die MA 46 Interessen an der Verkehrs-
sicherheit und an der zweifelsfreien Ein-
deutigkeit aller Verkehrszeichen und Bo-
denmarkierungen. (Interview 4 2024: 52)

Studio LAUT und Rosinak & Partner wur-
den von der MA 18 mit der fachlichen 
Durchführung des Projekts beauftragt. 
Dabei zeigte sich das Studio LAUT für die 
Prozessgestaltung verantwortlich und 
brachte Erfahrungen aus anderen Tac-
tical-Urbanism-Projekten mit. Rosinak & 
Partner beriet in verkehrsplanerischen 
Fragen. Zusammen erstellten sie die Ver-
kehrs- und Freiraumkonzepte. (Interview 11 
2024: 6)

Die Anrainer:innen und die Schüler:in-
nen waren primäre Zielgruppe des beglei-
tenden Partizipationsprozesses, der durch 
die Tactical-Urbanism-Maßnahmen in 
der Pilotphase greifbar gemacht werden 
sollte. Dabei zeigte sich mit insgesamt 
1.300 Teilnehmer:innen ein großes Inter-
esse an der Mitgestaltung. Die Mehrheit 
der Rückmeldungen zu den temporären 

Maßnahmen war positiv. Für die Gestal-
tung der Straßenräume beinhalteten die 
meisten Rückmeldungen die Wünsche 
nach mehr Grün, mehr Sitzgelegenheiten, 
Spielmöglichkeiten im Schulumfeld und 
einer Verbesserung der Verkehrssicher-
heit. Die Reduktion der Stellplätze war sel-
ten Thema in den Rückmeldungen. (Inter-
view 11 2024: 22)

Im Forschungsprojekt Trans|formator:in 
mit der Projektlaufzeit von 2022 bis 2026 
ist die MA 18 als Lead im Pilotstandort 
Wien beteiligt. Das Forschungsprojekt 
hat das Ziel, Methoden zu entwickeln und 
anzuwenden und Planungsprozesse zu 
analysieren, um Transformationsprozes-
se öffentlicher Räume schneller voran-
zubringen. (FVV, TU Wien o. J.-a) Der Pilot 
Wien hat das Ziel, „eine Handlungsan-
leitung zur geordneten und gesteuerten 
Transformation von Wiener Grätzln zu 
erstellen sowie eine Evaluierung und ein 
Monitoring der Prozesse und Maßnahmen 
zu entwickeln“ (FVV, TU Wien o. J.-b). Dabei 
sollen auch Erfahrungen aus dem Super-
grätzl Favoriten einfließen.

Aufgrund der geringeren Untersuchungs-
tiefe im Vergleich zur Fallstudie Prater-
straße können hier keine Aussagen über 
Koalitionen nach dem ACF gemacht wer-
den.
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Projektfazit
Das Projekt Supergrätzl Favoriten ist noch 
in der Umsetzung, weshalb nur bereits 
erzielte Projekterfolge benannt werden 
können. Der prozesshafte Charakter mit 
vielen Innovationsräumen unterscheidet 
sich von anderen Umgestaltungsprojek-
ten. Nachfolgend werden Innovationen 
des Projekts zusammengefasst und in 
Abbildung 55 eine Einordnung in die MLP 
durchgeführt. Dem folgt eine Beschrei-
bung der fördernden und behindernden 
Faktoren.

• Das Konzept des Supergrätzls, also die 
Verkehrsberuhigung in einem streng ab-
gegrenzten Planungsgebiet über meh-
rere Baublöcke, ist in Wien vom Grund-
gedanken keine neue Entwicklung. Neu 
sind hingegen der Modellcharakter des 
Prozesses, die Art der Bürger:innenbetei-
ligung und der Einsatz von temporären 
Maßnahmen (Tactical Urbanism). Mit der 
Benennung als Supergrätzl wurde außer-
dem eine Werbemarke geschaffen, die 
einen leicht identifizierbaren Außenauftritt 
ermöglicht. Sollte die Evaluierung des Su-
pergrätzls positiv ausfallen, ist eine Aus-
weitung auf andere Bezirke angedacht.

• Im Projekt Supergrätzl wurden in Wien 
erstmals Maßnahmen des Tactical Ur-
banism angewandt und in ihrer Wirkung 
analysiert. Sie zeigten sich als sehr gut 
geeignet, kostengünstige und rasch um-
setzbare Interventionen im Straßenraum 
zu setzen. Die Umsetzung gestaltete sich 
aufgrund strenger Vorgaben der StVO und 
Unerfahrenheit der handelnden Akteur:in-

nen in Planung und Behörde schwierig. 
Auch setzt die Planung bisher vorwiegend 
auf bauliche Umgestaltungen, temporä-
re Elemente sind in Wien wenig etabliert. 
Die gewonnenen Erfahrungen sollen ge-
sammelt und für zukünftige Projekte ver-
wendet werden. Die Maßnahmen wurden 
positiv bewertet und sollen in zukünftigen 
Supergrätzln zur Anwendung kommen.

• Die Einbindung der Bevölkerung war 
sehr intensiv und bekam weitgehend 
positive Rückmeldungen. Es zeigte sich, 
dass es unter der beteiligten Bevölkerung 
eine Mehrheit für Maßnahmen der Klima-
wandelanpassung und Verbesserung 
der Aufenthaltsqualität gibt. Gleichzeitig 
sind Stellplätze ein weniger beachtetes 
Thema. Das Projekt gibt Impulse für neue 
Beteiligungsformate, die auch bei ande-
ren Straßenumgestaltungen angewandt 
werden sollen.

• Das Abwarten der langen Projektdauer 
von 5 Jahren vor der Umsetzung von Su-
pergrätzl-Maßnahmen in anderen Stadt-
teilen kann als negativ bewertet werden. 
Die Transformation öffentlicher Räume 
muss in Anbetracht der immer stärker 
spürbaren Auswirkungen der Klimaerwär-
mung rasch vonstatten gehen. Die Maß-
nahmen des Tactical Urbanism sind für 
eine schnelle Ausrollung und Umsetzung 
im größeren Maßstab bestens geeignet. 
Das Abwarten der Projektergebnisse führt 
zu mindestens fünf Jahren Zeitverlust, in 
denen die Maßnahmen in anderen Stadt-
teilen bereits umgesetzt sein könnten. Der 
Grund für dieses Abwarten konnte nicht 
abschließend geklärt werden.
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Als Landschafts-Faktor mit Einfluss auf 
das Projekt lässt sich einerseits vor al-
lem die starke Zunahme der Hitzetage 
in Wien in den letzten Jahren benennen, 
die den Druck auf die Stadtplanung zur 
klimawandelangepassten Umgestaltung 
von Bestandsvierteln erhöht. Dies erken-
nen auch die Bezirke zunehmend, die hier 
Maßnahmen setzen wollen und durch 
Fördermaßnahmen der Stadt unterstützt 
werden. Andererseits geben die strategi-
schen Ziele der Stadt Wien einen Ausbau 
der Partizipation in der Stadtplanung vor. 
Die Stadt Wien versucht daher, Erfahrun-
gen mit neuen partizipativen Methoden 
zu sammeln und gibt der Verwaltung 
verschiedene Möglichkeiten, derartige 
Prozesse zu testen und zur Weiterent-
wicklung der Bürger:innenbeteiligung zu 

nutzen. Dieser Faktor wurde in mehreren 
Interviews bestätigt und wird von den Ak-
teur:innen auch unterstützt. Das Super-
grätzl Favoriten ist ein derartiger Test-
raum, um neue partizipative Methoden 
auszuprobieren.

Wesentlicher Inhalt des Supergrätzl Fa-
voriten ist die Umsetzung temporärer 
Maßnahmen im Straßenraum (Tactical 
Urbanism). Es zeigt sich, dass es hierbei 
Widerstand seitens der Verkehrsbehör-
de gibt, die bisher wenig Erfahrungen mit 
derartigen Einrichtungen hatten. Es ist 
anzunehmen, dass die Umsetzung von 
weiteren Projekten dieser Art leichter von-
stattengehen kann, da beim Supergrätzl 
Favoriten Erfahrungen gesammelt wer-
den konnten.
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Regime

Nische

Konzept Supergrätzl Tactical Urbanism Beteiligung 
und Partizipation

starke Zunahme der
Hitzetage in Wien

Strategische Ziele
der Stadt Wien

Anstrengungen zum
Ausbau partizipativer

Methoden

Abbildung 55: 
Einordnung der Innovationen des 
Projekts Supergrätzl Favoriten in 
die MLP 
 
Quelle: Eigene Darstellung
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4.5. Fallstudie Thalia-
straße
Die Thaliastraße ist eine 2,8 km lange 
Radialstraße im 16. Bezirk Ottakring und 
durchquert den Bezirk nahezu vollständig 
in Längsrichtung. Sie verbindet den Gür-
tel (B 221) mit den Stadtrandgebieten am 
Fuße des Wienerwalds. In stadteinwärti-
ger Verlängerung geht die Thaliastraße 
in die Lerchenfelder Straße über, die bis in 
die Innere Stadt führt. Eine Übersichtsgra-
fik befindet sich auf der nächsten Dop-
pelseite.

Die Straße ist Hauptstraße A mit einem 
Fahrstreifen je Richtung und als Kfz-
Hauptverkehrsachse durchgängig mit 
Kfz befahrbar. Wenige hundert Meter 
südlich der Thaliastraße verläuft parallel 
die übergeordnete Hauptstraße B 223 in 
Gablenzgasse und Koppstraße. Wenige 
hundert Meter nördlich verlaufen parallel 
die Hauptstraßen Neulerchenfelder Stra-
ße und Ottakringer Straße, die ebenfalls 
Radialverbindungen für den Kfz-Verkehr 
darstellen.

Für den Radverkehr verläuft einen Häu-
serblock (90 m) südlich eine Basisroute 
(höchste Kategorie im Hauptradverkehrs-
netz) in der Hasnerstraße, die (nahezu) 
durchgehend parallel zur Thaliastraße 
verläuft. Nördlich der Thaliastraße be-
findet sich die nächste Hauptradroute in 
der Ottakringer Straße sowie in der Gaul-
lachergasse, die jedoch nicht vollstän-
dig als Radroute hergestellt ist (fehlende 
Radverkehrsinfrastruktur auf Höhe der 

Ottakringer Brauerei). In der Thaliastra-
ße selbst gibt es keine Radverkehrsinfra-
struktur.

In der Thaliastraße fährt zwischen Gür-
tel und Maroltingergasse die Straßen-
bahnlinie 46, zwischen Montleartstraße 
und Paltaufgasse die Straßenbahnlinie 
44 in Richtung stadteinwärts. Zwischen 
Johann-Staud-Gasse und Huttengasse 
wird die Straße von den Buslinien 45A, 46A 
und 46B befahren.

Die Thaliastraße hat für Ottakring die 
Funktion einer wichtigen Geschäftsstra-
ße (Interview 8 2024: 8) und beherbergt 
wichtige öffentliche Einrichtungen in der 
Straße und in nächster Umgebung – bei-
spielsweise die Bezirksvertretung und das 
Magistratische Bezirksamt 16, die HTL Otta-
kring und die U- und S-Bahnstation Otta-
kring. Im Fachkonzept Polyzentrales Wien 
(Magistrat der Stadt Wien 2019: 32) wird 
das Umfeld der Thaliastraße als Haupt-
zentrum mit einer wichtigen Funktion für 
die umliegenden Gebiete bezeichnet. Der 
Brunnenmarkt, einer der größten Märkte 
Wiens, befindet sich in der Brunnengasse, 
direkt angrenzend an die Thaliastraße.

Vergangene Entwicklungen
Der 16. Bezirk Ottakring ist durch seine 
dichte gründerzeitliche Bebauungsstruk-
tur im Innenstadtnahen Bereich und seine 
Ausläufer mit Villen- und Einfamilienhaus-
siedlungen im Stadtrandbereich geprägt. 
Im STEP 2005 wurde der Westgürtel als 
ein Zielgebiet der Stadterneuerung fest-
gelegt (Magistrat der Stadt Wien 2005: 
231). 2007 wurde ein EFRE-Förderungspro-
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gramm der Europäischen Union gestartet, 
mit dem Ziel der „Stärkung der regiona-
len Wettbewerbsfähigkeit und integrative 
Stadtentwicklung in Wien“ mit der Laufzeit 
von 2007 bis 2013 (Europäische Kommis-
sion 2008). Eines der Zielgebiete zur kon-
zentrierten Stadtentwicklung waren die 
Gründerzeitviertel am Westgürtel, unter 
anderem in Ottakring. Diese Fokussierung 
zeigte sich in einigen Straßenraumumge-
staltungen. Nach der Umgestaltung des 
Brunnenmarkts in eine Fußgängerzone 
2005 bis 2010 wurde zwischen 2011 und 
2013 die Ottakringer Straße als erste der 
Radialstraßen im 16. Bezirk mit finanzieller 
Unterstützung von bis zu 50% der Bau-
kosten aus dem EFRE-Fördertopf neuge-
staltet (Ivancsits 2022; Stadt Wien 2013). 
Der starke Fokus auf Baumpflanzungen 
erschien zu der Zeit in Wien noch neu 
und waren eine Herausforderung, jedoch 
Wunsch des Ottakringer Bezirksvorstehers 
(Interview 3 2024: 83–84).

2014 und 2015 wurden im Zuge der Sanie-
rung des Fahrbahnbelags in der Kopp-
straße die Gehsteige verbreitert, die 
Straßenbeleuchtung auf den Gehstei-
gen verbessert und Maßnahmen zur Ver-
besserung der Verkehrssicherheit gesetzt 
(Stadt Wien 2015). 2018 und 2019 folgten 
die Umgestaltungen des Johann-Nepo-
muk-Berger-Platz und der Neulerchen-
felder Straße mit Mitteln aus dem EU-
Förderprogramm IWB zur Steigerung der 
Wettbewerbsfähigkeit (Laufzeit von 2014 
bis 2020). Dabei bestand der Fokus auf 
Baumpflanzungen und Steigerung der 
Aufenthaltsqualität. (MA 28 o. J.-b; ÖROK 
o. J.) 

Als einzige noch nicht sanierte Haupt-
straße in Gürtelnähe fehlte nun die Tha-
liastraße, deren Attraktivität als Einkaufs-
straße in den letzten Jahrzehnten durch 
den Rückgang von Geschäftsnutzungen 
und Leerstände stetig sank (Interview 8 
2024: 8).

Projektbeschreibung und 
Projektabgrenzung

Die Umgestaltung der Thaliastraße wur-
de aufgrund des großen Projektvolumens 
in drei Projekte geteilt. Der erste Abschnitt 
liegt zwischen Gürtel und Feßtgasse, der 
zweite Abschnitt zwischen Feßtgasse und 
Huttengasse, der dritte Abschnitt zwi-
schen Huttengasse und Johann-Staud-
Straße. Das Projektgebiet beinhaltet die 
Thaliastraße selbst und die Mündungsbe-
reiche der einmündenden Seitengassen. 
Durch Änderungen in der Verkehrsorga-
nisation wurden einige Seitengasse zu 
Sackgassen, durch die nicht mehr in die 
Thaliastraße zu- und abgefahren werden 
konnte. Schwerpunkt der Umgestaltung 
ist die Sicherstellung der Funktion als Ein-
kaufsstraße mit hoher Attraktivität für Fuß-
gänger:innen, Beschattung durch Bäume 
(vor der Umgestaltung hatte die Straße 
nahezu keine Bäume) und die Schaffung 
von Aufenthaltsbereichen (BV 16 2024a). 
Zur Verbesserung der Verkehrssicherheit 
wurde Tempo 30 eingeführt, von dem die 
Straßenbahn ausgenommen ist. Ein No-
vum in einer derartigen Schienenstraße 
sind die niedrigen Gehsteigabsätze von 
nur 3 cm, die eine nahezu Niveaufreiheit 
der gesamten Straße hervorrufen. Die 
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Gehsteige sind an den Kreuzungs- und 
Aufenthaltsbereichen gepflastert, an-
sonsten asphaltiert. Die Zahl der Stellplät-
ze wurde deutlich reduziert. Sie befinden 
sich nun auf Gehsteigniveau und sind 
durch Pflasterflächen angedeutet.

Der Abschnitt zwischen Gürtel und Kirch-
stetterngasse ist anders gestaltet als die 
restlichen Abschnitte und ist auf eine Nut-
zung als Begegnungszone vorbereitet. Die 
Stellplätze sind hier nicht mit Pflasterflä-
che angedeutet und können ohne gro-
ßen Aufwand entfernt werden.

Auf die Errichtung von Radverkehrsinfra-
struktur wurde zugunsten breiter Geh-
steige und Baumpflanzungen verzichtet. 
Die Erreichbarkeit ist durch die parallel 
verlaufenden Straßen gewährleistet. In 
nahezu allen Querstraßen wurde hierfür 
Radfahren gegen die Einbahn eingerich-
tet. (BV 16 2024a)

Politische Rahmenbedingun-
gen

Die politischen Rahmenbedingungen 
können in Ottakring als stabil bezeichnet 
werden. Die SPÖ ist seit 1946 durchgehend 
stimmenstärkste Partei und stellt die Be-
zirksvorsteher:innen. Aufgrund des gro-
ßen Abstands zu den anderen Parteien 
gilt Ottakring als fest in der Hand der SPÖ. 
Von 2004 bis 2024 war Franz Prokop Be-
zirksvorsteher. Im Jänner 2024 übergab 
er sein Amt an Stefanie Lamp, die vorher 
Bezirksrätin war und nun jüngste Bezirks-
vorsteherin Wiens ist. (derStandard 2024; 

MA 8 o. J.) Die SPÖ Ottakring hat ein gutes 
Verhältnis zu den Grünen Ottakring und 
stellen in der Bezirksvertretung regelmä-
ßig gemeinsame Anträge (z.B. BV 16 2022, 
2023, 2024b).

Die politischen Verhältnisse auf Stadtebe-
ne hatten in den vergangenen 20 Jahren 
keinen sichtbaren Einfluss auf die Gestal-
tungsprojekte im öffentlichen Raum. Es ist 
anzunehmen, dass das gute Einverneh-
men zwischen SPÖ und Grünen im Bezirk 
zu einer guten Zusammenarbeit sowohl 
mit den Planungsstadträt:innen der Grü-
nen als auch mit jenen der SPÖ führt.

Prozess

Nach den Umgestaltungen nahezu aller 
gürtelnahen Radialstraßen wurde von 
Bezirksvorsteher Franz Prokop die Initiati-
ve ergriffen, über eine Neugestaltung der 
Thaliastraße nachzudenken. Die Thalia-
straße galt als wichtigste Einkaufsstraße 
des Bezirks, die an Glanz verloren hatte. 
Ohne Bäume und nahezu ohne Aufent-
haltsbereiche erschien sie nicht mehr 
zeitgemäß. Aufgrund der großen Länge 
der Straße, die deutlich länger war als die 
zuvor umgestalteten Straßen, war klar, 
dass eine Umgestaltung nur in Etappen 
geschehen konnte. (Interview 8 2024: 8)

Zunächst wurden die finanzielle Situation 
des Bezirks und mögliche Fördertöpfe be-
trachtet, um herauszufinden, wie viel Bud-
get für eine Umgestaltung vorhanden ist 
(Interview 8 2024: 9). Als Hauptstraße A 
liegt die Thaliastraße in Kompetenz des 
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Projektablauf Umgestaltung Thaliastraße Abbildung 57: 
Ablaufgrafik 
 
Quelle: Eigene Darstellung

Bezirks, der auch budgetär für Umbau-
maßnahmen aufkommen muss. Der Be-
zirksvorsteher beauftragte die MA 28 mit 
einer Grundlagenerhebung der Einbau-
ten und der Möglichkeiten für Baumpflan-
zungen und Gestaltungsmaßnahmen, 
die inhaltlich sehr stark gemeinsam mit 
dem Bezirk durchgeführt wurde. 

Nach der Grundlagenerhebung erfolgte 
die Entscheidung zur Umgestaltung der 
Thaliastraße. 2020 wurde die Gebiets-
betreuung Stadterneuerung (GB* West) 
mit der Durchführung eines Beteiligungs-
verfahrens beauftragt, das aufgrund der 

COVID-19-Pandemie weitgehend online 
stattfinden musste. Zwischen April und 
September 2020 wurden ein Online-Fra-
gebogen in mehreren Sprachen und ein 
Online-Briefkasten eingerichtet. Auch 
wurden Online-Live-Chats mit Expert:in-
nen, eine Online-Diskussionsveranstal-
tung und Vor-Ort-Termine am Hofferplatz 
abgehalten. An der Online-Befragung 
nahmen 2.180 Personen teil, neben An-
rainer:innen auch Geschäftsleute und 
andere Menschen mit Bezug zur Thalia-
straße. Die Ergebnisse waren weitgehend 
progressiv und forderten vorwiegend 
Begrünungsmaßnahmen, Beschattung, 
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Abbildung 58: 
Umgestaltete Thaliastraße 

Höhe Fröbelgasse 
 

Quelle: Eigene Aufnahme

Abbildung 59: 
Haltestelle Feßtgasse mit 

umgestalteter Wendgasse 
 

Quelle: Eigene Aufnahme

Verkehrsberuhigung und Aufenthaltsbe-
reiche. (GB* 2020b; Interview 8 2024: 15)

Im gleichen Jahr wurde von der MA 19 ein 
Gestaltungswettbewerb ausgeschrieben, 
den DnD Landschaftsplanung für sich 
entscheiden konnte (DnD Landschafts-
planung o. J.). Es folgte die Ausarbeitung 
eines Lageplans auf Basis des Einreich-
projekts und der Ergebnisse der Bürger:in-
nenbeteiligung.

2021 erfolgte der Baustart des ersten Ab-
schnitts vom Gürtel bis zur Feßtgasse, der 
im November 2021 fertiggestellt wurde. 
(Payer 2021) Es folgte der zweite Abschnitt 

bis zur Huttengasse, der 2023 fertiggestellt 
wurde. Im August 2024 starteten die Bau-
arbeiten für den letzten Abschnitt von der 
Huttengasse bis zu Johann-Staud-Gas-
se. Geplante Fertigstellung ist im Sommer 
2025. (BV 16 2024a)

Die Kosten für die Umsetzung des ersten 
Abschnitts betrugen 8,2 Mio. Euro, wobei 
1,5 Mio. Euro aus dem EFRE-Fördertopf ka-
men (Stadt Wien o. J.-e). Die Kosten für 
den zweiten Abschnitt betrugen 7,5 Mio. 
Euro, davon kamen 3 Mio. Euro von EFRE 
(Stadt Wien o. J.-f). Der dritte Abschnitt 
wird voraussichtlich 5,5 Mio. Euro kosten 
(wien.orf.at 2024b).
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Abbildung 60: 
Umgestaltete Thaliastraße  
Höhe Fröbelgasse 
 
Quelle: Eigene Aufnahme

Abbildung 61: 
Zurückversetzte Straßen-
bahnhaltestelle 
Quelle: Eigene Aufnahme

Abbildung 62: 
Umgestaltete Thaliastraße  
Höhe Feßtgasse 
 
Quelle: Eigene Aufnahme
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Akteur:innen
Das folgende Kapitel gibt eine Übersicht 
über die handelnden Akteur:innen im Pro-
zess der Umgestaltung der Thaliastraße 
zwischen 2020 und 2025 und das Akteurs-
handeln in Bezug auf deren Motive, Ziele, 
Kommunikation und Zusammenarbeit. 
Die Akteur:innen werden einerseits nach 
amtlichen Funktionen, andererseits nach 
Einzelpersonen und Institutionen aufgelis-
tet. Es werden nur Akteur:innen aufgelistet, 
die direkt und öffentlich sichtbar in Ver-
bindung mit dem Gestaltungsprozess der 
Thaliastraße in Erscheinung getreten sind 
oder in Interviews erwähnt wurden. Die 
Funktionen werden dort getrennt, wo sie 
im Prozess getrennt aufscheinen.

Akteur:innen in politischen Funktionen

• Bezirksvorsteher:innen Franz Prokop 
(SPÖ, 2004-2024), Stefanie Lamp (SPÖ, 
seit 2024)
• Vorsitzender und Stellvertretender Vor-
sitzender der Mobilitätskommission in der 
Bezirksvertretung
• Geschäftsgruppe für Innovation, Stadt-
planung und Mobilität 

Andere politische Akteur:innen
• SPÖ Ottakring
• Die Grünen Ottakring
• Oppositionsparteien ÖVP Ottakring und 
FPÖ Ottakring

Akteur:innen in der Verwaltung
• MA 19 – Architektur und Stadtgestal-
tung
• MA 28 – Straßenverwaltung und Stra-
ßenbau
• MA 42
• MA 46 – Verkehrsorganisation und 
technische Verkehrsangelegenheiten
• Wiener Linien

Externe Planer:innen
• DnD Landschaftsplanung

Externe Akteur:innen
• Gebietsbetreuung Stadterneuerung 
7/8/9/16/17/18 (GB* West)
• Ottakringer Brauerei
• Geschäftsleute
• Öffentlichkeit
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Quelle: Eigene Darstellung
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Akteurshandeln und Interes-
sen der handelnden Personen 
und Institutionen

Der Handlungsprozess zur Umgestaltung 
der Thaliastraße kann als sehr linear be-
zeichnet werden. Das Projekt war zwar 
technisch komplex und zeichnet sich 
durch zahlreiche Innovationen aus, konn-
te aber durch die lineare Nutzungsstruktur 
und im Gesamtverlauf nahezu gleichblei-
bende bauliche Struktur relativ einfach 
abgewickelt werden. Auch die stabilen 
politischen Verhältnisse trugen zu einer 
kurzen Projektdauer bei.

Als Bezirksvorsteher:innen und formale 
Auftraggeber:innen hatten Franz Prokop 
und seine Nachfolgerin Stefanie Lamp 
die Rolle der politischen Projektsteuerung, 
die sie weitgehend an den Vorsitzenden 
der Mobilitätskommission der Bezirks-
vertretung Andreas Mrkvicka und den 
stellvertretenden Vorsitzenden Daniel 
Glaser, beide SPÖ, abgaben. Die Bezirks-
vorsteher:innen waren lediglich an wich-
tigen Besprechungen anwesend, wäh-
rend Mrkvicka und Glaser alle inhaltlichen 
Besprechungen betreuten und sich hier 
stark einbrachten. Wesentliches Interesse 
an der Umgestaltung bestand in der At-
traktivierung der Thaliastraße als Ganzes 
mit Baumpflanzungen und Beschattung. 
Damit einher gehen sollte eine Attraktivie-
rung der Thaliastraße als Einkaufsstraße, 
was den Geschäftsleuten zugutekommen 
sollte. Hätte es aus technischen Gründen 
kaum Möglichkeiten zu Baumpflanzun-
gen gegeben, hätte man womöglich von 

einer Umgestaltung in diesem Maßstab 
abgesehen. (Interview 8 2024: 13–14)

Die Bezirksvorsteher:innen der SPÖ und 
deren Bezirksrät:innen traten während 
des Beteiligungsprozesses öffentlich in 
Erscheinung und hatten Einfluss auf das 
Agenda Setting der Bezirkspartei und so-
mit auf die Ziele der Neugestaltung der 
Thaliastraße. Die SPÖ Ottakring ist in 
ihren Meinungen in Bezug auf Stadtge-
staltung, Verkehr und Mobilität breit gefä-
chert, wodurch regelmäßig innerhalb der 
Partei Kompromisse gefunden werden 
müssen. Manche Verbände haben dabei 
besonderen Einfluss, beispielsweise der 
sozialdemokratische Wirtschaftsverband, 
der die Gewerbetreibenden vertritt. In die 
Entscheidungen in der Projektsteuerung 
der Vorsitzenden der Mobilitätskommissi-
on wurde viel Vertrauen gelegt, sie waren 
in ihren Entscheidungen sehr frei, hatten 
jedoch die Interessen ihrer Mitglieder im 
Hinterkopf. Sie berichteten der Bezirkspar-
tei regelmäßig über den Projektstand und 
waren Ansprechpartner für Fragen. (Inter-
view 8 2024: 17) Auch wenn die Stellplatz-
zahl in der Thaliastraße deutlich reduziert 
wurde, kann die Beibehaltung zahlreicher 
Stellplätze auf einen derartigen Aushand-
lungsprozess zurückgeführt werden.

Die Geschäftsgruppe für Stadtplanung 
und Mobilität unter den wechselnden 
Stadträtinnen Birgit Hebein und Ulli Sima 
traten im Prozess kaum in Erscheinung. 
Dieses zurückhaltende Verhalten lässt auf 
eine Legitimierung des Projekts durch die 
Stadtregierung und ein Vertrauen in die 
Projektsteuerung durch den Bezirk schlie-
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ßen. Die allgemeine Praxis lässt vermuten, 
dass sich die Stadträt:innen durch den 
Magistrat und ihre Bezirksparteien vom 
Planungsprozess berichten ließen. Stadt-
rätin Sima trat lediglich bei der Fertigstel-
lung der Bauabschnitte für Presseaus-
sendungen in Erscheinung (Payer 2021). 

Die Grünen Ottakring sichern die stabi-
le Mehrheit der SPÖ Ottakring in der Be-
zirksvertretung, was auf ein hohes Ge-
wicht in der Beschlussfassung schließen 
lässt. Insbesondere für Budgetbeschlüsse 
wird die Zustimmung der Mehrheit der 
Bezirksvertretung benötigt. Bei innovati-
ven Gestaltungsprojekten, wie jenes der 
Thaliastraße bezeichnet werden kann, ist 
die Zustimmung der Grünen zu erwarten. 
Gleichzeitig ist sie auch erforderlich, da 
eine Ablehnung durch ÖVP und FPÖ er-
wartbar ist. ÖVP Ottakring und FPÖ Otta-
kring bilden meist eine Koalition der Geg-
ner:innen verkehrspolitischer Projekte, die 
der Verkehrswende zugeordnet werden 
können.

Die MA 19 leitete das Gestaltungsprojekt 
von der Verwaltungsseite und war für die 
Ausschreibung des Gestaltungswettbe-
werbs zuständig. Die MA 28 war in wei-
terer Folge für das Straßendetailprojekt 
verantwortlich, das auf Basis des Ge-
staltungsentwurfs erstellt wurde. Die MA 
46 wird als Verkehrsbehörde sehr stark 
in Verkehrsplanungsprojekte miteinbe-
zogen und setzt gewisse verkehrsorgani-
satorische Rahmenbedingungen. Dabei 
wird sehr eng zwischen den Dienststellen 
und dem Landschaftsplanungsbüro zu-
sammengearbeitet. Die MA 42 ist für die 

Grünflächen und Baumpflanzungen ver-
antwortlich und ist dabei in enger Ab-
sprache mit dem Landschaftsplanungs-
büro.

DnD Landschaftsplanung ging als Sieger 
aus dem Gestaltungswettbewerb her-
aus und prägte damit die Gestaltung der 
Thaliastraße stark mit.

Die Wiener Linien sind aufgrund des 
Straßenbahnbetriebs in der Thaliastra-
ße relevante Akteur:innen. Sie haben vor 
allem Interesse an einem zügigen Stra-
ßenbahnbetrieb ohne Behinderungen. 
Die Wiener Linien hatten großen Einfluss 
auf die Entscheidung, dass der Abschnitt 
zwischen Gürtel und Kirchstetterngasse 
trotz des Wunsches des Bezirks nicht zur 
Begegnungszone wurde, da sie Sorge um 
Behinderungen der Straßenbahn durch 
Fußgänger:innen hatte. Der Abschnitt 
ist nun auf eine Verordnung als Begeg-
nungszone vorbereitet, wofür lediglich 
die Verkehrszeichen getauscht werden 
müssten. Als Kompromiss wurde durch 
den Bezirk Tempo 30 ausverhandelt, von 
dem die Straßenbahn und Nachtlinien-
busse ausgenommen sind. (Interview 8 
2024: 26 und 30) Diese Entscheidung zeigt 
informelle Macht, die die Wiener Linien im 
Planungsprozess hat. Trotz des politischen 
Wunsches des Bezirks und seines Zustän-
digkeitsbereichs wurde das Interesse der 
Wiener Linien höher gewichtet als der Be-
zirkswunsch nach Verkehrsberuhigung 
und höherer Attraktivität für Fußgän-
ger:innen. Im Entscheidungshandeln kann 
von zwei möglichen Handlungssträngen 
ausgegangen werden. Entweder fügte 
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sich der Bezirk dem Einspruch der Wie-
ner Linien oder Stadträtin Sima entschied 
zugunsten der Wiener Linien. Beide Ent-
scheidungswege lassen auf eine große 
informelle Macht der Wiener Linien Pla-
nungsentscheidungen schließen.

Die GB* West wurde durch den Bezirks-
vorsteher beauftragt, das Bürger:innen-
beteiligungsverfahren durchzuführen und 
trat dabei präsent in der Öffentlichkeit auf 
(GB* 2020b).

Die Ottakringer Brauerei ist als größ-
ter Wirtschaftsbetrieb im nahen Ein-
zugsbereich mit Zufahrtserfordernissen 
durch Lkw und stadtbildprägendes und 
identitätsstiftendes Element des Bezirks 
wichtige Akteurin in Prozessen der Be-
zirksentwicklung und wurde auch im Pla-
nungsprozess der Thaliastraße eigens 
miteinbezogen (Interview 8 2024: 11). Ihr 
Interesse bezieht sich vorwiegend auf die 
Zufahrtserfordernisse des Brauereiareals 
und auf die geplante Bebauungsentwick-
lung auf dem Gelände der derzeitigen 
Mitarbeiter:innengarage bei der Feßtgas-
se (Schrenk und Puschautz 2021).

Die Geschäftsleute und die breite Öf-
fentlichkeit wie Anwohner:innen wurden 
durch den Beteiligungsprozess in die Ent-
wicklung der Thaliastraße miteinbezogen. 
Dabei wurde vor allem der Wunsch nach 
mehr Grün und Beschattung im Straßen-
raum rückgemeldet. Die Rückmeldungen 
der Geschäftsleute wurden getrennt aus-
gewertet. Hier zeigte sich vor allem der 
Wunsch nach breiten Gehsteigen, mehr 
Sitzgelegenheiten und hochwertigen Bo-

denbelägen. Insgesamt wünschte sich 
die Mehrheit der Befragten eine innova-
tive, progressive Straßenraumgestaltung. 
(GB* 2020a)

Aufgrund der geringeren Untersuchungs-
tiefe als bei der Fallstudie Praterstraße 
können hier keine Aussagen über Koali-
tionen nach dem ACF gemacht werden.

Projektfazit

Die Umgestaltung der Thaliastraße im 
öffentlichen Diskurs kann tendenziell als 
positiv eingeschätzt werden. Das Interes-
se der Bezirke 7 und 8 an einer ähnlichen 
Umgestaltung der Lerchenfelder Straße 
(Interview 8 2024: 22) zeigt eine positive 
Wahrnehmung des Prozesses und der 
Gestaltung. Im Folgenden Abschnitt wer-
den Projekterfolge und Innovationen auf-
gelistet, denen sich Schlussfolgerungen 
zu fördernden und behindernden Fak-
toren anschließen. Abbildung 63 ordnet 
diese Nischeninnovationen im Projekt in 
die MLP ein.

• Die klimafitte Umgestaltung der Thalia-
straße wurde durch das Pflanzen von 221 
Bäumen in für Wiener Straßenplanungen 
engem Abstand, Wasserspiele und be-
grünte Baumscheiben erreicht und kann 
als erfolgreich bezeichnet werden. Die 
Pflanzung von schnell wachsenden Bäu-
men soll bald zu einer guten Überschat-
tung der Straße führen.
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• Die Verbesserung der Aufenthaltsquali-
tät, unter anderem zur Stärkung der Funk-
tion als Einkaufsstraße, wurde durch eine 
hohe Oberflächen- und Gestaltungsqua-
lität, die Einrichtung von Sitzmöglichkeiten 
und schattenspendende Baumpflanzun-
gen erreicht.

• Die Qualität des öffentlichen Verkehrs 
ist durch den Entfall der befahrbaren Hal-
testellenkaps verbessert worden. Hierfür 
wurde in Kauf genommen, dass sich die 
Umsteigewege aufgrund der Neulage der 
Haltestellen wegen Abbiegefahrstreifen 
leicht verlängern. Durch die Reduktion der 
Stellplätze kann von einer Reduktion der 
Aus- und Einparkvorgänge ausgegangen 
werden, was sich auf die Zuverlässigkeit 
der Straßenbahn positiv auswirkt.

• Die Qualitäten für den Radverkehr wur-
den durch die Einrichtung von Radfahren 
gegen die Einbahn in nahezu allen Quer-
gassen und die großzügige Ausstattung 
mit Radabstellplätzen verbessert. In der 
Thaliastraße selbst wurden die Breite der 
Gehsteige und die Errichtung von Bäumen 
und des Parkstreifen höher gewichtet als 
die Errichtung von Radverkehrsanlagen, 
was unter anderem mit der Erreichbarkeit 
durch die Parallelstraßen begründet wird.

• Innovationen im Projekt sind die nied-
rigen Gehsteigkanten, die eine nahe-
zu Niveaufreiheit des Straßenraumes 
schaffen und in Schienenstraßen bis-
her nicht umgesetzt wurden. Tempo 30 
in einer Schienenstraße (ausgenommen 
Straßenbahn) wurde erstmals in einem 

klimafitte Umgestaltung Planungsstandards
für Einkaufsstraßen

Gestaltungs-
maßnahmen

Begegnungszone
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Rückhalt von Klimawandel-

anpassung

Finanzielle
Förderstruktur
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Abbildung 64: 
Einordnung der Innovationen des 
Projekts Thaliastraße in die MLP 
 
Quelle: Eigene Darstellung
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Außenbezirk umgesetzt. Die vom Bezirk 
gewünschte Begegnungszone konnte 
aufgrund der Opposition durch die Wie-
ner Linien nicht umgesetzt werden, ist je-
doch baulich vorbereitet. Es ist erwartbar, 
dass durch politischen Druck eine Umset-
zung von Begegnungszonen in Schienen-
straßen in Zukunft möglich wird.

Nachfolgend werden die fördernden und 
behindernden Faktoren für Innovationen 
in der Umgestaltung der Thaliastraße er-
läutert.

• Die Projektsteuerung des Bezirks mit 
ambitionierten Zielsetzungen zeigten gro-
ßen Einfluss auf die Qualität des Projekts 
und die Zahl der positiv umgesetzten In-
novationen.

• Durch den Straßenbahnbetrieb hatten 
die Wiener Linien – mit der jahrelange 
stadtpolitische Förderung des öffentli-
chen Verkehrs legitimiertes – Interesse an 
einem schnellen Vorankommen der Stra-
ßenbahn und möglichst wenig Einflüssen 
durch andere Verkehrsteilnehmer:innen. 
Sie beteiligten sich an der Gestaltung der 
Haltestellen und nahmen für den Entfall 
der befahrbaren Haltestellenkaps verlän-
gerte Umsteigewege in Kauf.

• In Wien gibt es bisher keine Begeg-
nungszone mit Straßenbahnbetrieb, 
dementsprechend fehlen Erfahrungen 
und die Skepsis seitens der Wiener Linien 
ist hoch. Erfahrungen aus anderen Städ-
ten mit Straßenbahnen in Fußgänger:in-
nenzonen – beispielsweise die Landstra-
ße in Linz und die Herrengasse in Graz 

– wurden für die Entscheidung nicht he-
rangezogen. In der Thaliastraße lehnten 
die Wiener Linien eine Einrichtung einer 
Begegnungszone auf einer Länge von 
ca. 380 m ab. Es wurde ein Kompromiss 
ausgehandelt: Tempo 30 ausgenommen 
Straßenbahn und die bauliche Vorberei-
tung des Begegnugnszonenabschnitts, 
falls einer Einrichtung in späteren Jahren 
zugestimmt würde. Dieser Faktor zeigt die 
informelle Macht, welche die Wiener Li-
nien im Entscheidungshandeln der Ver-
waltung hat. 

• Da die finanzielle Situation des Bezirks 
nicht ausgereicht hätte, um eine Um-
gestaltung der Thaliastraße in dieser Di-
mension umsetzen zu können, hatten die 
finanziellen Förderungen seitens der EU 
und der Stadt Wien großen Einfluss auf 
den Projektumfang.

Als Landschafts-Faktor (Einordnung in 
die MLP in Abbildung 63) für die Initiative 
der Umgestaltung besonders relevant er-
scheint die deutliche Zunahme der Hitze-
tage in Wien, was den politischen Willen 
für Klimawandelanpassung im Straßen-
raum deutlich erhöht. Dass Ottakring in 
einem EU-Zielgebiet für die strukturelle 
Entwicklung liegt, hat einen sehr positiven 
Einfluss auf eine Umgestaltung, da die 
Fördergelder die Umgestaltung in diesem 
Ausmaß erst zuließen. Hinzu kommen För-
derungen durch den Bund und die Stadt 
zur Umsetzung von Fußverkehrsmaßnah-
men und Klimawandelanpassung.
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Ebenfalls großen Einfluss auf Entschei-
dungen haben die bestehenden ver-
kehrlichen Nutzungen und deren Einbet-
tung in das Planungssystem. Die Wiener 
Linien genießen großen Rückhalt in der 
Geschäftsgruppe für Stadtplanung und 
Mobilität. Damit können sie stark beein-
flussen, welche Verkehrsorganisation in 
Schienenstraßen wie der Thaliastraße 
möglich ist. Das Paradigma der „automo-
bilen Erreichbarkeit“ der gesamten Thali-
astraße wurde im Prozess nie hinterfragt, 
was auch die hohe Anzahl an Pkw-Stell-
plätzen im Straßenraum zeigt. Die Erreich-
barkeit der Thaliastraße mit dem Pkw ist 
im Planungssystem Teil des „Autore-
gimes“, in der Fallstudie ein Landschafts-
Faktor oder sogar Teil des Wertesystems, 
das über der Landschaft liegt.
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4.6. Vergleich der Fall-
studien
Im folgenden Kapitel werden die Erkennt-
nisse aus den Interviews zur institutio-
nellen Handlungspraxis in der Verkehrs-
planung in Wien und aus den Fallstudien 
zusammengefasst und daraus genera-
lisierte Aussagen für die Wiener Planung 
abgeleitet. Hierfür werden gemeinsame 
Faktoren verknüpft und rein projektspezi-
fische Faktoren herausgelöst. 

Die Fallstudien haben gewisse Ähnlich-
keiten in der Akteur:innenstruktur, sind in 
ihrem Projektablauf jedoch deutlich un-
terschiedlich. Das Supergrätzl Favoriten 
sticht dabei aufgrund seines Projektcha-
rakters als Pilotprojekt mit eigener Orga-
nisation heraus. Tabelle 4 vergleicht die 
Fallstudien in Bezug auf behindernde und 
fördernde Akteur:innen. Tabelle 5 gibt eine 
Übersicht über den Grad der Involviertheit 
der handelnden Akteur:innen in den Fall-
studien.

Praterstraße 
Teil 1

Praterstraße 
Teil 2

Supergrätzl Favo-
riten

Thaliastraße

Politische 
Initiative

(Stadt) 
Bezirk

Stadt 
(Bezirk)

Stadt & 
Bezirk

(Stadt) 
Bezirk

Projektziele klimafitte Straßen-
umgestaltung, 
Umsetzung Rad-
Langstrecke

Umsetzung Rad-
Langstrecke, klima-
fitte Straßenumge-
staltung

Erfolgreiche Umset-
zung Pilotprojekt mit 
Tactical Urbanism 
Maßnahmen

Klimafitte Straßen-
umgestaltung

Akteur:innen 
(fördernd)

Planer:innen 
Stadträt:innen 
Mobilitätsagentur

Stadträtin 
Mobilitätsagentur

NEOS Wien 
Planer:innen 
MA 18

Bezirksvorste-
her:innen 
Bezirkspartei 
Wiener Linien

Akteur:innen 
(behindernd)

SPÖ Leopoldstadt 
SPÖ Wien 
MA 46

nicht bekannt MA 46 Wiener Linien

Umsetzungs-
kosten

nicht umgesetzt 4,6 Mio. EUR

(BV2 2024: 43)

Pilotphase: 
200.000 EUR

Umsetzungsphase: 
8 Mio. EUR

Voraussichtlich 
21,2 Mio. EUR

(Stadt Wien o.J.-f, 
o.J.-e; wien.orf.at 
2024b)

Tabelle 4:  
Vergleich der Fallstudien

Tabelle 5:  
Akteur:innen in den Fallstudien



Akteur:in Praterstraße Supergrätzl Favoriten Thaliastraße

Verkehrsstadträtin und 
Geschäftsgruppe

Teil 1: schwach involviert

Teil 2: stark involviert, 
politische Projektsteue-

rung

wenig involviert wenig involviert

SPÖ Wien Interventionen der 
Bezirksparteien - -

Die Grünen Wien Interventionen der 
Bezirksparteien - -

NEOS Wien -
Projekt vermutlich durch 

NEOS in die politische 
Agenda gebracht

-

Bezirksvorsteher:in stark involviert involviert involviert, politische 
Projektsteuerung

Bezirksrät:innen der 
Partei des:r Bezirksvor-
steher:in

Involvierung direkt in 
die Planung unbekannt, 
Interventionen von SPÖ 
und Grünen über Stadt-

partei

involviert

Delegierung von 
Aufgaben durch den 

Bezirksvorsteher

Vorsitzende der Mobili-
tätskommission stark 

involviert

Delegierung von 
Aufgaben durch den:die 

Bezirksvorsteher:in

Magistratsdirektion
Bei politischen Entschei-
dungen zu Zielkonflikten 

involviert

vermutlich wenig invol-
viert

vermutlich wenig invol-
viert

Mobilitätsagentur vermutlich vorwiegend 
Marketing

vermutlich wenig invol-
viert

vermutlich wenig invol-
viert

GB* Durchführung Bürger:in-
nenbeteiligungsprozess involviert Durchführung Bürger:in-

nenbeteiligungsprozess

MA 18 involviert Projektleitung involviert

MA 19 Projektleitung Gestal-
tungsprojekt involviert Projektleitung

MA 21 - involviert -

MA 28 Projektleitung Verkehrs-
projekt stark involviert stark involviert

MA 42 involviert involviert involviert

MA 46 involviert stark involviert involviert

Private Planungsbüros

Vorstudie:  
Verkehrsplanung

Teil 1: Landschaftsarchi-
tektur, Verkehrsplanung 
und Stadtklimatologie

Teil 2: Landschaftsarchi-
tektur und Verkehrspla-

nung

Prozessgestaltung und 
Tactical Urbanism und 

Verkehrsplanung
Landschaftsarchitektur

Bevölkerung und lokale 
Wirtschaftstreibende beteiligt intensiv beteiligt beteiligt
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4.7. Erkenntnisse aus 
den Fallstudien
In Anbetracht der Grenzen der Transfor-
mation öffentlicher Räume in Wien lassen 
sich Aussagen aus dem akteurszentrier-
ten Vergleich der Fallstudien ziehen. 

Die Verwaltung arbeitet neutral, aber 
zielgerichtet
Das Verwaltungssystem ist prinzipiell da-
rauf ausgelegt, dass das Verwaltungs-
personal nicht wechselt, wenn sich die 
politischen Machtverhältnisse ändern. 
Die Verwaltung soll unter unterschied-
lichen politischen Führungen nach glei-
chen Maßstäben arbeiten und die poli-
tischen Vorgaben ausführen. Während 
in der Fallstudie Thaliastraße diese poli-
tischen Vorgaben sehr klar waren, zeigte 
sich bei der Praterstraße eine Führungs-
losigkeit und dadurch divergierende Ziel-
setzungen im Entscheidungshandeln 
der Verwaltung. Dies wurde durch unter-
schiedliche politische Signale der um die 
Mehrheit in der Bezirksvertretung kämp-
fenden Bezirksparteien SPÖ und Grüne 
gefördert. Beim Supergrätzl Favoriten 
waren die politischen Zielsetzungen klar, 
jedoch der Prozess ein Novum und daher 
für die ausführenden Verwaltungsorgane 
schwierig im Umgang. Es zeigt sich, dass 
klare politische, prozessuale und struktu-
relle Vorgaben der Handlungsspielräume 
nachvollziehbare Entscheidungen der 
Verwaltungsorgane fördern. Ansonsten 
kann es zu Oppositionstätigkeiten von 
Einzelpersonen in der Verwaltung kom-
men, die Planungsprozesse verkompli-

zieren und die Transformation bremsen. 
Beispielhaft ist hier die MA 46 zu nennen, 
die häufig als Behinderer genannt wird, 
da sie die Interessen einer ohnehin eher 
den Kfz-Verkehr bevorzugenden StVO 
durchsetzen muss und Tendenzen zeigt, 
den Status-Quo gegenüber Veränderun-
gen zu bevorzugen. Sind die politischen 
Rahmenbedingungen konkret und klar, 
tut sie sich deutlich leichter in ihrem Ent-
scheidungshandeln und tritt weniger 
als Opposition der Transformation auf. 
Durch politische Entscheidungen der Be-
zirke oder der Geschäftsgruppe können 
die Magistratsabteilungen notfalls auch 
zu bestimmten Handlungen gezwungen 
werden, wobei das nicht der übliche Fall 
sein sollte.

Transformation braucht Mitwirkung der 
Bezirksvorsteher:innen
Die Bezirksvorsteher:innen haben durch 
ihren großen Kompetenzbereich eine sehr 
große Rolle in der Transformation öffent-
licher Räume. Alle drei Fallstudien zeigen, 
dass sie wesentliche Treiber von Umge-
staltungen sein können und gegenüber 
der Verwaltung Qualitäten einfordern. An 
dieser Stelle muss jedoch betont werden, 
dass die Fallstudien ein Bias in der Aus-
sagekraft haben. Die Projekte haben es 
alle in eine Umsetzung geschafft, was ein 
Wohlwollen der Bezirksvorsteher:innen 
und/oder der Bezirksvertretung voraus-
setzt, wodurch die Bezirksvorsteher:innen 
folglich als Unterstützer:innen in Erschei-
nung treten. Ohne diese Unterstützung 
würde es ein Projekt über die Ideenfin-
dungs- oder Planungsphase gar nicht 
erst hinausschaffen. Damit manifestiert 



177

sich auch die Macht, Tranformationen zu 
verhindern (Macht des Nicht-Entschei-
dens). Verstärkt wird diese Macht durch 
die Praxis der Stadträt:innen, das Einver-
nehmen der Bezirke bei ihren Handlungen 
zu suchen. Lediglich in sehr seltenen Fäl-
len und nur, wenn die Bezirksvorsteher:in-
nen einer anderen Partei angehören, 
werden Entscheidungen erzwungen. Aus-
sagen aus der Verwaltung lassen darauf 
schließen, dass der Generationenwech-
sel bei den Bezirksvorsteher:innen – mit 
tendenziell jüngeren und weiblichen Be-
zirksvorsteher:innen – eine Transforma-
tion begünstigt. Dem entgegen steht die 
unbegrenzte Amtszeit der Bezirksvorste-
her:innen – die längste Amtszeit hat der-
zeit der Bezirksvorsteher vom 3. Bezirk mit 
35 Jahren (Stadt Wien o. J.-a).

Die Wiener Linien können Förderer und 
Behinderer einer Transformation sein
Die Fallstudie Thaliastraße und Aussa-
gen aus den Interviews zeigen, dass die 
Wiener Linien große Macht bei Umgestal-
tungsprozessen haben, die den öffentli-
chen Verkehr betreffen. Dabei wird ihren 
Forderungen teilweise sogar mehr Ge-
wicht zugeschrieben als Forderungen der 
Bezirke. Im Fall der Thaliastraße stellten sie 
sich dabei als Verhinderer einer Nischen-
innovation in Form einer Begegnungs-
zone heraus. Dieser Umstand ließe sich 
durch Entscheidungen der Geschäfts-
gruppe steuern, wobei die Entscheidun-
gen tendenziell zugunsten der Wiener 
Linien ausgehen. Die Opposition der Wie-
ner Linien zu Tempo 30 und Begegnungs-
zonen in Straßen mit Busverkehr wird in 
den letzten Jahren jedoch immer weni-

ger Gewicht zugeteilt und die Wünsche 
der Bezirke höher gewichtet (derStandard 
2016; Die Presse 2014), was zeigt, dass sich 
die Grenzen der Transformation in Stra-
ßen mit öffentlichem Verkehr auch ver-
schieben können, wenn die Bezirke genug 
Durchsetzungskraft haben.

Gleichzeitig können Projekte des öffentli-
chen Verkehrs auch Förderer der Trans-
formation sein, wenn mit Bauprojekten 
des öffentlichen Verkehrs auch Kfz-Ver-
kehrsberuhigung oder die Errichtung 
von Radverkehrsinfrastruktur einhergeht. 
Beispiele sind die Universitätsstraße, wo 
2024 eine Umnutzung des öffentlichen 
Raums nach U-Bahn-Bauarbeiten statt-
fand (Krutzler 2024), sowie die Verlänge-
rung der Straßenbahnlinie 18 zum Stadion, 
im Zuge dessen ein Radweg errichtet und 
die Stadionallee für Kfz-Durchzugsverkehr 
gesperrt werden (Winterthaler 2023).

Ohne die SPÖ keine Umgestaltung
Die Stadträt:innen haben großen Einfluss 
auf die Transformation, legen sie doch die 
politischen Rahmenbedingungen für den 
Mobilitätsbereich fest. Die zwei Phasen 
der Fallstudie Praterstraße zeigen, dass 
eine politisch starke Stadträtin Projekte 
deutlich intensiver voranbringen kann. 
Dabei ist sie jedoch auf den Rückhalt der 
SPÖ Wien angewiesen und auf das Ein-
vernehmen des Bezirks. Die SPÖ hat dabei 
durch die Mehrheit im Gemeinderat und 
in der Stadtregierung und durch die Stel-
lung der meisten Bezirksvorsteher:innen 
eine besondere Machtstellung und viel 
Einfluss auf die Genese von Umgestal-
tungsprozessen. Es kann gesagt werden, 
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dass ohne die Zustimmung der SPÖ – so-
wohl auf Bezirks- als auch auf Stadtebene 
– keine Großprojekte umgesetzt werden 
können.

Die höchsten politischen Ämter, welche in 
der Wiener Stadtpolitik bestritten werden 
können, sind vorwiegend mit Politiker:in-
nen der SPÖ besetzt. Diese Ämter geben 
Einzelpersonen ein hohes Maß an Ent-
scheidungsmacht, die durch die Macht-
dynamiken innerhalb der Partei begrenzt 
ist. Diese Machtdynamik innerhalb der 
SPÖ kann dabei in einer Triangulation 
beschrieben werden. Die politischen Ent-
scheidungsträger:innen in der Stadtre-
gierung, also der Bürgermeister und die 
Stadträt:innen, sind auf den Rückhalt der 
Bezirksvorsteher:innen und der Stadt- und 
Bezirksparteien angewiesen. Die Bezirks-
vorsteher:innen sind auf den Rückhalt 
ihrer Bezirkspartei und der Stadträt:innen 
angewiesen. Die Stadt- und Bezirkspar-
teien üben Druck auf jene Personen aus, 
die politische Ämter besetzen, sind aber 
zur Umsetzung politischer Programme 
auf diese angewiesen. Hinzu kommen 
Machtdynamiken in Zusammenhang mit 
anderen Parteien in der Stadtregierung 
und in den Bezirken, die je nach politi-
scher Zusammensetzung unterschiedlich 
komplex sein und Projekte fördern oder 
behindern können. Gemeinsam ist ihnen 
jedoch die Dominanz der SPÖ auf allen 
städtischen Ebenen.

Die Planungsstadträtinnen Vassilakou, 
Hebein und Sima zeigten sich als Initiativ-
geber:innen und Unterstützer:innen von 
Umgestaltungen, wobei Machtkonstella-

tionen und Machtausübung hierbei gro-
ße Einflüsse spielen und die Unterstützung 
von Bezirken in ihren Umgestaltungen un-
terschiedlich ist.

Private Planungsbüros fördern 
Innovationen
Aus allen Fallstudien zeigt sich, dass die 
Planungsbüros großen Einfluss auf die 
Umsetzungen von Innovationen in Projek-
ten haben. Im Fall der Praterstraße stell-
ten sich die Planungsbüros gar als einzige 
Treiber und Verteidiger innovativer Maß-
nahmen heraus. Die Herbeiziehung von 
Planungsbüros kann daher als positiv zur 
Herbeiführung der Transformation be-
trachtet werden.

Der Kfz-Verkehr ist weiterhin 
wesentliches Planungsparadigma
Kaum hinterfragt wurde in allen Fallstu-
dien die Dominanz des Kfz-Verkehrs im 
Straßenraum. In der Praterstraße und in 
der Thaliastraße war die Aufrechterhal-
tung des bestehenden Kfz-Verkehrs we-
sentliche Planungsbedingung. Beim Su-
pergrätzl Favoriten war die Verhinderung 
von Durchzugsverehr zwar Projektziel, an 
der Dominanz des Kfz-Verkehrs im Stra-
ßenraum hat sich allerdings kaum etwas 
verändert.
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4.8. Die Fallstudien in der 
Multi-Level-Perspektive
Die unterschiedlichen Pfade der drei 
Fallstudien im Wiener Planungssystem, 
wie sie in Abbildung 64 dargestellt sind, 
lassen sich anhand des Projektverlaufs 
und der Wirkung auf zukünftige Projekte 
erklären. Das Projekt Praterstraße hatte 
mit einigen prozessbedingten Hürden 
zu kämpfen, die großteils jedoch nicht 
durch den innovativen Charakter der 
baulichen Umsetzung, sondern durch die 

spezifische politische Lage im Planungs- 
und Umsetzungszeitraum im 2. Bezirk be-
dingt waren. Schlussendlich lässt sich 
feststellen, dass die Innovationen in den 
Gestaltungsprinzipien und in der tech-
nischen Umsetzung – insbesondere der 
Baumpflanzungen im Schwammstadt-
prinzip – Modellcharakter haben und ih-
ren Weg in das Regime gefunden haben. 
Dennoch muss noch einigen prozessua-
len Herausforderungen in der Umsetzung 
innovativer Maßnahmen der Klimawan-
delanpassung begegnet werden. Um 
ihnen einen stabilen Platz im Regime zu 

Praterstraße Supergrätzl Favoriten Thaliastraße

Landscape

Regime

Nische

Wiener Planungsregime mit 
Merkmalen eines „Autoregimes“

klimaaktiv mobil
Förderungen

Änderung der
öffentliche Meinung 
bezüglich Radfahren 

und Klimaschutz
steigende Hitze

in der Stadt

Abbildung 65: 
Wirken der Fallstudien auf das 
Wiener Planungssystem 
 
Quelle: Eigene Darstellung
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gewährleisten, sollten diese prozessua-
len Schwierigkeiten in der Planung inten-
siv behandelt werden.

Das Projekt Supergrätzl Favoriten ist auf-
grund seines Pilotstatus als Innovations-
inkubator ausgelegt und testet die Um-
setzungsmöglichkeiten und Wirkungen 
von Innovationen, welche das Supergrätzl 
für Wien selbst auch ist. Die bisherigen Er-
gebnisse zeigen gute Entwicklungen, es 
ist zu erwarten, dass zumindest der Groß-
teil der Innovationen ihren Weg in das Re-
gime finden. 

Das Projekt Thaliastraße ist durch einige 
Innovationen in der Gestaltung und vo-
rausschauenden Planung geprägt, die 
durch eine gute politische Projektsteue-
rung umgesetzt werden konnten und Mo-
dellcharakter für zukünftige Planungen 
haben. Das Interesse anderer Bezirke so-
wie die beispielhafte Wirkung bestehen-
der Umsetzungen lassen ein stabiles Ver-
bleiben im Regime erwarten. Auch wenn 
einzelne Elemente (Begegnungszone in 
einer Schienenstraße) noch nicht um-
setzbar sind, erscheint ein Paradigmen-
wechsel in Zukunft absehbar. 

Da die Projekte erst kürzlich abgeschlos-
sen wurden oder noch in Umsetzung sind, 
ist eine längerfristige Wirkung auf die Wie-
ner Planungskultur noch nicht feststellbar.

4.9. Übertragbarkeit auf 
andere Städte
Bei der Analyse von Transformations-
prozessen an konkreten Beispielen muss 
immer der planungspolitische Kontext 
betrachtet werden, da nicht alle Erkennt-
nisse direkt auf andere Betrachtungs-
räume übertragen werden können. Das 
Wiener Planungssystem hat mehrere Be-
sonderheiten:

• Wien ist sowohl Stadt als auch Bundes-
land, was Wien in die (in Österreich) ein-
zigartige Rolle bringt, legislativ tätig zu 
sein. Durch die föderale Struktur Öster-
reichs hat Wien damit sehr viel Spielraum 
in der örtlichen Planung und kann sehr 
viele Vorgaben selbst beschließen.

• Durch diese Struktur ist die Stadtregie-
rung oberste Instanz in Planungsprozes-
sen. Im Gegensatz zu anderen Städten 
muss das Land nicht extra eingebunden 
werden, wenn beispielsweise Landesstra-
ßen berührt werden.

• Wien ist selbst föderal organisiert und in 
23 Bezirke unterteilt, die sehr viele Kompe-
tenzen in ihrem eigenen Wirkungsbereich 
selbst verwalten. Diese Struktur ist in Ös-
terreich einzigartig und verursacht eine 
besondere politische Dynamik. Die poli-
tischen Analysen für Wien sind daher oft 
nicht auf andere Städte anwendbar.
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• Die Stadtstruktur ist in Wien sehr divers 
und beinhaltet einen sehr dicht bebauten 
urbanen Bereich, aber auch Vorstädte 
und ländliche Gebiete. Das führt unter an-
derem dazu, dass die Stadtpolitik sowohl 
von eher progressiven politischen Kräften 
in den Innenstadtbereichen als auch eher 
konservativen politischen Kräften an den 
Stadträndern geprägt ist. Im Gegensatz 
zu Wien wurden in Paris beispielsweise 
die Vorstädte nie eingemeindet, was es 
progressiven Kräften erleichtert, Wahlen 
zu gewinnen.

Diese Faktoren zeigen, dass direkte Ver-
gleiche unterschiedlicher Städte oft nicht 
möglich sind, ohne die politische Struktur 
mitzubetrachten. 
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Einleitung

Die Nachhaltigkeitstransformation des 
Verkehrssystems steht in Anbetracht 
großer sozialer und wirtschaftlicher Ab-
hängigkeiten vor deutlichen Heraus-
forderungen. Bis auf einige wenige Pa-
radebeispiele ist eine Verlagerung zu 
einer energie- und flächensparender 
Verkehrs- und Siedlungsentwicklung vom 
globalen bis zum europäischen wie auch 
österreichischen Kontext nicht absehbar. 

Die Stadt Wien hat sich ambitionierte 
Ziele zur Dekarbonisierung des Energie-
haushalts gesetzt und zeigt sich damit als 
Wegbereiterin urbaner Transformation. 
Während diese Ziele im Energiebereich 
zwar ambitioniert, aber aufgrund gerin-
ger sozialer Widerstände schaffbar er-
scheinen, zeichnet sich im Mobilitäts- und 
Verkehrsbereich ein anderes Bild ab. Zwar 
fördert die Stadt seit Jahrzehnten den 
Ausbau des öffentlichen Verkehrs und hat 
mit 32 % im Vergleich zu anderen Groß-
städten – München 24%, Prag 29%, Zürich 
29% (Landeshauptstadt München 2017; 
Polaď Prahu 2025; Stadt Zürich 2024) – 
auch einen großen Anteil am Modal Split 
beim Fußverkehr. Allerdings wurde erst 
vor etwa fünf Jahren damit begonnen, 
das Radverkehrsnetz systematisch und in 
hoher Geschwindigkeit auszubauen. Was 
bisher noch keine politische Mehrheit ge-
funden hat, sind konsequente Push-Maß-
nahmen zur Reduktion des Kfz-Verkehrs, 
welche erforderlich erscheinen, um die 
Mobilitätsziele im Kfz-Verkehr zu errei-

chen. Während die Stadt die Kapazitäten 
für den Kfz-Verkehr in der Bestandsstadt 
seit Jahrzehnten kaum mehr ausbaut und 
die Fahrstreifen in einigen Straßen (in ge-
ringem Ausmaß) reduziert, fehlt jedoch 
eine flächendeckende Umverteilung des 
öffentlichen Raums mit weitreichenden 
Einschränkungen des Kfz-Verkehrs. Zu-
dem birgt die Forcierung neuer Straßen-
bauprojekte am Stadtrand wie die Nord-
ostumfahrung mit dem Lobautunnel eine 
große Gefahr, die Mobilitätsziele zu kon-
terkarieren.

Bemerkenswert sind dennoch einige Ent-
wicklungen der letzten Jahre. So wurde 
die Radverkehrsplanung ab 2010 auf völ-
lig neue Beine gestellt und mit Umstruktu-
rierungen und Änderungen im Personal-
stand ein Bewusstsein für die Relevanz der 
Radverkehrsinfrastruktur aufgebaut, so-
dass diese bei allen Projekten zumindest 
mitgedacht wird. Dieser Prozess macht 
deutlich, dass derartige Umstrukturierun-
gen in der Verwaltung mindestens 10 bis 
15 Jahre dauern und mit zahlreichen Hür-
den verbunden sind. Eine solche Nach-
haltigkeitstransformation muss jeden-
falls mit einer strukturellen Bevorzugung 
der Entwicklung von Nischeninnovationen 
einhergehen. In Wien wurde mit der Grün-
dung der Mobilitätsagentur und deren 
Einbindung in die Verwaltungsprozesse 
eine Interessenvertretung für die Belan-
ge des Rad- und Fußverkehrs geschaffen 
und ein erster Schritt zur Förderung dieser 
Nischen gesetzt. 
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Letztendlich muss eine derartige Transfor-
mation politisch breit getragen und nach 
außen kommuniziert werden. Sie muss 
durch die gesamte Stadtregierung unter-
stützt und öffentlich kommuniziert wer-
den, insbesondere auch durch jene die 
Stadtpolitik dominierende(n) Partei(en). 
Einerseits gibt dies derartigen Vorhaben 
Rückhalt in den Parteien der eigenen 
Stadtregierung wie auch in den Bezirken, 
und andererseits politische Legitimation 
in der Öffentlichkeit und klare Signale 
einer politischen Agenda an die Verwal-
tung. Öffentlich kommunizierte Strategien 
und Ziele sind ein Baustein davon, sollten 
jedoch durch konkrete Aussagen bestärkt 
werden. Ein stabiles politisches Umfeld, 
wie man es in Wien vorfindet, bestärkt 
Entwicklungen solcherart.
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5.1. Der Einfluss struk-
turbedingter Rahmen-
bedingungen auf Trans-
formationsprozesse im 
Verkehrssystem

Forschungsfrage 1: Welche strukturbe-
dingten Rahmenbedingungen beein-
flussen Transformationsprozesse im 
Verkehrssystem in Bezug auf den öf-
fentlichen Raum in Wien?

Um die Forschungsfrage zu beantworten, 
werden zunächst die Leitfragen 1.1 und 1.2 
im Folgenden beantwortet und die auf-
gestellten Hypothesen diskutiert.

Leitfrage 1: Wie laufen Entscheidungs-
prozesse in der Verkehrsplanung in Wien 
ab? Welche Akteur:innen haben spezifi-
sche Entscheidungsmacht? Welche Be-
ziehungsgeflechte beeinflussen Entschei-
dungen in der Verkehrsplanung? 

Die Straßenplanung läuft in Wien grund-
sätzlich nach einem bestimmten Schema 
ab, das den Magistratsdienststellen vor-
gegeben ist. Je nach Größe und Art des 
Projekts sind die Vorgaben und Abläufe 
unterschiedlich, die verkehrsbehördlichen 
Verfahren müssen allerdings immer ein-
gehalten werden. Die Dienststellen haben 
ebenfalls nach eigenem Ermessen die 
Möglichkeit, mehr Abstimmungen mit an-
deren Akteur:innen zu machen, als formal 
vorgesehen ist. Dies erweist sich häufig 
als sinnvoll, um einen fachlichen Konsens 

zu finden. Solche Abläufe und die Zusam-
menarbeit zwischen den Magistratsab-
teilungen werden von den interviewten 
Akteur:innen im Allgemeinen als sehr gut 
funktionierend betrachtet und haben sich 
in den letzten Jahrzehnten auch deutlich 
verbessert. Gleichzeitig stiegen allerdings 
auch Quantität und Komplexität von Pla-
nungsprojekten durch höhere Nutzungs-
ansprüche an den öffentlichen Raum. Der 
unkomplizierte und direkte Austausch der 
Referent:innen unterschiedlicher Dienst-
stellen im grundsätzlich starren, streng 
hierarchisch organisierten Verwaltungs-
system ermöglicht ein interdisziplinäres 
Zusammenarbeiten, was wichtig ist für 
die Bewältigung der immer komplexer 
werdenden Projekte.

Die MA 28 stellt eine zentrale Dienststel-
le bei Straßenbauprojekten dar. Sie ko-
ordiniert die Projekte, führt die Planungen 
durch und fungiert als zentrale Ansprech-
stelle. Da die Politik Ziele vorgibt und Ver-
waltungshandeln legitimiert, sind die 
Projekte auf eine gute politische Projekt-
steuerung angewiesen, die üblicherweise 
von den Bezirken übernommen wird. So-
mit liegt die technische Projektleitung in 
den meisten Fällen bei der MA 28 und die 
politische Steuerung bei den Bezirken. 

Politisch gibt es bedingt durch die Ver-
waltungsstruktur zwei zentrale, direkt ver-
antwortliche Akteur:innen in der Verkehrs-
planung. 

• Der Bezirk – Bezirksvorsteher:in und die 
mit Aufgaben betrauten Personen ihrer 
Bezirkspartei – ist die direkte Vertretung 
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der Bezirksbevölkerung und zuständige 
Ebene für die Straßenraumgestaltung. 
Damit ist der Bezirk für nahezu alle Stra-
ßenprojekte direkt verantwortlich und hat 
eine wichtige Entscheidungskompetenz. 

• Der:Die Stadträt:in für Stadtplanung und 
Mobilität in der Stadtregierung mit der 
Geschäftsgruppe. Der:Die Bürgermeis-
ter:in steht in der Weisungskette des Ma-
gistrats zwar über der:dem Stadträt:in, in 
der Praxis tritt der:die Stadträt:in jedoch 
als höchste Ebene auf. 

Stadt und Bezirke haben unabhängige 
Budgets und finanzieren jene Vorhaben, 
die in ihrem Kompetenzbereich liegen, 
selbst. Ihre Geschäfte werden durch den 
Magistrat erledigt.

Den größten Einfluss auf Planungen haben 
politische Konstellationen und Machtstruk-
turen. Das politische System in Wien ist für 
Österreich einzigartig und beeinflusst das 
Entscheidungshandeln stark. Die Bezirks-
vorsteher:innen sind zentrale Akteur:innen 
und können ihre Arbeitsweise sehr frei 
wählen. Das kann von einer weitgehend 
alleinigen Erledigung der Geschäfte bis zu 
einer Delegierung an die Bezirksrät:innen 
der eigenen Partei gehen. Die Amtszeit 
aller politischen Ämter in Wien ist unbe-
grenzt. Die größeren Bezirke haben ähnli-
che Einwohner:innenzahlen wie die ande-
ren größeren Städte in Österreich, werden 
jedoch nur von einer Person – dem:der 
Bezirksvorsteher:in – regiert. Das gibt eini-
gen Bezirksvorsteher:innen besonders viel 
Macht, die zusätzlich durch die teilweise 
sehr langen Amtszeiten verstärkt wird. 

Hypothese 1: Bezirksvorsteher:innen ha-
ben realpolitisch deutlich mehr Entschei-
dungsmacht (bzw. Verhinderungsmacht) 
als ihnen laut Stadtverfassung zusteht.

Durch die realpolitischen Verhältnis-
se suchen die Stadträt:innen fast immer 
den Konsens mit den Bezirken und tref-
fen kaum Entscheidungen ohne deren 
Zustimmung, selbst wenn sie dies for-
mal könnten. Da das Straßennetz bis auf 
Hauptstraßen B und Hauptradrouten in 
Zuständigkeit der Bezirke liegt, sind Maß-
nahmen im öffentlichen Raum ohnehin 
selten ohne die Zustimmung der Bezirke 
durchführbar. Die Bezirke selbst haben 
durch ihr geringes Budget wenig Gestal-
tungsspielraum, welcher jedoch durch 
EU-, nationale und städtische Förder-
töpfe deutlich erweitert wird. Der größ-
te Machtfaktor der Bezirksvorsteher:in-
nen liegt dadurch im Nicht-Entscheiden, 
also dem Verhindern von Maßnahmen. 
Dabei kommt hinzu, dass in der Position 
des:der Bezirksvorsteher:in sehr viel Ent-
scheidungsmacht konzentriert ist. Die Be-
zirksvertretung muss zwar größeren Bud-
getvorhaben zustimmen, allerdings kann 
der:die Bezirksvorsteher:in die meisten 
Entscheidungen sowie die Art der Politik 
und Mitbestimmung durch andere Par-
teien bzw. die Bevölkerung allein bestim-
men. Diese Machtkonzentration kommt 
noch deutlicher in den Flächenbezirken 
zum Vorschein. In der Donaustadt vertritt 
der Bezirksvorsteher beispielsweise eine 
Bevölkerung der Größe von Graz. Ebenso 
ist das beim Verhältnis der Repräsenta-
tion durch die Bezirksvertretung, deren 
Mandatar:innenzahl gedeckelt ist und ab 
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einer bestimmten Einwohner:innenzahl 
nicht mehr wächst. Diese Entscheidungs-
macht wird begrenzt durch parteiinterne 
Dynamiken. Sie brauchen Rückhalt der 
Bezirksparteien und der Parteiorganisati-
onen und sind auf ein gegenseitiges Ein-
vernehmen in der Umsetzung von Projek-
ten angewiesen.

Damit wird Hypothese 1 grundsätzlich 
bestätigt. Bezirksvorsteher:innen haben 
in ihrer formalen Position bereits großen 
Handlungsspielraum, der dadurch erwei-
tert wird, dass sie und ihre Bezirkspartei-
en aufgrund parteipolitischer Dynamiken 
großen Einfluss auf ihre Stadtparteien ha-
ben. Dabei sind sie allerdings selbst auf 
den Rückhalt ihrer Partei angewiesen, was 
ihre Macht begrenzt. Ist dieser Rückhalt 
nicht vorhanden, können Konflikte auftre-
ten, die im weiteren Verlauf gegebenen-
falls zu einer innerparteilichen Abwahl im 
Vorlauf einer Bezirksvertretungswahl füh-
ren können. Durch die Dominanz der SPÖ 
im politischen System in Wien haben Be-
zirksvorsteher:innen der SPÖ realpolitisch 
deutlich mehr Macht als jene anderer 
politischer Parteien.

Hypothese 2: Einzelpersonen in der Ver-
waltung und in der Bezirkspolitik können 
Transformationsprozesse wesentlich be-
einflussen und sie im schlimmsten Fall 
gänzlich zum Erliegen bringen.

Durch die strukturelle Aufteilung Wiens in 
23 Bezirke und die Besorgung der Verwal-
tungsangelegenheiten der Bezirke durch 
den Magistrat hat sich auch eine fixe Zu-
teilung von Referent:innen der Magistrats-

abteilungen zu Bezirken als vorteilhaft he-
rausgestellt. Diese Aufteilung führt jedoch 
zum Treffen vieler kleiner Entscheidungen 
durch Einzelpersonen. Entscheidungen 
von Einzelpersonen (im Verwaltungssys-
tem) werden in ihrer Umwelt dadurch 
legitimiert, dass sie in der Außenwahr-
nehmung als Institution (System) auftre-
ten. Durch fehlende Kontrollinstanzen hat 
diese Entscheidungsform jedoch Poten-
zial zu Willkürentscheidungen. Verstärkt 
wird dieser Anschein der Willkür durch die 
mangelnde Transparenz derartiger Ent-
scheidungsprozesse, da die Bezirksvor-
steher:innen ebenfalls allein handeln und 
entscheiden können. Diese Problematik 
tritt verstärkt bei kleinen Entscheidungen 
auf, die Intransparenz bei Entscheidun-
gen des Bezirks ist aber auch bei Groß-
projekten zu beobachten. Insbesondere 
ein Nicht-Entscheiden der Bezirksvorste-
her:innen, also ein Verhindern von Projek-
ten, wird selten nach außen kommuni-
ziert, was den Machtfaktor verstärkt.

Die Stärkung der Bürger:innenbeteiligung 
ist ein erklärtes Ziel der Stadt Wien und 
wird bei größeren Projekten üblicherweise 
angewandt. Sie dient (bisher) allerdings 
vorwiegend der Legitimation der Projek-
te und weniger der Mitwirkung. Die ver-
kehrstechnischen Möglichkeiten in einem 
gesetzten Rahmen sowie die politische 
Agenda der Stadt und des Bezirks be-
stimmen üblicherweise die Möglichkeiten 
in der Gestaltung des öffentlichen Raums.

Hypothese 2 kann damit zu Teilen bestä-
tigt werden. Die Macht der Bezirksvorste-
her:innen ist zwar durch die Bezirksver-
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tretung und den erforderlichen Rückhalt 
der eigenen Partei begrenzt, dennoch hat 
der:die Bezirksvorsteher:in sehr viel allei-
nige Entscheidungsmacht. Bei den meis-
ten Planungsprojekten ist ein:e Referent:in 
einer Magistratsdienststelle anwesend. 
Sie kann zwar weitreichende Vorgaben 
der technischen Möglichkeiten machen, 
muss sich schlussendlich aber vor den 
eigenen Vorgesetzten, dem Bezirk, der 
Geschäftsgruppe und der Magistrats-
direktion verantworten. Zielkonflikte, die 
immer häufiger auftreten, müssen meist 
politisch entschieden werden. Der Ein-
fluss solcher Einzelentscheidungen kann 
in dieser Arbeit nicht vollständig beant-
wortet werden, es gibt jedoch Hinweise, 
dass derartige Entscheidungen oft nicht 
den Weg zu den politischen Entschei-
dungsträger:innen finden und sich Inter-
essen einzelner Verwaltungsakteur:innen 
durchsetzen.

In den Fallstudien hatten zwei Verwal-
tungsakteur:innen als besonderes Ge-
wicht in der Entscheidungsfindung:

• Die MA 46 erstellt als Verkehrsbehör-
de Verordnungen im Straßenwesen und 
muss daher in Straßenprojekten immer 
hinzugezogen werden. Sie vertritt die 
Grundsätze der StVO – Leichtigkeit und 
Flüssigkeit des Verkehrs und Verkehrs-
sicherheit – und ist rechtlich für Fehlpla-
nungen haftbar. Durch diese formellen 
Gegebenheiten hat die MA 46 eine star-
ke Verhinderungsmacht und kann Pla-
nungsprozesse erheblich beeinflussen. 
Von den interviewten Personen wird sie 
tendenziell als Verhinderer einer Trans-

formation beschrieben, da ihre Entschei-
dungen tendenziell als Autofreundlich 
wahrgenommen werden.

• Die Wiener Linien haben durch den poli-
tischen Konsens zur Förderung des öf-
fentlichen Verkehrs eine starke Verhand-
lungsposition in Planungsprojekten, wenn 
Linien des öffentlichen Verkehrs betroffen 
sind. Dabei werden betriebliche Faktoren 
oft höher gewichtet als die Gestaltung 
des Straßenraums nach Wunsch des Be-
zirks. Für eine kritische Auseinanderset-
zung mit den Planungsparadigmen und 
-vorgaben des öffentlichen Verkehrs ist 
dabei kaum Raum vorhanden – sie wer-
den weitgehend von den Wiener Linien 
vorgegeben.

Leitfrage 2: Welche institutionellen Rah-
menbedingungen behindern bezie-
hungsweise fördern Transformationspro-
zesse in der Verkehrsplanung? 

Das Wiener Planungssystem wird im inter-
nationalen Vergleich trotz der Größe und 
Komplexität seiner Verwaltungsstruktur in 
der Selbstwahrnehmung als sehr effizient 
beschrieben. Insbesondere in der Stra-
ßenplanung schafft Wien derzeit unge-
wöhnlich viele Projekte. (Interview 10 2024: 
38; Interview 12 2024) Dies kann zurückge-
führt werden auf (1) die Aufstockung des 
Verwaltungspersonals, (2) einen konkre-
ten politischen Willen zur Transformation, 
der durch die dominierende Partei SPÖ 
getragen wird und von den meisten Be-
zirken goutiert wird, (3) eine gezielte Per-
sonalpolitik in der Verwaltung im letzten 
Jahrzehnt, welche die Wertehaltungen 
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verändert hat, sowie (4) eine Förderstruk-
tur durch EU, Bund und Stadt, die derzeit 
viel Budget für gezielte Maßnahmen des 
Rad- und Fußverkehrs und zur Klimawan-
delanpassung bereitstellt.

Die Stabilität des politischen Systems in 
Wien ist im Vergleich zu anderen Städ-
ten außergewöhnlich und führt zu lan-
gen Planungshorizonten in der Stadt-
planung, was die Transformation positiv 
beeinflusst. Wahlen haben in Wien einen 
geringeren Einfluss auf das Handeln und 
Nicht-Handeln politischer Entscheidungs-
träger:innen und der ihr unterstehenden 
Verwaltung, da sich die SPÖ Wien ihres 
Wahlsiegs relativ sicher sein kann. Ein der-
art großer Einfluss von Wahlen auf einen 
Planungsprozess wie beim Projekt Prater-
straße ist sehr ungewöhnlich.

Grundsätzlich werden die Prozesse in der 
Wiener Verkehrsplanung von den inter-
viewten Personen als gut funktionierend 
beschrieben. Gremien wie die Auditkom-
mission und die Projekt- und Einbau-
tenbesprechung erfüllen den Zweck der 
Qualitätssicherung. Die Fachkommission 
Verkehr scheint in ihrem Wesen jedoch 
nicht ausreichend zu sein, um eine tat-
sächliche Mitwirkung von Interessens-
gruppen zu ermöglichen. Nach Vorschlag 
von Interviewpartner:in 6 (2024: 53) könn-
te eine ergänzende qualitätsprüfende 
Stelle, welche nachweisen muss, dass die 
Ziele der Stadt Wien in konkreten Projek-
ten auch eingehalten werden, zu einer 
deutlichen Qualitätssteigerung führen. 

Auch sonstige Partizipationsprozesse 
sind – anders als etwa in der Flächen-
widmungsplanung – kaum formalisiert 
und ausbaufähig. Auch fehlen in eini-
gen Prozessschritten noch Formalismen, 
die bestimmte Qualitäten einfordern. So 
wird die Lage von Verkehrszeichen und 
Bodenmarkierungen erst kurz vor Fertig-
stellung im behördlichen Ermittlungsver-
fahren durch die Verkehrsbehörde fest-
gelegt. Neben dem Bezirk sind hier auch 
Einzelpersonen der Magistratsdienststel-
len anwesend. Oft werden hier noch Än-
derungen in der Fahrstreifenanzahl und 
der Verkehrsführung vorgenommen, was 
Projektdetails noch entscheidend ändern 
kann und häufig zugunsten des Kfz-Ver-
kehrs geht. Ein Vorziehen von Teilen des 
Behördlichen Ermittlungsverfahrens in 
frühere Planungsstufen erscheint sinnvoll.

Die Magistratsabteilungen haben sehr 
unterschiedliche Interessenslagen und 
Zielsetzungen, die sich teilweise gegen-
seitig ergänzen, aber auch konterkarie-
ren können. Die MA 18 dient vorwiegend 
als Inkubator und Vorantreiber von Ni-
scheninnovationen in der Stadtentwick-
lung und agiert dabei sehr innovativ. Sie 
hat großen Einfluss auf die Stadtentwick-
lung, ist in den Straßendetailplanungen 
allerdings nur wenig involviert. Die MA 
28 hat in Planungen vor allem eine ko-
ordinierende Funktion und ist an einem 
raschen Projektablauf interessiert. Dabei 
hat sie auch viel inhaltliche Steuerungs-
möglichkeit. Veränderte Wertehaltungen 
durch neues Personal sind vorteilhaft für 
die Transformation des Verkehrsraums. 
Die Mobilitätsagentur unterstützt trans-
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formative Bestrebungen und tritt als stark 
institutionalisierte Lobbyorganisation für 
den Fuß- und Radverkehr auf. Dabei for-
dert sie Qualitäten ein und kann Entschei-
dungsprozesse erheblich beeinflussen. 

Einen besonders großen Einfluss auf Ent-
scheidungen in der Verkehrsplanung hat 
auch die Verkehrsbehörde, die in Wien 
durch die MA 46 repräsentiert ist. Die Ver-
kehrsbehörde hat die Grundsätze der 
StVO, also die Leichtigkeit und Flüssigkeit 
des Verkehrs sowie die Verkehrssicherheit 
zu vertreten und wird daher zwangsläufig 
– bedingt durch die den Kfz-Verkehr be-
vorzugende StVO – als Verhinderer trans-
formativer Prozesse wahrgenommen. 
Veraltete Wertehaltungen des Personals, 
die den Kfz-Verkehr bevorzugen, verstär-
ken dieses Verhalten. Hier kommt der Sys-
temnachteil des Kfz-Verkehrs – seine ge-
ringe Flächeneffizienz – zu tragen, da ihm 
dadurch mehr Platz und Zeit im Straßen-
raum eingeräumt wird. Eine Neufassung 
der StVO ist in absehbarer Zeit nicht zu 
erwarten. Vor allem die Leistungsfähigkeit 
an Verkehrsknoten wird weiterhin ein The-
ma sein. Umso wichtiger erscheinen klare 
Signale durch die Politik, die die Behörde 
in ihrer Interessensabwägung unterstüt-
zen, um die Leistungsfähigkeit des Kfz-
Verkehrs nicht an oberster Stelle stehen 
zu lassen. 

Hypothese 3: Zwischen strategischer 
Ebene und Detailplanung fehlt eine kon-
krete Zielebene, an der sich die ausfüh-
renden Magistratsdienststellen orientie-
ren können.

Die Strategien der Stadt Wien sind teil-
weise sehr allgemein gehalten, geben al-
lerdings eine klare Richtung an, wie sich 
der öffentliche Raum entwickeln soll. Die 
gezielte Umverteilung des öffentlichen 
Raums von Flächen für den Kfz-Verkehr 
zu Flächen für den Fuß- und Radverkehr 
sowie die Klimawandelanpassung sind 
deutlich benannt. In der Praxis der Ver-
kehrsplanung fällt es den Akteur:innen 
mit zunehmendem Detailgrad jedoch 
schwieriger, diese Ziele in konkrete Maß-
nahmen zu gießen. Es gibt Hinweise in 
den Interviews, dass konkretere Zielset-
zungen und Maßnahmenleitlinien auf 
Stadtteilebene (z.B. Bezirksebene) hilfreich 
wären, um Planungen klarer und transpa-
renter ablaufen zu lassen. Stadtteil-Ent-
wicklungskonzepte (SEK) und bezirksweite 
Strategien wie Radverkehrskonzepte und 
Masterplan Gehen versuchen, diese Ziel-
ebene aufzugreifen. Für den Kfz-Verkehr 
und den öffentlichen Verkehr fehlt eine 
derartige Ebene allerdings weitgehend, 
wodurch deren Ziele und Rahmenbe-
dingungen in den Planungsprojekten für 
den öffentlichen Raum meist neu defi-
niert werden müssen. Die ganzheitliche 
Verkehrsentwicklung auf Bezirks- oder 
Stadtteilebene zu betrachten – wie es 
beispielsweise die Stadt Gent mit ihrem 
Traffic Circulation Plan (Stad Gent o. J.) 
gemacht hat – könnte Planungspro-
zesse zielführender machen. Derartige 
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Strategien müssten allerdings von den 
Bezirken getragen werden, da sie ihren 
Handlungsspielraum kanalisieren und 
letztendlich einschränken. Hypothese 3 
wird damit in Grundzügen bestätigt, wo-
bei es in den Interviews sehr unterschied-
liche Meinungen dazu gab.

5.2. Die Grenzen der 
Transformation

Die Transformation muss sich innerhalb 
der Rahmenbedingungen des politischen 
Systems und dessen vorherrschenden 
Narrativen abspielen und stößt hier an 
Systemgrenzen, die den Handlungsspiel-
raum einengen. Wertehaltungen von Ein-
zelpersonen im politischen System (Poli-
tik und Verwaltung) sowie Vorgaben der 
StVO und der Richtlinien, verbunden mit 
deren Interpretation durch die Planer:in-
nen und den Magistrat, geben einen Rah-
men vor. 

Dieser wird zusätzlich stark durch die Do-
minanz der SPÖ – die selbst interne Aus-
handlungsprozesse unterschiedlicher 
Strömungen austragen muss – geprägt. 
Zugespitzt könnte man sagen, dass in 
Wien gemacht wird, was die SPÖ zulässt, 
wobei sich dieser Handlungsspielraum 
je nach dominanter Strömung innerhalb 
der Partei verschieben kann. Die Macht 
der Bezirksvorsteher:innen, die vor allem 
Maßnahmen verhindern können, darf da-
bei nicht unterschätzt werden. In diesen 
Rahmenbedingungen versuchen einzel-
ne – teilweise in ihrer transformations-

fördernden Aufgabe institutionalisierte 
– Akteur:innen in Politik und Verwaltung, 
diesen Rahmen auszudehnen und eine 
Verschiebung zugunsten der Transfor-
mation voranzutreiben. Das Vorhanden-
sein und die Verteilung der Finanzmittel 
spielt dabei eine große Rolle und kann 
durch gezielte Steuerung übergeordneter 
Akteur:innen das Handeln der Stadt und 
der Bezirke stark beeinflussen.

Eine dichte Stadt fördert nachhaltige 
Verkehrsarten
Der negative Trend im Pkw-Bestand in 
Wien zeigt bereits einen sinkenden Stel-
lenwert des privaten Pkw in der Bevölke-
rung. Die Entwicklung des Pkw-Bestands 
wird durch verschiedene Parameter wie 
Bauliche Dichte, Versorgungsangebote in 
räumlicher Nähe und das Stellplatzange-
bot begrenzt, was die rückläufigen Pkw-
Zulassungszahlen in Wiens Innenbezirken 
zeigen. In Stadterweiterungsgebieten am 
Stadtrand müssen diese Entwicklungen 
planerisch gesteuert werden.

Die Transformation muss im 
Wertesystem der Verwaltung verankert 
werden
Betrachtet man die systemischen Rah-
menbedingungen, so ist das Verwal-
tungssystem ein zentraler Baustein für 
die Verfestigung transformativer Hand-
lungspraktiken. Sind Nischeninnovatio-
nen einmal im vorherrschenden Regime 
verfestigt, verselbstständigt sich deren 
Umsetzung, wodurch keine außerordent-
lichen Leistungen durch Nischenakteur:in-
nen mehr erforderlich sind. Im Folgenden 
werden wesentliche Aspekte dieser Ver-
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ankerung von Nischeninnovationen im 
Verwaltungssystem beschrieben:

Das Verwaltungssystem kann sich auf-
grund seines selbsterhaltenden Prinzips 
nur langsam ändern. In den letzten 25 
Jahren gab es in Wien zahlreiche und im-
mer intensiver werdende Bestrebungen 
seitens Politik und Führungskräften in der 
Verwaltung, systemische Rahmenbedin-
gungen zu ändern, um ein nachhaltiges 
Verkehrssystem in Wien durchzusetzen. 

Letztendlich ist das Ziel dieser Bestrebun-
gen, transformative Elemente der Ver-
kehrsplanung in den Wertehaltungen des 
handelnden Personals in der Verwaltung 
zu verankern. Ein gezieltes Heranführen 
von Verwaltungspersonal an neue Ziel-
setzungen und die Formulierung einer 
klaren politischen Agenda sind hilfreich 
für derartige Prozesse. Viele Widerstän-
de einer Nachhaltigkeitstransformation 
liegen in den Wertehaltungen des Ver-
waltungspersonals, die sich nur bedingt 
ändern lassen. Es ist zu beobachten, dass 
insbesondere jene Personen mit einer 
verkehrstechnischen Ausbildung zu einer 
hohen Affinität zum flüssigen Ablauf den 
Kfz-Verkehrs neigen. Eine gezielte Perso-
nalpolitik über einen längeren Zeitraum 
kann dafür sorgen, den Personalstand zu 
diversifizieren. Auch bei den Bezirksvorste-
her:innen wird ein Generationenwechsel 
als fördernd für transformative Prozesse 
beschrieben. Eine Begrenzung der Amts-
zeit könnte zu einem häufigeren Wechsel 
in den Verantwortlichkeiten führen und 
den Widerstand gegen Transformationen 
unwahrscheinlicher machen.

Transformation braucht eine klare 
politische Agenda
Ein derartig großer Eingriff in ein beste-
hendes System wie die Transformation 
des Verkehrssystems benötigt eine klare 
politische Agenda, die von allen Regie-
rungsparteien getragen und öffentlich 
kommuniziert wird. Nur so kann sie ge-
genüber der Öffentlichkeit und der Ver-
waltung ausreichend Legitimität erfahren. 
Das Wiener Beispiel zeigt außerdem, dass 
es vorteilhaft ist, wenn die Transformation 
von der Bürgermeister:innenpartei ange-
leitet wird. 

Strategische Zielsetzungen müssen trans-
parent nach außen getragen und inner-
halb des Verwaltungssystems klar kom-
muniziert werden. Einerseits geschieht 
das durch politische Regierungspro-
gramme, deren Ziele sich optimalerweise 
aus strategischen Zielsetzungen ergeben 
und eine klare politische Legitimation in 
die Verwaltung tragen. Andererseits soll-
ten diese Zielsetzungen in alle Ebenen 
des Verwaltungshandelns getragen und 
auf die spezifischen Aufgaben übersetzt 
werden. Strategische Zielsetzungen sind 
schwierig auf den Einzelfall anzuwen-
den, wenn sie zu allgemein sind. Neben 
den allgemeinen Zielsetzungen, wie sie 
im Fachkonzept Mobilität formuliert sind, 
sollte es daher detailliertere Konzepte 
und Zielsetzungen geben, an denen sich 
die Verwaltung in ihrem Entscheidungs-
handeln orientieren kann.
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Nischeninnovationen werden durch 
fördernde hoheitliche Strukturen 
gestützt
Ein Faktor zur Stärkung von Nischeninno-
vationen ist die Bildung eigener Struktu-
ren. Die Wiener Linien übernehmen, aus-
gestattet mit viel Legitimität durch die 
politische Agenda der letzten Jahrzehnte 
zur Förderung des öffentlichen Verkehrs, 
eine starke Rolle in Planungsprozessen 
zur Förderung des öffentlichen Verkehrs. 
Die Mobilitätsagentur hat inzwischen 
eine ähnliche Rolle für die aktive Mobilität, 
insbesondere aber für den Radverkehr. 
Durch ihre Separierung von der Verwal-
tungsstruktur ist sie nicht an ihre streng 
hierarchischen Kommunikationsstruk-
turen gebunden. Sie kann somit deut-
lich direkter agieren, mit politischen Ent-
scheidungsträger:innen kommunizieren 
und dabei Koalitionen für den Radverkehr 
suchen. Eine derartige Position unter-
stützt dabei, Nischeninnovationen in das 
Regime zu heben und dort zu verankern. 
Einer Externalisierung verwaltungstech-
nischer Aufgaben in die Privatwirtschaft 
kann zwar kritisch begegnet werden, hilft 
allerdings bei der Flexibilität in der Inter-
aktion und in Personalentscheidungen.

Gezielte Förderungen setzen 
Qualitätsstandards in der 
Transformation
Eine gezielte finanzielle Förderung trans-
formativer Maßnahmen durch überge-
ordnete staatliche Akteur:innen hat einen 
großen Einfluss auf das Handeln unterge-
ordneter Gebietskörperschaften. Das zeigt 
sich in den klimaaktiv mobil Förderungen 
des Bundes, die das Radverkehrsbudget 

der Stadt Wien nahezu verdoppeln, und 
in den Fördertöpfen für die Klimawandel-
anpassung der Stadt Wien, mit denen 
die Stadt die Transformation öffentlicher 
Räume durch die Bezirke fördert. Durch 
strenge fachliche Kriterien wird das Inte-
resse der Fördergeber zu ihrer Zielerrei-
chung garantiert. Bezirke haben großes 
Interesse zur Abholung der Förderung und 
sind so gezwungen, bestimmte Maßnah-
men umzusetzen. Ein Nicht-Handeln wür-
de wie ein „Liegenlassen“ dieser Budget-
mittel wahrgenommen werden.

Transformative Maßnahmen müssen 
als „gut genug“ verstanden werden
Ein weiterer Faktor der Transformation öf-
fentlicher Räume ist die von Simon (1947) 
beschriebene Art der Entscheidungsfin-
dung. Verwaltungssysteme stehen immer 
unter der Herausforderung, in ihrer Infor-
mationsverarbeitung stark zu selektieren. 
Zur Vereinfachung von Entscheidungsfin-
dungsprozessen werden nicht alle Mög-
lichkeiten in Betracht gezogen, sondern 
Maßnahmen getroffen, die als „gut ge-
nug“ erscheinen, um die vorgegebenen 
Ziele zu erreichen. Daher ist es wichtig, 
dass die Umsetzung von Nischeninno-
vationen von Beginn an mitgedacht wird 
und stets Teil der Interessensabwägung 
ist.

Transformation kann auch schnell und 
kostengünstig sein
In Zeiten angespannter Budgets auf allen 
Verwaltungsebenen zeigen sich neue He-
rausforderungen in der Nachhaltigkeits-
transformation. Die Straßenumgestaltun-
gen, wie sie in Wien üblich sind, sind meist 
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sehr kostspielig. Aufgrund fehlender Bud-
gets kann es passieren, dass die Transfor-
mation deutlich verlangsamt wird. Umso 
wichtiger erscheint eine Etablierung als 
auch eine Erprobung kostengünstiger 
Maßnahmen zur Transformation des öf-
fentlichen Raums, die nicht zwangsweise 
eine Neugestaltung des gesamten Stra-
ßenraums bedingen. Das Projekt Super-
grätzl Favoriten versucht genau das für 
Nebenstraßen in Wohngebieten zu er-
proben. Es erscheint sinnvoll, diese Bemü-
hungen auf andere Straßentypen auszu-
weiten. Reine Verkehrsbeschränkungen 
für Kfz und punktuelle bauliche oder tem-
poräre Maßnahmen können beispiels-
weise bei minimalem Mitteleinsatz eine 
sehr große Wirkung entfalten, ohne die 
gesamte Straßengestaltung ändern zu 
müssen.

5.3. Der Beitrag von Fall-
studien zum Verständnis 
transformativer Prozesse

In den Fallstudien Praterstraße, Super-
grätzl Favoriten und Thaliastraße wurde 
auf verschiedene Weise versucht, trans-
formative Elemente in die Straßenräume 
zu integrieren. Durch die Analyse im Zuge 

dieser Arbeit werden fördernde und be-
hindernde Faktoren dieser Bestrebungen 
benennbar. Der Vergleich ermöglicht eine 
Kontextualisierung: Sind die Rahmen-
bedingungen projektspezifisch oder auf 
transformative Prozesse in ganz Wien 
oder gar ganzheitlich zu übertragen? 
Nachfolgend werden Faktoren benannt, 
die transformative Prozesse stark beein-
flussen.

Die hoheitlichen Strukturen sind sehr 
stark auf die Erhaltung des Status-Quo 
ausgerichtet. Insbesondere hat die Ver-
waltung die systemeigene Aufgabe der 
Selbsterhaltung, was zwar Stabilität er-
zeugt, Veränderungen des Verwaltungs-
systems aber schwieriger macht und 
damit die Erhaltung des Regimes stärkt. 
Die Fallstudien zeigen, dass Veränderung 
vorwiegend von der Politik angestoßen 
wird. Was technisch möglich ist, wird al-
lerdings sehr stark durch den Handlungs-
spielraum der Verwaltung beeinflusst. Die 
regierende Politik ist dem Regime zuzu-
ordnen, wobei sich unterschiedliche Strö-
mungen innerhalb von Parteien oder gar 
ganze Parteien mit dem Vorantreiben von 
Nischeninnovationen beschäftigen. Sie 
haben besonders starken Einfluss auf die 
Förderung oder Behinderung in der Etab-
lierung von Innovationen.

Regime

Phase 1 Mobilitätsagentur

erzeugt
Druck

Nischenakteur:innen

Nische Regime Nische Regime Nische Regime Nische

Phase 2 Phase 3 Phase 4
Kern- und dem Regime verbundene Akteur:innen

Abbildung 66: 
Destabilisierung des Regimes am 
Beispiel der Mobilitätsagentur 
 
Quelle: Eigene Darstellung
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In Wien gibt es Strukturen in der Verwal-
tung, die sich um das Vorantreiben von 
Nischeninnovationen kümmern. Neben 
der MA 18, die als Magistratsabteilung 
für Stadtentwicklung einen sehr starken 
Fokus auf die zukünftige Entwicklung hat 
und damit Innovationen entwickelt und 
vorantreibt, war die Einrichtung der Mo-
bilitätsagentur ein wichtiger Faktor zum 
Aufstieg von Nischeninnovationen im 
Fuß- und Radverkehrsbereich in das Re-
gime. Die Mobilitätsagentur tritt als ex-
terne Nischenakteurin auf und beeinflusst 
mit Legitimation durch die Geschäfts-
gruppe für Stadtplanung und Mobilität 
die Themensetzung in der Verkehrspla-
nung, die Flächenverteilung sowie eine 
Qualitätssteigerung von Infrastruktur für 
den Fuß- und Radverkehr. Damit ist sie 
auch wichtige Akteurin in der Destabilisie-
rung des vorherrschenden Regimes.

Die Nischenakteur:innen in der Verwal-
tung und dessen Umfeld erweitern ins-
besondere den Möglichkeitsraum, der 
den politischen Entscheidungsträger:in-
nen in der Planung zur Verfügung steht 
(beispielsweise neue Techniken in der 
Grünraumgestaltung, Weiterentwicklung 
von Anlagetypen im Radverkehr, etc.). 
Innerhalb des Verwaltungssystems kann 
davon ausgegangen werden, dass sys-
temerhaltende Subsysteme wie auch in-
novative Subsysteme vorhanden sind.

Neben den Eigenschaften des Verwal-
tungssystems und dessen Subsysteme 
ist der Fokus auf die Wertesysteme der 
handelnden Akteur:innen relevant. Das 
Wertesystem ist nach Göpel (2016) ein 

wesentlicher Faktor von Transforma-
tionsprozessen. Das Verwaltungssystem 
versucht, sich von seinem Personal ab-
zugrenzen. Deren Wertehaltung haben 
jedoch sehr großen Einfluss auf ihre in-
dividuellen Handlungen. Wurde das Per-
sonal in Zeiten der Fokussierung auf die 
autogerechte Stadt sozialisiert und aus-
gebildet, ist es wahrscheinlich, dass die 
Wertehaltungen dieser Ideologie ent-
sprechen und dementsprechend „auto-
freundlich“ gehandelt wird. Nischenin-
novationen werden dadurch immer auf 
Widerstand stoßen. Langfristig können sie 
sich im System nur etablieren, wenn die 
Wertehaltungen des Personals geändert 
werden, entweder durch Weiterbildungen 
oder durch neues, junges Personal mit 
entsprechender Wertehaltung.

Innovationen in Planungsprozessen sind, 
wie durch Giddens Strukturationstheorie 
beschrieben, ständigen Veränderungen 
unterworfen und werden stetig weiter-
entwickelt. Innovationen, die in aktuellen 
Planungen noch nicht möglich erschei-
nen, können beim nächsten Projekt be-
reits angewandt werden. Durch lange 
Planungs- und Umsetzungszeiträume hat 
sich der Stand der Technik bis zur Um-
setzung bereits weiterentwickelt. Gleich-
zeitig zeigt sich, dass Transformationen 
Zeit benötigen. Aufgrund der Trägheit des 
Systems und der ständigen Reproduk-
tionsschleifen wird eine Nachhaltigkeits-
transformation nicht von einem Tag auf 
den anderen stattfinden können. Brisant 
ist dieser Umstand, da die Klimakrise ein 
schnelles Handeln erfordert. 
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Die Akteur:innen in Planungsprojekten ha-
ben bestimmte Ziele und Interessen und 
suchen sich dafür Koalitionen, bestehend 
aus Akteur:innen, die ähnliche Ziele ver-
folgen. Eine Koalition kann aus politi-
schen Akteur:innen und Verwaltungsak-
teur:innen, aber auch der Zivilgesellschaft 
bestehen. Der Zusammenschluss von 
Nischenakteur:innen erweist sich als sinn-
voll, um den Druck auf die Etablierung von 
Innovationen zu erhöhen und das Regime 
zu destabilisieren.

Leitfrage 3: Inwiefern kann die Anwen-
dung der Multi-Level-Perspektive auf Fall-
studien zum Verständnis transformativer 
Prozesse in konkreten abgegrenzten Räu-
men beitragen?

Zum Verständnis transformativer Prozesse 
erscheint die Multi-Level-Perspektive (MLP) 
als theoretisches Gerüst hilfreich. Die An-
wendung anhand konkreter Fallstudien 
gibt den verschiedenen Betrachtungs-
ebenen der MLP einen Kontext. Interessant 
dabei ist, dass sich die Systemgrenzen 
bei unterschiedlichen Betrachtungshö-
hen ändern. Besteht die sozio-technische 
Landschaft beispielsweise bei einer natio-
nalen Betrachtung vorwiegend aus euro-
päischen und globalen Effekten, kommen 
bei einer Betrachtung von einzelnen Fall-
studien der Transformation auch na-
tionale und regionale Effekte hinzu. Bei-
spielsweise seien hier die klimaaktiv mobil 
Förderungen des Bundes zur Förderung 
von Maßnahmen für den Fuß- und Rad-
verkehr genannt, die großen Einfluss auf 
die Verkehrsplanung in Wien haben. Die 
Fallstudien zeigen ebenso auf, dass eine 

Transformation nicht nur aufgrund von 
Widerständen aus dem Regime gebremst 
werden kann, sondern dass auch andere 
politische Entwicklungen und Machtkons-
tellationen großen Einfluss haben können.

Neben der Betrachtung der MLP trägt 
auch die Betrachtung von politischer 
Theorie und Verwaltungstheorie ent-
scheidend zu einem Verständnis trans-
formativer Prozesse bei. So zeigt sich die 
systembedingte Trägheit des Verwal-
tungssystems, welches nicht von heute 
auf morgen grundlegend geändert wer-
den kann. Für eine Nachhaltigkeitstrans-
formation des Verkehrssystems erscheint 
eine solche grundlegende Änderung al-
lerdings notwendig. Umso mehr sollte 
möglichst früh mit einer Umstrukturie-
rung der Verwaltung begonnen werden, 
um in Zeiten förderlicher politischer Ver-
hältnisse für eine rasche Transformation 
bereit zu sein. Ein langer Zeitraum politi-
scher Betrachtungen über mindestens 
10 – besser noch 20 Jahre – hilft bei der 
Einordnung politischer Dynamiken, die 
oft auf den ersten Blick nicht feststellbar 
sind. Bei der Analyse von Fallstudien muss 
immer deren spezifischer Kontext genau 
betrachtet werden. Nicht alle Faktoren 
einer Fallstudie lassen sich allgemein auf 
Transformationsprojekte übertragen, ge-
ben jedoch auch Hinweise auf mögliche 
Handlungshemmnisse.



Aufbauend auf den Erkenntnissen die-
ser Arbeit, ergänzt durch persönliche Er-
fahrungen aus der Planungspraxis und 
erlerntem Wissen aus dem Raumpla-
nungsstudium werden im Folgenden 
sechs Handlungsempfehlungen für eine 
Nachhaltigkeitstransformation öffentli-
cher Mobilitätsräume aufgestellt. Sie sind 
bewusst plakativ gehalten und sollen Pla-
ner:innen und Entscheidungsträger:innen 
helfen, transformative Prozesse in ihren 
Gemeinden anzustoßen und dafür die 
richtige Rahmenbedingungen zu entwi-
ckeln.



HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN 
ZUR TRANSFORMATION DES 

ÖFFENTLICHEN RAUMS

6 
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Eine Transformation ist kein technisches 
Produkt sondern Teil eines demokratiepo-
litischen Prozesses. Daher braucht sie po-
litische Legitimität, die über die politische 
Agenda von Einzelparteien hinausgeht. 
Auch die dominierende Bürgermeister:in-
nenpartei soll sich zu den Zielen und dem 
Transformationspfad öffentlich beken-
nen. Das gibt politische Legitimation und 
gibt bedeutende politische Signale an die 
Verwaltung: „Ja, wir wollen das so!“

Alle ziehen an einem Strang1
• Ein klares öffentliches Bekenntnis zur 
Transformation durch eine Mehrheit der 
Parteien aus Regierung und Opposition, 
insbesondere aber der Bürgermeister:in-
nenpartei.

• Konsensuales, aber bestimmtes Auf-
treten gegenüber untergeordneten Ge-
bietskörperschaften wie Bezirken, damit 
diese miteinbezogen werden.

• Sichtbarkeit des Willens zur Transforma-
tion auch im dafür verfügbaren Budget. 
Das Handeln von Bezirken kann beispiels-
weise durch Förderungen, die an konkre-
te Bedingungen geknüpft sind, angereizt 
und gesteuert werden.
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2 Hilfe, wo soll ich hin?!

Die Verwaltung ist in ihrem Handeln auf 
politische Legitimation angewiesen. Feh-
lende oder unklare politische Zielsetzun-
gen führen zu einer ungeordneten Hand-
lungspraxis und im schlimmsten Fall zu 
Konflikten. Unsicherheiten und häufige 
Richtungsänderungen in der politischen 
Agenda verunsichern das Verwaltungs-
personal. Eine klare politische Steuerung 
in Planungsprozessen ist daher essenziell 
für einen möglichst reibungslosen Ablauf. 
Das schont Ressourcen und erleichtert 
die Arbeit aller Beteiligten.

• Klare strategische Zielsetzungen mit 
konkreten Zahlen.

• Ziele auf mehreren Flugebenen: auf ge-
samtstädtischer, aber auch auf Stadtteil-
ebene, um einen bestimmten Handlungs-
spielraum zu geben und die Alternativen 
einzugrenzen.

• Neue Gremien im Planungsprozess zur 
Qualitätssicherung und Einhaltung der 
städtischen Ziele einsetzen.

• Gute und präsente politische Prozess-
steuerung bei größeren Planungsprojek-
ten.

• Formulierung konkreter Ziele für Umge-
staltungsprojekte.
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Die Verwaltung ist zentrales Handlungs-
instrument der Politik und ein nicht zu 
unterschätzender Faktor in der Transfor-
mation. Die Verwaltung ist auf Stabilität 
ausgelegt und verändert sich nicht gerne. 
Die Handlungen des Verwaltungsperso-
nals sind stark durch ihre Werte geprägt. 
Eine Verjüngung und Umstrukturierung 
der Verwaltung erscheint essenziell zur 
Änderung der Wertehaltungen und zur 
Fokussierung auf die Herausforderungen 
der Transformation. Das schafft neue Per-
spektiven und gibt Raum für innovative 
Maßnahmen.

• Gezielte Personalpolitik mit Blick auf in-
novative Wertehaltungen.

• Vorausschauende Ressourcenplanung 
und Einstellung von zusätzlichem Perso-
nal, wo es Engpässe geben könnte.

• Umstrukturierungen vorausschauend 
planen, um Überforderung und Engpässe 
in der Verwaltung zu vermeiden. 

• Die Verwaltung nicht überfordern: Ver-
änderung braucht Zeit und zu viele Ver-
änderungen auf einmal verunsichern und 
destabilisieren das System.

Nicht auf die Verwaltung vergessen!3
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Damit Nischeninnovationen im Regime 
aufgenommen werden können, brau-
chen sie eine ständige Betreuung im poli-
tischen System. Eigene Strukturen, seien 
sie intern wie die Klimastabstellen als Teil 
der Magistratsdirektionen in einigen ös-
terreichischen Städten, oder extern wie 
die Mobilitätsagentur Wien, treten in al-
len Prozessen als Lobbyorganisation für 
die Transformation ein und erinnern alle 
Akteur:innen stets an die politischen Ziel-
setzungen. Dabei benötigen sie allerdings 
einen deutlichen Rückhalt seitens der Po-
litik. Durch die besondere Stellung abseits 
der üblichen Magistratsstrukturen sind sie 
den Steuerungshebeln der Politik und der 
hohen Beamtenebene näher und können 
auch eigene Projekte initiieren.

• Schaffung von eigenen Strukturen zur 
Lobbyarbeit für die Transformation.

• Einbindung dieser Strukturen in die Pla-
nungsprozesse.

• Schaffung ausreichender politischer 
Legitimität durch politischen Rückhalt 
und engen Kontakt an die politischen Ent-
scheidungsfunktionen.

Transformation braucht eine Lobby!4
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Mobilität kann durch unterschiedlichste 
Maßnahmen ganz verschiedene Formen 
annehmen. Verkehr ist kein Selbstzweck 
und sollte insbesondere durch die Sied-
lungsstruktur auf ein Minimum reduziert 
werden. Bei der Gestaltung des öffentli-
chen Raums ist die Attraktivierung von Al-
ternativen zum Auto essenziell, reich allein 
jedoch nicht aus. Eine Zurückdrängung 
des Kfz-Verkehrs aus den dichtbebauten 
Städten ist ebenso wichtig. Das schafft ei-
nerseits sichere und ruhigere Innenstädte 
und reduziert den Kfz-Verkehr insgesamt, 
schafft andererseits aber auch Platz zum 
Verweilen, für Grünflächen, zum zu Fuß 
Gehen sowie zum Radfahren und be-
schleunigt den öffentlichen Verkehr. Eine 
gezielte und strategische Zurückdrän-
gung des Kfz-Verkehrs vereinfacht auch 
Planungsprozesse, da nicht jedes Mal 
über Straßenhierarchien diskutiert wer-
den muss, und hilft der Verkehrsbehörde 
in ihrem Dilemma, genug Kapazitäten für 
alle Verkehrsarten bereitzustellen.

• Strategische Planung des Kfz-Verkehrs, 
wie es beispielsweise mit dem Traffic Cir-
culation Plan in Gent umgesetzt wurde.

• Sind Städte dezentral organisiert, kön-
nen Traffic Circulation Plans bezirksweise 
umgesetzt werden. Wichtig ist eine ge-
samtstädtische Betrachtung der Haupt-
straßen.

• Schrittweise Zurückdrängung des Kfz-
Verkehrs aus der Innenstadt, zum Beispiel 
durch Zufahrtserlaubnisse nur für Anrai-
ner:innenverkehr und der Unterbindung 
von Durchzugsverkehr. Das Auto soll keine 
Relevanz für den innerstädtischen Ver-
kehr mehr haben. Der Kfz-Durchzugsver-
kehr wird um die Stadt herumgeleitet. 

Der Verkehr löst sich nicht in Luft auf… oder doch?5
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Transformation ist ein Prozess, der die ge-
samte Gesellschaft betrifft. Auch wenn 
sie Planungsprozesse üblicherweise ver-
längert, ist Partizipation ein essenzieller 
Baustein zur besseren Legitimation auch 
von stark verändernden Maßnahmen 
und erzeugt Akzeptanz im transformati-
ven Handeln. Die partizipativen Methoden 
sollten weiterentwickelt und professiona-
lisiert und die handelnden Akteur:innen 
mit genügend Ressourcen ausgestattet 
werden. In der Verwaltung braucht es In-
kubationsräume für neue Ideen und Pla-
nungsansätze. Das erfordert Vertrauen 
und Mitwirkung durch politische Akteur:in-
nen und „Raum zum Scheitern“. Auch 
temporäre Maßnahmen sind ein wichti-
ger Baustein zur Förderung von Akzeptanz 
und als Testraum für neue Ideen.

• Weiterentwicklung partizipativer Metho-
den und fixe Verankerung im Planungs-
verständnis. Dabei sollte eine Balance 
zwischen guter Mitwirkung durch die Be-
völkerung und einer raschen Projektab-
wicklung gefunden werden.

• Bürger:innen sollten das Gefühl be-
kommen, Planungen mitgestalten und 
tatsächlich mitwirken zu können. Pseudo-

Partizipation erzeugt Frustration und kann 
zu weniger Akzeptanz führen.

• Bildung einer Einheit im Verwaltungs-
system, die frei agieren und neue Metho-
den zur partizipativen Mitgestaltung der 
Stadt ausprobieren kann. Sie benötigt ein 
angemessenes Budget und einen ent-
sprechenden Vertrauensvorschuss durch 
die Politik und andere Verwaltungseinhei-
ten, um frei agieren zu können.

• Mut zum Scheitern! Stadtentwicklung 
kann sich stets verändern und eben-
so müssen sich die Planungsmethoden 
verändern. Temporäre Maßnahmen wie 
Tactical Urbanism machen neue Ge-
gebenheiten vorstellbar und machen es 
möglich, neue Verkehrsorganisationen 
auszuprobieren. Dafür braucht es Mut für 
Neues und ein Bekenntnis, auch scheitern 
zu können. Eine transparente Kommu-
nikation und ausreichend Begleitung ist 
dafür essenziell.

Mitwirkung ist wichtig, scheitern aber auch!6
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Anhang

Exemplarischer Interview-Leitfaden

Einleitung

Was ist die Rolle Ihrer Institution in der Umgestaltung öffentlicher Räume?

Wie ist Ihre Institution strukturiert?

Fallstudie

Wie ist der Prozess abgelaufen (Fokus auf das Prozessuale und die Beteiligten)?

Welche Rolle spielen der Bezirk und der Bezirksvorsteher bzw. die Bezirksvertretung?

Welche Herausforderungen gab es im Prozess und welche Learnings wurden gemacht? Was 
würde jetzt anders gemacht werden?

Wie liefen Entscheidungsprozesse ab, wer hatte großen Einfluss auf die Entscheidungen?

Die Wiener Verkehrsplanung - Funktionsweise und Herausforderungen

Welche Herausforderungen gibt es aus Sicht der MA 18 in der Wiener Verkehrsplanung derzeit, 
sowohl fachlich als auch strukturell (Magistrat, Politik)?

Machen Verwaltungsstruktur und Zuständigkeiten Sinn so, wie sie sind?

Gibt es Personen oder Dienststellen, die eine Transformation verhindern? Warum tun sie das? 
Gibt es strukturelle Hindernisse?

Veränderungen

Wie hat sich die Verkehrsplanung in den letzten Jahrzehnten verändert?

Was waren Meilensteine, die die Planung nachhaltig verändert (verbessert oder verschlech-
tert) haben?

Das eigene Zukunftsbild

Was sollte sich ändern, damit Planungsprozesse resilienter gestaltet werden können?

Was würden Sie ändern, wenn sie Stadträt:in wären?
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Auswertung der Interviews: Kategorien und Codes
Kategorie Code Anzahl der Codierungen
Visionen 19

Verkehrsgeschichte 21

Politik Budget 17

Legitimation 80

Demokratiepolitische 
Prozesse

28

Agenda Setting 102

Veränderungen 15

Kompetenzverteilung und 
Kooperation

54

Machtverhältnisse 26

Verwaltung Verwaltungsstruktur 72

Entscheidungshandeln 201

Umwelt 17

Personal und Werte 22

Transformation Landscape 25

Regime 43

Nischeninnovationen 68

Ziele und Strategien 37

Fallstudie Praterstraße Prozess 44

Akteur:innen 32

Entscheidungsfindung 37

Innovationen 14

Fallstudie 
Supergrätzl Favoriten

Prozess 26

Akteur:innen 9

Entscheidungsfindung 3

Innovationen 13

Fallstudie Thaliastraße Prozess 14

Akteur:innen 10

Entscheidungsfindung 7

Innovationen 5



WER
TRANS

FORMIERT
WIE ?!

Diplomarbeit
Johann Schneider


